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Liebe Mitglieder und 
Freunde der CDU Ludwigsburg,

Stuttgart 21 – selten hat ein Thema so po-
larisiert. Der CDU-Stadtverband hat mit
seiner S-21-Veranstaltung im Oktober 2010
mit dem Projektmanager Dr. Jürgen Lau-
kemper, Geschäftsführer der Drees & Som-
mer Infra Consult und Entwicklungsmana-
gement GmbH, einen ausgesprochenen
Experten nach Ludwigsburg geholt. Zu-
sammen mit unserem Baubürgermeister
Hans Schmid legten beide ausführlich die
Vorteile von Stuttgart 21 dar und machten
deutlich, weshalb die Idee K21 keine Alter-
native sein kann.

Die CDU Baden-Württemberg hat sich von
Anfang an für das Jahrhundertprojekt
Stuttgart 21 ausgesprochen. Wir werden
uns auch in Zukunft dafür engagieren: Je-
den Donnerstag bei der Kundgebung in
unserer Landeshauptstadt, bei Infostän-
den in der Ludwigsburger Fußgängerzone
oder in persönlichen Gesprächen.

Bei unseren Helfern und Gönnern möchte
ich mich an dieser Stelle recht herzlich be-
danken. Ohne Ihre Unterstützung in viel-
fältiger Art und Weise wäre unsere politi-
sche Arbeit für unsere Stadt und für unser
Land nicht möglich. Dieser Ausgabe ist das
Faltblatt „Für S 21 – Informationen und Ar-
gumente zum Bahnprojekt Stuttgart 21“
beigelegt. Auf den folgenden Seiten fin-
den Sie eine Übersicht zu unseren S-21-Ak-
tivitäten.

CDU-Montagstreff
Der CDU-Montagstreff in der Brauerei
Rossknecht am Reithausplatz ist eine Be-

reicherung im monatlichen CDU-Kalender.
Die Gesprächsrunde wird gut angenom-
men. Mit dem Marstall-Center im Blick
wird unter anderem aus dem CDU-Vor-
stand und von unseren CDU-Stadträten
aus erster Hand berichtet. Der Einblick in
die politische Arbeit ist für die Teilnehmer
natürlich immer ganz besonders interes-
sant. Gestartet ist die Runde im Septem-
ber mit unserem Stadtrat Thomas Lutz,
dem Landtagsabgeordneten Klaus Herr-
mann und der stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden im Ludwigsburger Gemein-
derat, Rosina Kopf. Kommen Sie doch mal
vorbei! Wir treffen uns jeden letzten Mon-
tag im Monat ab 20 Uhr im Rossknecht.
Der nächste Termin ist der 27.12.2010.

Bildung und Stadtentwicklung
Gute Bildungs- und Betreuungsangebote
sind die Grundlage für eine erfolgreiche
und nachhaltige Stadtentwicklungspolitik
der Zukunft. Die CDU hat mit dem „Kin-
derland Baden-Württemberg“ Maßstäbe
gesetzt und steht für eine kinder- und fa-
milienfreundliche Gesellschaft. Im bun-
desweiten Vergleich schneiden wir im
Ländle gut ab. 

Bildung und Familienfreundlichkeit sind
wesentliche Standortfaktoren für Städte
und Gemeinden. Wirtschaftsunternehmen
mit Weitblick haben dies in ihren Betrie-
ben für ihre Mitarbeiter und für zukünftige
Nachwuchskräfte seit jeher erkannt und
praktiziert. 

Die Kinderbetreuung muss nach wie vor
bedarfsgerecht und flexibel weiterentwik-
kelt und ausgebaut werden. Eltern wollen
zurecht langfristig Gewissheit haben, wem

sie wann ihre Kinder anvertrauen können
und zu welchen Bedingungen. In Ludwigs-
burg sind wir mit den Kinder- und Famili-
enzentren und weiteren Bildungsangebo-
ten auf einem guten Weg. Die Betreuung
von Kindern jeden Alters ist eine zentrale
Herausforderung, auch für unsere Stadt.
Bewährtes sollten wir fortführen und uns
dabei neuen Konzepten nicht verschlie-
ßen. 

Schlößlesfeldbücherei
Im Herbst dieses Jahres hat die CDU-Lud-
wigsburg über die Schlößlesfeldbücherei
diskutiert. Eine Runde aus CDU-Mitglie-
dern, dem Vorstand und der Fraktion ha-
ben in der Projektgruppe „Schule und Bil-
dung“ diskutiert und beraten und nach
Möglichkeiten gesucht, die Stadtteilbü-
cherei zu erhalten. Das Arbeitspapier, das
auch zwischenzeitlich vom Vorstand ein-
stimmig beschlossen wurde, finden Sie in
dieser Ausgabe auf Seite 14.

Landtagswahl 2011
Zur Landtagswahl am 27. März 2011 müs-
sen wir alle Reserven mobilisieren, um un-
ser Land weiter auf Wachstumskurs halten
zu können. Im Augenblick haben wir in
Deutschland das stärkste Wirtschafts-
wachstum seit 20 Jahren und die niedrig-
ste Arbeitslosigkeit seit 18 Jahren. Nach
der Wirtschaftskrise weist Baden-Würt-
temberg die höchste Wachstumsrate aller
Bundesländer auf. Dieser Aufschwung
muss jetzt gefestigt werden. 

Unser Abgeordneter und stellvertretender
Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion,
Klaus Herrmann MdL, wird zusammen mit
seiner Zweitkandidatin, Regionalrätin Elke
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Kreiser, alles daran setzen, erneut das Di-
rektmandat mit dem bestmöglichen Wahl-
ergebnis zu verteidigen. 

Deshalb schon heute meine Bitte an Sie:
Unterstützen Sie unseren Kandidaten
Klaus Herrmann und im Land unseren Mi-
nisterpräsidenten Steffan Mappus beim
Landtagswahlkampf 2011. Wir vor Ort wer-
den mit Veranstaltungen unsere Mitbür-
ger informieren und zu Diskussionsrunden
einladen sowie im März 2011 an jedem
Samstag mit einem CDU-Informations-
stand zur Landtagswahl in der Ludwigs-
burger Fußgängerzone vertreten sein. 

Ein Highlight kündigt sich für Mittwoch
Abend, 23. März 2011, in der Arena Lud-
wigsburg, Schwieberdinger Straße, an: 
Unsere Bundeskanzlerin Dr. Angela Mer-

kel wird zusammen mit unserem Mini-
sterpräsidenten Steffen Mappus sowie
mit weiteren CDU-Ministerpräsidenten
und der Spitze der Landes-CDU zum
Start in den Endspurt des Wahlkampfes
in Ludwigsburg sein. In einem Mitglie-
derbrief Anfang März 2011 erhalten Sie
hierzu weitere Informationen.

Zum Jahresende
Auch in diesem Jahr hatten wir in Ludwigs-
burg ein umfangreiches und interessantes
Programm, wobei wir Altbewährtes belas-
sen und Neues aufgegriffen haben. Einen
aktuellen und guten Überblick zu unseren
bisherigen und geplanten Aktivitäten er-
halten Sie auch im Internet auf unserer
Homepage: www.cdu-ludwigsburg.de. Un-
sere Partei lebt von Ihrem Engagement
und Ihrer Unterstützung. Gemeinsam

schaffen wir die großen Herausforderun-
gen auch im kommenden Jahr, davon bin
ich überzeugt.

Ihnen und Ihrer Familie wünsche ich ein
Frohes Weihnachtsfest mit Tagen der Ruhe
und Besinnung sowie ein gutes, gesundes
und erfolgreiches Jahr 2011.

Alles Gute

Ihr

Maik Stefan Braumann

Die Arena Ludwigsburg, daneben das neue NH Hotel

SPENDEN AN DEN CDU STADTVERBAND LUDWIGSBURG
Wir würden uns freuen, wenn Sie mit einer Spende die Tätig-
keit der CDU Ludwigsburg fördern. Mit dieser Spende helfen
Sie uns, auch in Zukunft eine moderne und attraktive Politik
für Ludwigsburg zu gestalten.

Wir freuen uns auch über Ihre Anregungen und natürlich
über konstruktive Kritik. Diese in unsere politische Arbeit
mit einzubringen, sehen wir als eine unserer wichtigsten
Aufgaben an.

Wir sichern Ihnen zu, dass Ihre Spende im Sinne unserer ge-
meinsamen politischen Überzeugung eingesetzt wird. 

Selbstverständlich sind auch zweckgebundene Spenden – 
z. B. für unsere Mitgliederzeitschrift Treffpunkt oder im
Wahlkampf – möglich.

Eine steuerlich anrechenbare Spendenquittung wird Ihnen
automatisch zugesandt.

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung!  

Unsere Bankverbindung:

CDU Stadtverband Ludwigsburg
Kreissparkasse Ludwigsburg
BLZ 604 500 50
Konto-Nr. 95503 
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So, das war sie nun, die Schlichtung. Aus
Sicht der Projektbefürworter mag es ja gar
nicht so schlecht gelaufen sein, auch die
Gegner, jedenfalls die weniger radikalen
unter ihnen, können sich in Geißlers Ora-
kelspruch sicher wiedererkennen.

Ein Stuttgart 21 Plus wird auch ein „Plus“
an Kosten verursachen, jedenfalls, wenn
der geforderte „Stresstest“ diese Notwen-
digkeit ergeben sollte. Die Tatsache, dass
das Ergebnis dieses abermaligen checks
erst im Sommer feststehen soll, sorgt erst
einmal dafür, dass zumindest dieses Ergeb-
nis nicht in den Landtagswahlkampf hin-
einspielen wird. Jedoch müssen sich Pro-
jektbefürworter und Freunde und Anhän-
ger der hiesigen Landesregierung mit Si-
cherheit auf weitere Proteste, besonders
im Februar und März des nächsten Jahres
einstellen.

Trotzdem war es wichtig, dass sich Befür-
worter und Landesregierung dieser
Schlichtung nicht verschlossen haben. In
der Tat war der Faktencheck, der von Hei-
ner Geißler souverän moderiert wurde,
eine gute Möglichkeit, eine breite Öffent-
lichkeit zu informieren, wenn diese dazu
schon in den vergangenen 15 Jahren nicht
selbst in der Lage war.

Die Chance wurde genutzt, K21 und pole-
mische Pseudo-Argumente zu entlarven.
Es haben sich, vor allem auf der Seite der
Befürworter, einige Teilnehmer hervorge-
tan: Bahnvorstand Kefer, der durch seinen
Sachverstand und seine Fähigkeit, für
komplizierte Sachverhalte greifbare For-

DIE STUTTGARTER SCHLICHTUNG

mulierungen zu finden. Tanja Gönner, die
ihre rhetorischen wie offensiven Fähigkei-
ten voll ausspielen konnte und sich damit
abermals für weitere Aufgaben empfohlen
hat. Selbstverständlich darf der große Mo-
derator und Rhetor, Heiner Geißler, nicht
vergessen werden, dessen Affinität zu öf-
fentlichkeitswirksamen Darbietungen oh-
nehin bekannt war. Mit seinem Auftritt bei
der Stuttgarter Bahnschlichtung hat er
sich aber endgültig ein Denkmal gesetzt
und das letztlich zurecht.

Er hat sie alle teilweise
wie Schulerbuben aus-
sehen lassen und wir
Zuschauer genossen
die betretenen Mienen,
natürlich bevorzugt die
der Projektgegner.
Aber, er hat nach allen
Seiten ausgeteilt und
somit der Schlichtung
jene Form der Neutrali-
tät gegeben, die not-
wendig war.

Nun wird sich zeigen
müssen, wie das Ergeb-
nis wirkt: Klar war von
vornherein, dass es kei-
ne Kompromisslösung
geben würde. Dennoch
zeigt der Schlichter-
spruch und der Weg,
der einmal mehr das
Ziel war, dass die Lan-
desregierung punkten
und Boden wieder gut

machen konnte. Nun gilt es, im Zeichen
dieses Erfolgs weiterzumachen und in
Richtung Landtagswahl wieder die Füh-
rung zu übernehmen. Vielleicht gibt es da
ja auch noch das ein oder andere Thema,
das aus dem Hut gezaubert wird…

Peter Schmid

S 21 Schlichter Dr. Heiner Geißler.

Sein Vorschlag: S 21 +

4433
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Im Kulturzentrum Ludwigsburg fand eine
vom Stadtverband der CDU Ludwigsburg
für Mitglieder organisierte Informations-
veranstaltung zum Planungsstand des Pro-
jektes Stuttgart 21 statt. Referent war Dr.-
Ing. Jürgen Laukemper, Partner der Drees
& Sommer-Gruppe, welche die Projekt-
steuerung für Stuttgart 21 übernommen
hat, sowie als weiterer Referent Baubür-
germeister Hans Schmid.

Der Vizepräsident des Europäischen Parla-
ments und Europaabgeordneter der CDU,
Rainer Wieland MdEP führte in das Thema
ein: „Aus europäischer Sicht ist Stuttgart
21 Teil der bedeutenden Ost-West-Magi-
strale Paris – Bratislava – Bukarest, die in
jedem Fall errichtet wird und Stuttgart
stellt in diesem Projekt einen wichtigen
Knotenpunkt dar.“

Sollte Stuttgart 21 in der geplanten Form
nicht realisiert werden, ergäbe sich als
Konsequenz, dass eine Ausweichstrecke,
wie beispielsweise eine Umführung um
Stuttgart über Würzburg, Nürnberg und
Ingolstadt realisiert werden würde. Mit
dem bestehenden Kopfbahnhof, so Wie-
land, sei die schnelle Anbindung mit dem
ICE an den Flughafen nicht möglich.

Dr. Jürgen Laukemper, seit 1994 mit der
Projektsteuerung des Vorhabens beauf-
tragt, stellte die Teilprojekte des Gesamt-
vorhabens dar: Diese bestehen aus dem
Verkehrsprojekt, dem städtebaulichen
Projekt sowie der Neugestaltung des Are-

als um den bestehenden Hauptbahnhof.
Die Umgestaltung des Hauptbahnhofes
sei dabei der geringste Teil des Gesamt-
projektes. Die Entwicklung des städtebau-
lichen Projektes beginne in der bestehen-
den Planung ab 2020.

Das infrastrukturelle Bahnprojekt gliedere
sich in zwei Teile mit einer Gesamtlänge
von 121 km auf: Die Streckenführung vom
Anbindungsknoten nach Stuttgart mit 57
km und die Streckenführung von Wendlin-
gen nach Ulm mit 64 km.

Die häufig kritisierte Tatsache, dass nur
acht Gleise geplant seien, begründete Dr.
Laukemper damit, dass nicht mehr erfor-
derlich seien. Von der Planung her sei

Stuttgart 21 ohne Alternative, da es keinen
geplanten Gegenentwurf gebe und eine
erneute Planung einer Kopfbahnhof-Va-
riante mindestens nochmals zehn Jahre in
Anspruch nehmen würde. Darüber hinaus
seien Teile der bestehenden Anlage, vor al-
lem die für die Streckenführung der Gleise
benötigten Kreuzungsbauwerke, über
hundert Jahre alt und könnten aufgrund
der bestehenden bautechnischen Vor-
schriften nicht saniert werden.

Somit seien nur wenige bestehende Teile
des Bahnhofs für die bisher fiktive Varian-
te K21 überhaupt weiter nutzbar und auch
dort sei ebenfalls weitestgehend eine er-
neute Errichtung des Bauwerkes mit sei-
nem hohen Flächenbedarf erforderlich.

INFORMATIONSVERANSTALTUNG ZUM PROJEKT S 21
mit Dr.-Ing. Jürgen Laukemper und Baubürgermeister Hans Schmid

V.l.n.r.: Maik Stefan Braumann, Rainer Wieland MdEP,

Klaus Herrmann MdL, Dr. Ing. Jürgen Laukemper, BM

Hans Schmid, Ingeborg Choeb und Peter Schmid

Noa Jordan eröffnet die Diskussionsrunde
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Des weiteren wären bei K21 nur geringere
Geschwindigkeiten bei der Einfahrt ins
Stadtgebiet möglich und entlang der dabei
vorgesehenen Streckenführung im Nek-
kartal müssten die bestehenden Gleise mit
zumindest einem weiteren Gleis erweitert
werden, bei welchem aufgrund der bau-
technischen Regelungen links- und rechts-
seitig des jeweiligen Gleises etwa vier Me-
ter hohe Lärmschutzwände zu errichten
wären, so Dr. Laukemper.

Baubürgermeister Hans Schmid, betonte
die zu geringe Verteilung der fachlichen
Informationen und stellte nochmals deut-
lich heraus, dass 40 Prozent der Einwoh-
ner Baden-Württembergs in der Region
Stuttgart wohnen und von dem günstigen
Verkehrsanbindungskonzept von S21 profi-
tieren würden.

Bezüglich des Vorwurfs der zu hohen Ko-
sten und der vorgeworfenen Verschwen-
dung von Steuermitteln stellte Baubürger-
meister Schmid die Frage, wo denn die
Proteste bei der staatlichen Förderung
beispielsweise der Hypo Real Estate wa-
ren?

In der anschließenden sachlichen Diskussi-
on mit interessierten Mitgliedern beant-
wortete Dr. Laukemper zahlreiche Fragen,
die den Informationsbedarf in diesem
komplexen Projekt aufzeigten. 

Bei der letzten Klausurtagung des CDU-
Stadtverbandes Ludwigsburg betonte der
Vorstand der CDU Ludwigsburg erneut die
Wichtigkeit des Projektes S21 vor allem
auch für Ludwigsburg und beschloss, das
Projekt in vollem Umfang zu unterstützen.

Michael Karwath

Nebenbei bemerkt ...

Ja, wo sind wir denn? Es ist doch unglaub-
lich: Nach langer Zeit des Abwanderns von
Millionen Euro für den Finanzausgleich
von Baden-Württemberg in andere Bun-
desländer wird unser zu großen Teilen
noch aus der Kaiserzeit stammendes
Schienennetz auf der Achse München-
Ulm-Stuttgart modernisiert und der Bahn-
hof zukunftstauglich gestaltet. Was in Ber-
lin und andernorts groß gefeiert wurde,
führt jedoch bei uns zu unglaublichen Pro-
testen, über die schon halb Deutschland
und Europa lacht.

Eines der ehrgeizigsten Umweltprojekte,
nämlich die Bündelung von Flughafen,
Landesmesse, Autobahn und Schiene und
der Anschluss an den Stuttgarter Haupt-
bahnhof, wird nun mit Argumenten des
Umweltschutzes heftig bekämpft. 

Gut, dass es in unserer Demokratie die
Meinungsfreiheit gibt. Aber die Einzelnen
sollten auch verantwortlich damit umge-
hen. Der Nordflügel des Hauptbahnhofs
wird zum Nabel der Welt erklärt. Und dies
von Leuten, für die diese graue Betonwand
seither nichts bedeutet hat.

Ja, wo sind wir denn? Wo waren die Kritiker
all die Jahre, in denen es im Hauptbahnhof
Videoinstallationen, Ausstellungen und
Modellpräsentationen zu Stuttgart 21 gab?
Niemand von den jetzigen Akteuren – von
ein paar penetranten Dauer-Neinsagern

abgesehen – hat sich darum gekümmert
oder auch nur ein Anzeichen von Protest
gezeigt. Schade, dass in demokratischen
Willensbildungsprozessen und einwand-
frei rechtlichen Verfahren zustande ge-
kommene Projekte von sogenannten De-
mokraten jetzt nicht anerkannt werden. 

Schon jetzt freue ich mich, die neue Bahn-
strecke und den Bahnhof hoffentlich bald
benutzen zu können – ein Projekt, das un-
serer Region gut tut. <<<

Dr. Ing. Jürgen Laukemper bei 

seinem interessanten Vortrag

Senator h.c. Karl Strenger

STRENGER Bauen und Wohnen GmbH

KARL STRENGER
Ein Ludwigsburger Unternehmer nimmt Stellung zu S 21
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Über 25 Jahre bin ich nach Stuttgart ge-
pendelt. Beim Anblick der wüsten, giganti-
schen Gleisanlagen im Herzen der Stadt
dachte ich des öfteren: Ach wäre das toll,
wenn diese abgebaut werden könnten.
Man würde wertvolles Gelände in bester
Innenstadtlage gewinnen und man könnte
den Park erweitern. Das Versiegeln weite-
rer Bodenflächen um Stuttgart würde ver-
mieden.

Jetzt nach 15-jähriger Planungszeit kann
dieser Wunsch Wirklichkeit werden, doch
es treten auf:

1. Selbsternannte „Parkschützer“, die mit
aller Macht eine Erweiterung des Parks
verhindern wollen.

2. des Weiteren „Baumschützer“, die mili-
tant eine Erneuerung des alten Baum-
bestandes und die Pflanzung von mehr
Bäumen verhindern wollen.

3. dazu kommen die „Lokschützer“, die
unbedingt bemannte Loks unnötig im
Kopfbahnhof stehen sehen wollen.

Es fällt auf, dass es hierzulande sehr ein-
fach ist, Stimmen zu gewinnen. Man muss
sich nur der Zukunftsgestaltung verwei-
gern und gegen alles sein: 

Wie z.B. die „Linken“, die gegen die Bun-
deswehr, Hartz IV und gegen die Demo-
kratie sind, oder die „Grünen“, die gegen
jede Zukunftsplanung sind und nach 15-

jährigem Nichtstun mit der Haltung gegen
Stuttgart 21 auf Stimmenfang gehen. Die
SPD hat erkannt, wenn die Partei die not-
wendigen Beschlüsse aus ihrer Regie-
rungszeit zurücknimmt, erhöht sich ihr
Stimmenanteil. Populistischer geht es
nimmer. Auf diesen Zug will auch die Lan-
des-SPD aufspringen, die sich nach und
nach von Stuttgart 21 verabschiedet. Popu-
lismus ohnegleichen! Doch der Wähler
durchschaut das Spielchen! 

Ein weiteres Hauptargument der Stutt-
gart-21-Gegner sind die Höhe der Kosten.

Es ist sehr glaubwürdig, wenn diese durch
die Dauerproteste bewusst in die Höhe ge-
trieben werden.

Teilt man die Kosten für Stuttgart 21 – egal
wie hoch sie am Ende sein werden – durch
die Zahl der Baujahre, dann ist der Betrag
pro Jahr in einem so reichen Land jederzeit
überschaubar.

Fazit:
Bei den Demonstrationen treten auch ech-
te sparsame Schwaben auf. Sie verzichten
auf Zukunftsinvestitionen in Baden-Würt-
temberg. Andere Länder würden das Geld
gerne verbraten und machen sich lustig
über die seltsamen Schwaben. Das ist ein
echter Schwabenstreich, meinen viele. <<<

EDWARD SEBASTIAN
Ein Ludwigsburger Bürger nimmt Stellung zu S 21

Starke Beteiligung: Regionalrätin Elke Kreiser spricht bei

der Pro-Kundgebung auf dem Marktplatz in Stuttgart

MdL Klaus Herrmann mit Mitgliedern der JU Ludwigsburg
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Einen Anstieg der Gewalt gegen Polizi-
sten beklagt der Vorsitzende des CDU-
Arbeitskreises der Polizei, Rainer Staib.
Auch Stuttgart 21 zählt er dazu - wenn-
gleich unter besonderen Vorzeichen.

Flaschen fliegen, Polizisten werden getre-
ten und bespuckt: So schildern Rainer
Staib und ein Kollege, der zum persönli-
chen Schutz anonym bleiben will, die Si-
tuation an jenem 30. September 2010 im
Stuttgarter Schlossgarten, als die Polizei
überhart gegen Demonstranten vorgegan-
gen sein soll. Staib war als Zugführer der
Bereitschaftspolizei mehr im Rückraum im
Einsatz, sein Kollege mit der Spezialeinheit
vorne im Getümmel. 

Beide wehrten sich bei einer Veranstal-
tung des CDU-Arbeitskreises der Polizei in
Esslingen gegen den Vorwurf, die Räu-
mung des Schlossgartens sei unangemes-
sen erfolgt. Staib betont: „Es gab wie im-
mer ein abgestuftes Vorgehen der Polizei,
das richtet sich nach dem Verhalten der
Demonstranten.“ Sein Kollege sagt: Die
Demonstranten hätten sich trotz Auffor-
derung nicht entfernt, sie seien weggetra-
gen worden und wiedergekommen. Pfef-
ferspray habe man irgendwann eingesetzt,
„um den Druck rauszunehmen“. Wasser-
werfer seien erst nach anderthalb Stunden
eingesetzt worden. 

Der Spezialeinheits-Führer berichtet auch
von einer anarchischen Stimmung: „Die
Bürger warfen Baustellen-Rohre auf die
Straße. Es herrschte allgemein das Gefühl,
jetzt ist alles erlaubt.“ Staib war oft genug

im Einsatz wegen Stuttgart 21, hat bei der
Baustellen-Absicherung auch mit Demon-
stranten diskutiert und erlebt, dass „der
normale Stuttgarter Bürger uns gegenüber
eine Aggressivität an den Tag legt, die wir
so bisher nicht kannten“. 

Gewalt gegen Polizisten 
im Alltag immer häufiger

Polizisten würden beschimpft, von der Be-
leidigung als „Erfüllungsgehilfen der Poli-
tik“ bis zu „Kindermördern“ und „Verglei-
che mit 1933“. Auch Respektlosigkeit ge-
genüber der Polizei greife um sich, sagt
Staib. Da werde er im Schlossgarten von
einem Mädchen mit Wasserpistole be-
spritzt, und daneben stehe eine erwachse-
ne Person, die das nicht unterbinde. Für
Staib ist das nicht hinnehmbar. Und die
Stuttgarter Szenerie korrespondiere mit
einer Entwicklung von zunehmender Ge-
walt gegen Polizisten, die schon zehn Jah-
re zu beobachten sei. 

Polizisten seien im Alltag immer häufiger
mit Widerstand konfrontiert. Stuttgart 21

zeige Gewaltbereitschaft auch aus der Be-
völkerung. Und bedenklich sei allein schon
die Respektlosigkeit. Dass da Schüler im
Schlossgarten auf einen Gitter-Lastwagen
der Polizei steigen, wie dies auf Aufforde-
rung von mutmaßlichen Linksextremen
geschehen sei. Staib fragt: „Was hätte vor
20 Jahren ein Vater gesagt, wenn sein Kind
sich so verhält?“ Heute drohe das gesell-
schaftsfähig zu werden. 

Psycho-Terror – 
eine perfide Form von Gewalt

Staib weiß nicht, woher der nachlassende
Respekt für die Polizei kommt. Vielleicht
aus den Familien, mutmaßt er, man höre ja
auch, dass Schüler Lehrern das Leben
schwer machten und von den Eltern noch
Unterstützung bekämen. Wie man die Au-
torität der Polizei wieder stärken kann -
Staib kennt nur ein Mittel strafrechtlicher
Natur: Gewalt gegen Polizisten schärfer zu
ahnden als mit dem herkömmlichen Para-
grafen „Widerstand gegen Vollstreckungs-
beamte“. Da müsse ein eigener Paragraph
her, der Straftatbestand „Gewalt gegen
Polizeibeamte“, der auch die Flaschen-
oder Steinwürfe bestrafe, die nicht treffen.
Damit könne man auch gegen eine perfide
Form von Gewalt vorgehen, die die so ge-
nannte ‚Clowns Army’ praktiziere. Diese
Gruppierung suche die Polizei durch Be-
drängen und Auslachen zu behindern - was
psychisch äußerst belastend sei, sagt
Staib. 

Jürgen Schäfer, 
Neue Württembergische Zeitung, 

Ausgabe Göppingen, vom 04.11.2010

MdB Steffen Bilger bei der 1. Großkundgebung 

auf dem Schlossplatz in Stuttgart

POLIZEI FORDERT RESPEKT

Klaus Herrmann MdL spricht auf der Pro-Kundgebung
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Die polizeilichen Einsatzmaßnahmen zum
Bauvorhaben Stuttgart 21 und der damit
einhergehenden Versammlungen und De-
monstrationen machten es insbesondere
in den Monaten September und Oktober
2010 erforderlich, den polizeilichen Kräfte-
ansatz zu erhöhen. Dabei konnte die Ge-
stellung des Personals nicht ausschließlich
durch das zuständige Polizeipräsidium
Stuttgart erfolgen, weswegen das Präsidi-
um Unterstützung durch Einsatzkräfte der

Bereitschaftspolizeien und der Polizeidi-
rektionen des Landes erhielt. 

Anlässlich des Aufrufs der Alarmhundert-
schaften, welche bei besonderen Anlässen
aus Beamten und Beamtinnen des tägli-
chen Dienstes der Polizeireviere gebildet
werden, kamen auch Einsatzkräfte der Po-
lizeidirektion Ludwigsburg rund zwanzig
Mal zum Einsatz. Dazu wurden die Beam-
ten und Beamtinnen teilweise aus dem re-

gulären Dienst herausgelöst, teil-
weise in ihrer Freizeit aufgerufen.  

„Die Herauslösung aus dem tägli-
chen Dienst führte zu einer gewis-
sen Verringerung der polizeilichen
Präsenz innerhalb des Landkreises
Ludwigsburg. In Einzelfällen war es
erforderlich, kleinere Polizeiposten
für einen Tag unbesetzt zu lassen
und somit vorübergehend zu
schließen. Insgesamt wurde jedoch
darauf Wert gelegt, die Einsatzbe-
reitschaft und die Abarbeitung ein-
gehender Einsätze gewährleisten
zu können, weshalb die 24-Stun-
den-Besetzung der Polizeireviere
durch Vertretungsdienste aufrecht-
erhalten wurde“, so Frank Rebholz. 

Im Weiteren führte insbesondere
der Aufruf von Beamten und Beam-
tinnen in deren Freizeit dazu, dass
ca. 2.900 Mehrarbeitsstunden für
die Polizeidirektion Ludwigsburg

anfielen. Diese Stunden werden in der Fol-
gezeit – neben einer möglichen finanziel-
len Vergütung – zum Teil durch die Gewäh-
rung von Freizeitausgleich abgegolten.
Diese zusätzlichen Ausfallzeiten im Be-
reich des zur Verfügung stehenden Perso-
nals können im Rahmen der Dienstpla-
nung berücksichtigt werden, sodass durch
den Freizeitausgleich zwar mit einer leich-
ten, nicht jedoch gravierenden Verschär-
fung der Personalsituation zu rechnen sei. 

Zusammenfassend sei festzustellen, so
Frank Rebholz, dass die seitens der Polizei-
direktion Ludwigsburg im Zusammenhang
mit Stuttgart 21 erbrachte Kräftegestel-
lung für die Bürger des Landkreises Lud-
wigsburg lediglich geringe Einbußen in der
polizeilichen Betreuung bedeutet hätten.

In Bezug auf den in den Medien und der
Öffentlichkeit stark diskutierten polizeili-
chen Einsatz am Vormittag des 30. Sep-
tember 2010 merkt Leitender Polizeidirek-
tor Frank Rebholz an, „dass die Beamten
und Beamtinnen der Polizeidirektion Lud-
wigsburg an diesem Einsatzgeschehen
nicht beteiligt waren.“ 

Seit Anfang Oktober 2010 seien Einsatz-
kräfte der Polizeidirektion Ludwigsburg,
mit Ausnahme eines speziell geschulten
Beamten, welcher im Rahmen von Anti-
Konflikt-Teams eingesetzt sei, im Zusam-
menhang mit Stuttgart 21 nicht mehr zum
Einsatz gekommen, so Frank Rebholz. <<<

POLIZEIDIREKTION LUDWIGSBURG ZU S 21
Der Leitende Polizeidirektor, Frank Rebholz, zur Beteiligung der 
Polizeidirektion Ludwigsburg bei den Einsatzmaßnahmen Stuttgart 21

Auf der Pro-Kundgebung ist kein Polizeieinsatz nötig.

Luftballons fliegen für S 21
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So schrieb dieser Tage eine wöchent-
lich erscheinende weit verbreitete
Ludwigsburger Zeitung auf ihrer Titel-
seite. Ja natürlich, wir wollen doch alle
mehr, also auch mehr Weihnachten! Es
darf doch von allem etwas mehr sein,
gerade an Weihnachten, da beson-
ders!

Mehr Weihnachtsdekorationen in den
Geschäften – mehr Weihnachtsange-
bote – mehr Öffnungszeiten, damit
man mit noch größerer Sorgfalt für
seine Lieben einkaufen kann – mehr
Sonderangebote, so richtige Weih-
nachtsschnäppchen – einen schöne-
ren Weihnachtsbaum als im vergange-
nen Jahr (nach der Wirtschaftskrise,
die jetzt doch hoffentlich überstanden
scheint) – mehr weihnachtliche Tref-
fen, damit wirklich niemand, kein Ver-
ein, keine Organisation, keine Gruppe,
kein Freundeskreis in den Wochen und
Tagen vor und nach dem großen Fest
unberücksichtigt bleibt – mehr neu
herausgekommene CDs pünktlich zum
Fest, damit wir uns so richtig weih-
nachtlich „eingrooven“ können – mehr
weihnachtlich gestimmte neue Filme
in den Kinos – mehr Weihnachtszirkus
(nicht nur in Heilbronn und Stuttgart-
Bad Cannstatt) – mehr Weihnachts-
konzerte – mehr, mehr, mehr... die Li-
ste können Sie endlos weiterführen. 

Mehr... aber stopp: erwarten Sie jetzt
bloß nicht so eine alberne Konsumkri-
tik, die man öfter pünktlich zum Fest
von den Kanzeln hört, „nein,“ werden

Sie völlig zu Recht sagen, „die gönnen
einem nicht einmal das.“ Nein, aber
vielleicht geht es Ihnen, liebe Partei-
freundinnen und Parteifreunde wie
mir, dass sich Ihnen von dem vielen
‚Weihnachten’ schon der Magen um-
dreht, Ihnen womöglich die Galle
streikt, die Augen flimmern oder die
Ohren dröhnen (und Ihr Geldbeutel
Seufzer ausstößt)?

Also dann doch lieber etwas weniger
Weihnachten??

Etwas weniger Weihnachten könnte
eventuell Ressourcen freiwerden las-
sen für das, was Weihnachten viel-
leicht wirklich meint: weniger Stress,
weniger Konflikte, weniger Zeitknapp-
heit, weniger Ruhelosigkeit, weniger
aneinander vorbeileben, weniger sich
vergleichen mit anderen, weniger So-
zialneid, weniger Respektlosigkeit. 
Ressourcen, die dann freiwerden
könnten für mehr Entspannnung,
mehr Konfliktbewältigung, mehr freie
Zeit für sich, mehr innere Ruhe, mehr
aufeinander zugehen, mehr aufeinan-
der hören, mehr Zufriedenheit, mehr
Wertschätzung.

Also doch mehr Weihnachten? Den-
ken Sie einmal darüber nach, ich glau-
be, es lohnt sich für jeden von uns.

Nicht weniger, sondern wirklich mehr
Weihnachten wünscht Ihnen

Roland Schmierer

„NOCH MEHR WEIHNACHTEN!“BUCHTIPP
„Machtmenschen“ 
von Prof. Gerd Langguth

Gerd Langguth, Professor für Politikwissenschaft
an der Universität Bonn, ist ein ausgewiesener
Kenner sowohl des ehemaligen Bonner als auch
des jetzigen Berliner Politikbetriebs. Als solcher ist
er häufig ein willkommener Gast beim Fernsehsen-
der „Phoenix“, wenn es um die Einordnung politi-
scher Ereignisse geht, hat aber als profunder Poli-
tikkenner auch schon eine Reihe von Büchern ge-
schrieben. 

Seine Biographie über Kanzlerin Angela Merkel
war bereits sehr lesenswert, jedoch sind seine
„Machtmenschen“ vor allem deswegen so interes-
sant, weil er dort die Regierungsweise und den
Weg, der Helmut Kohl, Gerhard Schröder und eben
Angela Merkel an die Macht führte, vergleicht und
beschreibt. Er schildert Eigenheiten und Charakte-
ristika von Persönlichkeiten, an deren Regierungs-
zeit wir uns noch (weniger) gut erinnern, somit ist
der Bezug noch leichter herzustellen. 

Prof. Langguth beschreibt nicht so detailliert wie in
seiner Biographie der Kanzlerin, aber doch sehr
pointiert die wesentlichen Ereignisse in den jewei-
ligen Kanzlerschaften; er beleuchtet mit seinem
Hintergrundwissen so manches Geschehen und
lässt es für den Leser in einem vorher noch nicht
gesehenen Licht erscheinen.

Es handelt sich um ein sehr lesenswertes Buch für
alle, die am Politikbetrieb, dessen Hintergründe
und den „Menscheleien“, die damit einhergehen,
interessiert sind. Für diejenigen, die erst mal nur
„reinschnuppern“ wollen, noch ein weiterer Tipp:
Das Buch gibt es auch zum Ausleihen bei der Stadt-
bibliothek Ludwigsburg. Peter Schmid
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Herbstklausur
Wichtigstes Thema der Herbstklausur war
die Landtagswahl 2011. Unser Landtagsab-
geordneter Klaus Herrmann erläuterte die
Konzeption und den zeitlichen Ablauf des
Wahlkampfes. Neben den Wahlkampfstän-
den in der Ludwigsburger Fußgängerzone
wird es weitere Informations- und Diskus-
sionsveranstaltungen geben.

Auch ein Rückblick auf das bisherige
Amtsjahr und ein Ausblick auf 2011 war Teil
der Sitzung. So soll zukünftig die Kommu-
nikation zwischen Parteiführung und Mit-
gliedern weiter ausgebaut werden. Der
CDU-Montagstreff ist eine erste wichtige
Maßnahme. Tagesaktuell können sich Mit-
glieder über die Homepage des Stadtver-
bandes informieren. Im Hinblick auf die
Landtagswahl soll ein E-Mail-Verteiler für
interessierte Mitglieder eingerichtet wer-
den.

Die Projektgruppen hatten einen guten
Start und werden weitergeführt. Sie die-
nen zur Fortschreibung der programmati-
schen Aufstellung und inhaltlichen Arbeit
der CDU in Ludwigsburg.

Für das Jahresprogramm 2011 sind die
Landtagswahl am 27. März und die OB-
Wahl am 3. Juli wichtige Termine. Weitere
Themen werden voraussichtlich u.a. Mobi-
lität, Infrastruktur und Stadtentwicklung
sein.

Der Vorstand hat sich einstimmig für das
Projekt Stuttgart 21 ausgesprochen und
wird es verstärkt mit Öffentlichkeitsarbeit

vor Ort begleiten. Organisierte Fahrten
zur Kundgebung und einen ersten Info-
stand „Für S 21“ gab es bereits im Novem-
ber. 

Vorstand vor Ort
Seit April tagt der CDU-Vorstand stets an
unterschiedlichen Orten. Der Gedanken-
austausch und Kontakt zu Vereinen, Insti-
tutionen und Unternehmen wird dadurch
weiter verstärkt, aktuelle Themen können
angesprochen und beraten werden. Im No-
vember hat der Vorsitzende des Stadtver-
bandes der Gesangs- und Musikvereine,
Peter Teufel, über die derzeitige Situation
in Ludwigsburg berichtet. Zuvor war der
Vorstand Gast beim Bürgerverein West-
stadt und Pflugfelden im Pflugfelder Tor-
haus, bei unserem Bundestagsabgeordne-
ten Steffen Bilger im Wahlkreisbüro, beim
Bürgerverein der Unteren Stadt sowie bei
mehreren Ludwigsburger Sportvereinen
und Unternehmen.

OB-Wahl
In seiner Oktobersitzung hat der Vorstand
einstimmig die erneute Kandidatur von
Oberbürgermeister Werner Spec begrüßt. 

Mitgliederstand
Gegen Jahresende lässt sich sagen, dass
sich Neueintritte und Austritte sowie der
Verlust durch Todesfälle die Waage halten.
Angegebene Gründe für die vereinzelten
Austritte waren in erster Linie die Koaliti-
onsstreitigkeiten auf Bundesebene. Die
kreisweite Mitgliederwerbeaktion aus den
vergangenen Jahren wird fortgeführt. Ge-
rade im Rahmen der Landtagswahl gibt es

viele Möglichkeiten, Kontakt zu interes-
sierten Bürgerinnen und Bürgern aufzu-
bauen. Dies wollen wir auch in Ludwigs-
burg nutzen.

Schuldenabbau
Der Stadtverband hat sich im Falle von
Steuermehreinnahmen für die Jahre
2011/2012 für deren Verwendung zur Ver-
ringerung der Neuverschuldung ausge-
sprochen. Der Vorstandsbeschluss des
CDU-Stadtverbandes wurde beim 
59. Kreisparteitag in Asperg eingebracht
und beschlossen. Näheres finden Sie auf 
Seite 19. <<<

Die nächste Treffpunkt-
Ausgabe erscheint Anfang
März 2011 zur Landtagswahl.

BERICHT AUS DEM VORSTAND

Der Vorsitzende Maik Stefan Braumann und seine Stell-

vertreterin Ingeborg Choeb

Alle „bitte recht freundlich“ auf der Klausurtagung

Der stellvertretende Stadtverbandsvorsitzende Peter

Schmid verteilt „Parkerweiterer-Buttons“ am CDU-Stand
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Ziel der Projektgruppe „Arbeit und Wirt-
schaft“ ist die Basis zu bilden für eine zu-
künftige inhaltliche Ausrichtung des CDU-
Stadtverbandes im Hinblick auf die näch-
sten Kommunalwahlen. Grundlage hierfür
bilden Besuche bei Unternehmen, Work-
shops und Diskussionsveranstaltungen.
Dabei soll die Projektgruppe für alle CDU-
Mitglieder, also auch für Mitglieder außer-
halb des CDU-Vorstandes, geöffnet sein.

Die Projektgruppe stellt ganz bewusst die
beiden Themen „Arbeit“ und „Wirtschaft“
in den ihnen gebührenden Zusammen-
hang, da das eine ohne das andere nicht
auskommt. Auch sollen zukünftige Ent-
wicklungen auf dem regionalen Bewerber-

markt Beachtung finden. So fand inner-
halb des CDU-Sommers 2010 eine Veran-
staltung zum Thema „Auswirkungen des
demographischen Wandels auf den Ar-
beitsmarkt und die Belegschaft in Unter-
nehmen“ im Rossknecht-Biergarten statt.
Referent war Peter Schmid, stellvertreten-
der CDU-Stadtverbands-Vorsitzender und
Projektleiter im Großkundenmanage-
ments eines Personaldienstleisters.

Ebenso fand im November ein Besuch des
„Breuningerlandes Ludwigsburg“ statt, wo
die Mitglieder der Projektgruppe nach ei-
ner Führung durch das Center mit dem
Center-Manager, Herrn Jörg Harengerd,
zusammentrafen. Dabei spielte die Situati-

on des Einzelhandels sowohl in der Lud-
wigsburger Innenstadt als auch im Tam-
merfeld und hier speziell im dortigen ECE-
Center eine entscheidende Rolle. Jedoch
versteht sich die Projektgruppe nicht nur
als rein inhaltliche Plattform, sondern sie
soll die Menschen innerhalb der Ludwigs-
burger Union auch zusammenbringen. Pe-
ter Schmid hierzu: „Wenn es uns gelingt,
miteinander ins Gespräch zu kommen und
aus den Veranstaltungen viele Anregun-
gen mitzunehmen, hat die Projektgruppe
schon eine ganze Menge an Arbeit gelei-
stet!“ Schmid weiter: „Wer noch mitma-
chen möchte, ist herzlich dazu eingela-
den!“ PS

PROJEKTGRUPPE ARBEIT UND WIRTSCHAFT

PROJEKTGRUPPE BESUCHT BREUNINGERLAND
Treffen mit Center-Leiter Jörg Harengerd

Im Rahmen eines Besuchs der Projekt-
gruppe „Arbeit und Wirtschaft“ des CDU
Stadtverbandes Ludwigsburg im Breunin-
gerland informierten sich die Projektgrup-
penmitglieder unlängst über das Breunin-
gerland.

Center-Leiter Jörg Harengerd führte die
Projektgruppe durch das Breuningerland
und wies auf anstehende Veränderungen
und Optimierungen innerhalb des Centers
hin. Projektgruppenleiter und stellvertre-
tender CDU Vorsitzender Peter Schmid er-
klärte dabei die Aufgabe der Projektgrup-
pen des Stadtverbandes: „Wir wollen uns
damit inhaltlich auf ein neues Kommunal-

wahlprogramm vorbereiten und uns daher
möglichst umfänglich im Vorfeld bei allen
städtischen Akteuren  informieren!“ Inter-
essant am Besuch im Breuingerland fand
Peter Schmid, wie man sich jetzt, nachdem
die Erweiterung des Centers vorerst durch
die bekannte Gemeinderatsentscheidung
gestoppt wurde, im Einkaufszentrum neu
aufstellt.

Harengerd berichtete in diesem Zusam-
menhang von insgesamt 87 Optimierun-
gen im ganzen Haus, darunter auch der
Weg- und Neuzugang von Filialisten. Im
Gespräch mit der CDU-Projektgruppe
schilderte Harengerd den Anspruch des

Hauses, das von der Hamburger ECE-
Gruppe betrieben wird, wie sich das Breu-
ningerland definiert. Dabei hob er beson-
ders auf Qualität, Funktionalität, Marke-
ting und verschiedene Aktionen ab, die im
Center durchgeführt werden.

Auf die Frage von Peter Schmid, welche
drei Wünsche er sich gerne im Hinblick auf
das von ihm geleitete Center erfüllen wür-
de, meinte Harengerd, dass die „kleine“ Er-
weiterung von 4500 qm schön wäre, keine
Sortimentsbeschränkungen in diesem Zu-
sammenhang kommen sollten und der
Parkraum entsprechend erweitert werden
müsste. PS

Der Center-Leiter Jörg Harengerd informiert vor Ort

Die Projektgruppe im BreuningerLand
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Die Projektgruppen erreichen Sie
unter der E-Mail-Adresse:
CDU-Stadtverband-LB@web.de

PROJEKTGRUPPE SCHULE UND BILDUNG

Die Themen „Schule und Bildung“ sind
nicht nur auf kommunaler Ebene allgegen-
wärtig, auch in der Landespolitik – und ak-
tuell im kommenden Landtagswahlkampf
– wird die CDU diese Themen offensiv an-
gehen. Für den Ludwigsburger Bereich
setzte sich die Projektgruppe Schule und

Bildung in mehreren Sitzungen intensiv
mit dem Thema „Drohende Schließung der
Zweigstelle der Stadtbücherei Schlößles-
feld“ auseinander und konnte auch mit
den zuständigen CDU-Gemeinderats-Frak-
tionsmitgliedern darüber diskutieren. Wei-
tere Themen, wie z. B. der mangelnde oder

gar nicht vorhandene Kontakt zur Musik
für Kindergartenkinder und Grundschüler,
werden von der Projektgruppe zukünftig
behandelt. Gerne können weitere Interes-
sierte in unserer Gruppe mitarbeiten. Wir
freuen uns auf einen regen Austausch.

Ingeborg Choeb

CDU LUDWIGSBURG TRITT FÜR ERHALT 
DER SCHLÖSSLESFELD-BÜCHEREI EIN
Kostenreduzierung soll weiteren Betrieb ermöglichen

„Der CDU-Stadtverband Ludwigsburg tritt
für den Erhalt der Zweigstelle Schlößles-
feld der Stadtbibliothek Ludwigburg ein.
Zur Kostenreduzierung ist eine Mischform
zwischen professionellem Personaleinsatz
und ehrenamtlichem Engagement einzu-
führen. Die dadurch gewonnene Einspa-
rung der Personalkosten soll einen weite-
ren Betrieb der Zweigstelle Schlößlesfeld
ermöglichen.“

Diesen Beschluss fasste der CDU-Stadt-
verband Ludwigsburg und reagiert damit
auf die bekannt gewordene drohende
Schließung der Bücherei-Zweigstelle, die
in den kommenden Haushaltsplanbera-
tungen des Gemeinderats Thema sein
wird. Die Zweigstelle Schlößlesfeld ist eine
von zwei Außenstellen der Ludwigsburger
Stadtbibliothek und versorgt die Bürger
der Oststadt – mit annähernd 15.000 Ein-
wohnern der größte Ludwigsburger Stadt-
bezirk – sowie die östlich gelegenen Stadt-

teile. In diesem großen Einzugsgebiet mit
prognostiziertem Bevölkerungszuwachs
sind ein großer Anteil der Nutzer Kinder
und Jugendliche bis zehn Jahre. Dies sind
ideale Voraussetzungen für die schulische
und vorschulische Leseerziehung und Bil-
dung. Die Schlößlesfeldschule (im gleichen
Gebäude) und die drei Kindergärten in un-
mittelbarer Nähe (einschließlich Kinder-
und Familienzentrum) sind mit 160 Klassen
bzw. Gruppen intensive und regelmäßige
Nutzer dieses Angebots. 

Vor allem die enge Zusammenarbeit zwi-
schen Schule und Bücherei ist hervorzuhe-
ben. Die Schlößlesfeldschule bietet den
Grundschulkindern zu einem speziellen
Büchereiangebot ein Computerprogramm
an, das die spielerische Überprüfung des
Leseverstehens unterstützt und gleichzei-
tig Basis für einen kindgerechten und ver-
antwortungsbewussten Umgang mit dem
Medium Computer ist. Hier werden un-

schätzbare Grundlagen für Lesekompe-
tenz und Lernspaß gelegt und gefördert.

Die Kindergarten- und Vorschulkinder sind
ebenfalls regelmäßige Besucher. Bücher
werden zum alltäglichen und unverzicht-
baren Bestandteil der Leseerziehung. Die
speziellen Kinderveranstaltungen werden
aufgrund der wohnortnahen Erreichbar-
keit auch außerhalb der Kindergarten- und
Schulzeit gerne genutzt. 

Unter wirtschaftlichem und sozialem
Aspekt können wir es uns nicht leisten, Bil-
dungs-Ressourcen abzubauen. Allen Kin-
dern, auch jenen aus sozial schwachen und
Migrantenfamilien, muss die Teilhabe an
fußläufig erreichbaren Bildungsangeboten
ermöglicht werden. Chancenungleichheit
ist volkswirtschaftlich und im Hinblick auf
zukünftige Generationen, vor allem bei
spürbarem Bevölkerungsrückgang, nicht
hinnehmbar.

Die Schlößlesfeldbücherei hat eine hohe
Akzeptanz in der Bevölkerung. Dies gilt so-
wohl für die Zahl der Medienentleihungen
und die Zahl der Nutzer, als auch für die-
sen in Jahrzehnten gewachsenen sozialen

Stadträtin Rosina Kopf und Stadtrat Claus-Dieter Meyer

im Gesräch mit Steffen Bilger MdB zum Thema Schule

und Bildung
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Treffpunkt, Kommunikations- und Veran-
staltungsort für alle Generationen. Ihn
aufzugeben würde eine erhebliche Ein-
schränkung der Bildungsmöglichkeiten für
Kinder und insgesamt der Lebensqualität
dieses Stadtbezirks bedeuten.

Der Stadtverband begrüßt ausdrücklich
die Gründung des Fördervereins der
Schlößlesfeldbibliothek, der sich als Ziel
den langfristig gesicherten Erhalt der
Zweigstelle Schlößlesfeld gesetzt hat.<<<

Aus Gründen der Gleichbehandlung mit an-
deren Stadtteilen kann die Zweigstelle
Schlößlesfeld nicht in der bestehenden Form
erhalten werden.

Förderverein: Das Einzugsgebiet der Bü-
cherei im Schlößlesfeld ist sehr groß. Das
Lesepublikum kommt aus dem Schlößles-
feld, Oßweil und der Oststadt, in Zukunft

zusätzlich aus dem Neubaugebiet Harten-
ecker Höhe (Zitat aus dem Masterplan).
Somit ist sie nicht irgendeine Stadtteilbü-
cherei, sondern versorgt mindestens ein
Viertel aller Ludwigsburger mit Lesestoff.
Im Schlößlesfeld gibt es außerdem keine
andere vergleichbare öffentliche Einrich-
tung, das Gleichbehandlungsargument
wird recht einseitig verwendet.

ZU VERSCHIEDENEN ARGUMENTEN
NIMMT DER FÖRDERVEREIN STELLUNG

2009 2008 2007 2006
Besucher 11.605 11.520 11.680 12.278
Entleihungen 62.647 61.714 44.157 39.813
Öffnungsstunden/Jahr 570 585 563 607
Öffentliche Veranstaltungen 28 36 32 19

FAKTEN ZUR SCHÖSSLESFELDBÜCHEREI

Einzugsgebiet:
Die beiden verbliebenen Zweigstellen der
Stadtbibliothek in der Weststadt (Bil-
dungszentrum West) und in der Oststadt
(Schlößlesfeld) werden über die Grenzen
des Stadtbezirks hinaus genutzt. 40 Pro-
zent der Nutzer der Zweigstelle Schlößles-
feld wohnen nicht im Stadtbezirk

Benutzer: 
- Rund 75 Prozent sind Kinder und Ju-

gendliche Bürgerinnen und Bürger,
auch Ältere, die auf eine wohnortnahe
und fußläufig erreichbare öffentliche
Einrichtung (die einzige im Wohnge-
biet) angewiesen sind

- Schulen und Kitas aus dem Schlößles-
feld, Ossweil und Hoheneck, sowie die
Oststadtschule kooperieren mit der
Zweigstelle Schlößlesfeld. 160 Klassen-
und Kita-Gruppenbesuche an zusätz-
lich 90 Öffnungstagen pro Jahr sind ein
hervorragender Wert

Besondere Leistungen:
- Sonderausleihtermine für Schulklassen

und Kindergartengruppen
- Einführungen in die Bibliotheksbenut-

zung für Schulklassen
- 2 Internet- und PC-Plätze (Recherche)
- Öffentliche Veranstaltungen
- Lesenächte <<<

Die Räume der Schlößlesfeldbücherei im Gebäude der

Schlößlesfeldschule
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Die Grundschule Schlößlesfeld benötigt die
Räume der Bücherei, wenn durch das Neu-
baugebiet Hartenecker Höhe ihre Schüler-
zahl deutlich ansteigt.

Förderverein: Im Schulentwicklungsplan
ist vorgesehen, dass die Kinder aus dem
Neubaugebiet Hartenecker Höhe die
Schlößlesfeldschule besuchen. Allerdings
werden dafür zu keinem Zeitpunkt die Räu-
me der Bücherei als Klassenräume oder
Kernzeitenräume benötigt. Die Grundschu-
le führt seit vielen Jahren eine enge und er-
folgreiche Kooperation mit der Zweigstelle,
z.B. das Programm zur Leseförderung „An-
tolin“ (Masterplan 2009, 6.2.9). Die Lehre-
rinnen der Schule haben ihre Ablehnung
der Schließung bereits in einem Brief an
Herrn Oberbürgermeister Spec und in der
LKZ zum Ausdruck gebracht.

Wenn städtische Mittel für den Erhalt der
Bücherei gestrichen werden, könnte diese so
wie in Poppenweiler im Ehrenamt weiterge-
führt werden!

Förderverein: Die Ausleihzahlen, der
Buchbestand, die Öffnungszeiten und die
Fortführung der Kooperation mit den
Grundschulen kann niemand qualifiziert
im Ehrenamt leisten. Hier werden nicht
„nur“ Bücher verliehen, sondern es gibt
auch viele Mitmachprogramme für Kinder.
Im Jahr kommen 160 Schulklassen und Kin-
dergartengruppen und über 11 000 Besu-
cher in die Zweigstelle. Der Leiter der
Stadtbibliothek, Herr Stierle, äußert dazu:
„Ich kann mir nicht vorstellen, dass es in
der Größe und dem Leistungsprofil im Eh-
renamt gehen kann.“ (LKZ 08.12.2009)

Alternativ zur Bücherei könnte der Bücher-
bus das Schlößlesfeld anfahren.

Förderverein: Der Bücherbus ist unbe-
stritten eine Bereicherung des städtischen
Büchereiangebots. Rechnet man die Besu-
cherzahlen der Schlößlesfeldbücherei auf
angenommene drei Stunden Standzeit pro
Woche um, so ergeben sich in jeder Stunde
ca. 70 Besucher, die sich den Bus dann je-

weils noch mit einer Schulklasse oder Kin-
dergartengruppe teilen müssten. Durch
diese einfache Rechnung und das oben
dargestellte Leistungsprofil der Bücherei
erübrigt sich eine weitere Diskussion des
Vorschlags „Bücherbus“, zumal durch eine
Ausweitung der Betriebszeiten des Bü-
cherbusses (der nur ein Viertel des Me-
dienangebots der Schlößlesfeldbücherei
beinhaltet) ein Teil der eingesparten Ko-
sten wieder aufgezehrt würde.

Die Haushaltslage der Stadt zwingt uns zu
Einsparungen. Wir müssen Prioritäten set-
zen.

Förderverein: Trotz der angespannten
Haushaltslage werden im Masterplan
2009 (!) viele ehrgeizige Ziele für die Zu-
kunft formuliert und hoffentlich auch wei-
ter angestrebt: „Für Schulen außerhalb der
Einzugsgebiete der ortsfesten Bibliothe-
ken werden bestehende Lösungen analy-
siert und gegebenenfalls optimiert.“ –
„Die Stadt Ludwigsburg stellt den Familien
ein qualitätsvolles nachfragegerechtes Bil-
dungs- und Betreuungsgebot zur Verfü-
gung.“

Fazit aus Sicht 
des Fördervereins:

Kostengünstiger als mit der bestehenden
Schlößlesfeldbücherei lassen sich solche
Ziele sicher nicht realisieren. Ist die Zweig-
stelle erst einmal geschlossen, wird der
Aufwand ungleich höher sein, wieder et-
was Vergleichbares aufzubauen. Was eine
Stadt wie Ludwigsburg lebenswert macht,
sind gerade dezentrale wohnortnahe Kul-
tur- und Bildungsangebote.

<<<

Die Schlößlesfeldbücherei ist im Stadtteil auch 

Kommunikations- und Veranstaltungsort sowie

sozialer Treffpunkt für alle Generationen
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Die Bibliothek wurde am 18. Mai 1966 gleich-
zeitig mit der Schlößlesfeldschule eröffnet.
Eine großzügige Spende in Höhe von
100.000 DM der „Ludwigsburger Maschi-
nenfabrik“  ermöglichte dies. Für die ersten
Bücher wurden 60.000 DM verwendet. In
den Ansprachen zur Eröffnung wurde die
Bedeutung der Bibliothek gerade für Kin-
der und Jugendliche betont. Es würde da-
mit „ein anderes Angebot gemacht zu der
Schundliteratur wie Comics etc.“
Quelle: LKZ vom 17. und 20. Mai 1966

Der Förderverein der Schlößlesfeldbibi-
liothek e.V. wurde im Mai 2010 gegründet
und ist als gemeinnütziger Verein mit der-
zeit annähernd 190 Mitgliedern anerkannt.
Das Ziel des Vereins ist es, den Erhalt der
Zweigstelle langfristig zu sichern und das
dortige Angebot zu unterstützen und zu
erweitern.

Der Förderverein bietet mit seinem vorge-
schlagenen Betriebsmodell die Chance,
gleichzeitig Kosten zu sparen und eine ge-
sellschafts- wie bildungspolitisch wichtige
Einrichtung zu erhalten, die seit Jahren
vorbildliche Arbeit im Bereich Leseförde-
rung leistet und eng mit umliegenden Bil-
dungseinrichtungen, wie Grundschule und
Kindergärten, vernetzt ist. 

Hierzu leisten Mitgliedsbeiträge, Sponso-
rengelder und ehrenamtliche Mitarbeit
der Mitglieder seit Juli 2010 einen ent-
scheidenden (und den geforderten) Bei-
trag. Vielen Dank an dieser Stelle den eh-
renamtlichen Helfern für ihre aktive Un-
terstützung in der Bücherei!

Zur Frage eines eventuellen zusätzlichen
(und bisher nicht bekannten) Raumbedarfs
der Schlößlesfeldschule nimmt der Vorsit-
zende des Fördervereins, Armin Dunz,
Stellung: 

„Wir vertrauen darauf, dass uns reiner
Wein eingeschenkt wurde und es bei den
Schließungsplänen von Anfang an „nur“
um die Einsparung von jährlich 30.000
EURO ging. Wir vertrauen darauf, dass
nicht zum jetzigen Zeitpunkt Raumproble-
me der Schlößlesfeldschule in die Diskus-
sion um die Bücherei eingebracht wer-
den.“ Dieser  Mangel an Räumen sei der
Verwaltung lange vor der Gründung  des
Fördervereins be-
kannt gewesen. Er sei
eine Folge des er-
wünschten Zuzugs
von Familien mit Kin-
dern auf die Harten-
ecker Höhe. Für die-
se Familien würde
die Bücherei nicht
nur eine wichtige Bil-
dungseinrichtung,
sondern auch ein
Treffpunkt in dem für
sie neuen Viertel, so
Armin Dunz weiter.
„Für die Stadt Lud-
wigsburg bietet das
von uns vorgeschla-
gene Betriebsmodell
die Chance, gleich-
zeitig Kosten zu spa-
ren und eine gesell-
schafts- wie bil-

dungspolitisch wichtige Einrichtung zu er-
halten, die seit Jahren vorbildliche Arbeit
im Bereich Leseförderung leistet und eng
mit umliegenden Bildungseinrichtungen,
vor allem Grundschulen und Kitas, ver-
netzt ist. Der Erhalt der Zweigstelle bedeu-
tet nach der öffentlich darum geführten
Diskussion auch einen Ansehensgewinn
für die politisch Verantwortlichen. Die
Identifikation der Bürgerinnen und Bürger
mit ihrer Stadt wird durch das Gefühl ge-
stärkt, hier durch persönliches Engage-
ment etwas bewegen zu können.“ <<<

www.pro-schloesslesfeldbibliothek.de 
info@pro-schloesslesfeldbibliothek.de

INTERESSANTES ZUR SCHÖSSLESFELDBÜCHEREI
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Der Vorstand des CDU-Stadtverbandes
Ludwigsburg hat auf seiner Oktobersit-
zung die erneute Kandidatur von Oberbür-
germeister Werner Spec bei der OB-Wahl
am 3. Juli 2011 begrüßt. „Wir sind davon
überzeugt, dass er die Stadt auf gute und

solide Weise fit für die Zukunft machen
wird. Die bisherige Bilanz unserer Stadt
kann sich sehen lassen“, so der CDU-Stadt-
verbandsvorsitzende Maik Stefan Brau-
mann, „Ludwigsburg wurde in den vergan-
genen Jahren weit voran gebracht, nicht

nur in der Region, sondern auch über die
Landesgrenzen hinaus.“ Im Rahmen eines
gemeinsamen Gesprächs mit dem CDU-
Vorstand legte Werner Spec seine Positio-
nen und Zielsetzungen für eine weitere
Amtszeit dar. <<<

Im Rahmen des diesjährigen
Sommer-Ferienprogramms
besuchte die baden-württem-
bergische Sozialministerin,
Frau Dr. Monika Stolz MdL,
den MTV Ludwigsburg und
informierte sich über das viel-
fältige Angebot, das im Rah-
men der Ferienbetreuung für
Kinder zwischen sieben und
zwölf Jahren beim größten
Sportverein Ludwigsburgs
angeboten wurde. 

Frau Dr. Stolz war begeistert
von der Atmosphäre im ‚Be-
wegungsland’ des Vereins.
Hier wird Kreativität ge-
weckt, Bewegung mit Musik
mündete in eine einstudierte
Tanzvorführung der Kinder
und die Ministerin dankte es
ihnen mit einer Runde Was-
sermelonen und neuen Fris-
bees zum Spielen. <<<

ERNEUTE KANDIDATUR VON OBERBÜRGERMEISTER 
WERNER SPEC WIRD BEGRÜSST 

v.l.n.r.: Vorstandsmitglied Armin Klotz, OBM Werner

Spec, Schriftführer Roland Schmierer

Nach der Sitzung vor dem Pflugfelder Torhaus (v.l.n.r.):

Peter Schmid, Roland Schmierer, Armin Klotz und 

Michael Karwath

HOHER BESUCH BEIM MTV LUDWIGSBURG

Inmitten einer fröhlichen Kinderschar v.l.n.r.: Stadt- und Kreisrat Dr. Ingo Schwytz, 1. Vorsitzender des MTV, Oberbürgermeister Werner

Spec, Stadt- und Kreisrat Klaus Herrmann MdL, Ministerin Dr. Monika Stolz MdL, Stadt- und Regionalrätin Elke Kreiser  
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Der 59. Kreisparteitag 
möge beschließen:

Die CDU spricht sich bei den prognostizier-
ten Steuermehreinnahmen für die Jahre
2011/2012 für deren Verwendung zur Verrin-
gerung der Neuverschuldung bzw. des Schul-
denabbaus aus. Eine Möglichkeit der Ver-
wendung dieser Steuermehreinnahmen für
spürbare Steuersenkungen sehen wir in der
Folge der massiv gestiegenen Verschuldung
– als Folge der Weltfinanzkrise – nicht und
lehnen einen solchen Vorschlag ab.

Begründung:

Die Maßnahmen, die in Deutschland die
Folgen der Weltfinanzkrise abgemildert
haben, wie z. B. die Abwrackprämie oder
die Bezugsverlängerung des Kurzarbeiter-
geldes, waren außerordentlich erfolgreich,
aber auch außerordentlich teuer.

Es war richtig, in der Krise Schulden zu ma-
chen, es ist aber auch richtig, diese Schul-
den abzubauen, wenn das möglich ist, und
das wird gerne vergessen.

Es ist nicht nur eine Frage der Gerechtig-
keit, wenn unsere Kinder und Enkel eben
nicht in Zukunft bezahlen sollen, was wir
heute ausgegeben haben; die hohe Ver-
schuldung kann auch die Stabilität unserer
Währung gefährden.

Deutschland muss als wirtschaftlich stärk-
stes Land in der EURO-Zone auch klare
Zeichen an die EURO-Mitgliedstaaten und
den internationalen Finanzmarkt setzen.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.

Auf dem CDU-Kreisparteitag. 

Reiner v. Bronewski mit Deniz Ankaya, 

dem Initiator des Ludwigsburger Antrags

ANTRAG: PROGNOSTIZIERTE STEUERMEHREINNAHMEN

CDU-MONTAGSTREFF
Der CDU-Stadtverband Ludwigsburg lädt jeden letzten
Montag im Monat ab 20 Uhr zum CDU-Montagstreff in
die Gaststätte Rossknecht am Reithausplatz ein. Der
Montagstreff ist eine öffentliche Zusammenkunft für In-
teressierte, Mitglieder und Freunde des CDU-Stadtver-
bandes. In lockerer Runde werden aktuelle kommunale,
regionale, landes- und bundesweite Themen aus Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft angesprochen und diskutiert.

Die nächsten Termine, jeweils ab 20 Uhr:
Montag, 27. Dezember 2010
Montag, 31. Januar 2011
Montag, 28. Februar 2011
Montag, 28. März 2011

Ort:
Rossknecht am Reithausplatz
Reithausplatz 21, 71634 Ludwigsburg
www.rossknecht.net
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CDU LUDWIGSBURG DISKUTIERT AUSWIRKUNGEN DES 
DEMOGRAPHISCHEN WANDELS AUF DIE ARBEITSWELT

Auf einer Veranstaltung im Rahmen des
CDU-Sommers des CDU-Kreisverbandes
thematisierte der Stadtverband der CDU
Ludwigsburg die Auswirkungen des demo-
graphischen Wandels auf die Arbeitswelt.

Dabei leitete der Arbeitsmarktexperte und
stellvertretende CDU-Stadtverbandsvor-
sitzende Peter Schmid in das Thema ein
und erläuterte die wesentlichen Fragestel-
lungen, die sich aus diesem Phänomen er-
geben: So wurde diskutiert, welche Aus-
wirkungen diese Entwicklungen auf den
Arbeitsmarkt der Region Stuttgart haben
werden, wie sich der Arbeitsmarkt in Be-
zug auf gesuchte Qualifikationen verän-
dern wird und wie man sich in der Arbeits-
welt zunehmend auf alternative Beschäfti-

gungsformen, wie beispielsweise die Ar-
beitnehmerüberlassung, einstellen müsse.

In diesem Zusammenhang wurde auch
über die Thematik „Einwanderungsland
Deutschland“ und die Situation der beruf-
lichen Weiterbildung diskutiert. Schmid
kam unter anderem zu dem Schluss, dass
man de facto um eine Einwanderung quali-
fizierter Mitarbeiter gar nicht herumkom-
me, dies sogar unabwendbar sei, um einen
Kollaps der Sozialversicherungssysteme zu
verhindern.

Peter Schmid griff unter anderem die be-
kannten Thesen des demographischen
Wandels auf: So zum Beispiel die beschlos-
sene Erhöhung des Ruhestandsalters auf

67 Jahre, Umstrukturierungen im Renten-
system und in der Arbeitswelt sowie sich
aus dem demographischen Wandel erge-
bende Verteilungsprobleme. Ebenso wur-
den die Auswirkungen des Phänomens auf
die gesetzliche Kranken- und Pflegeversi-
cherung angesprochen.

Im Anschluss an das Referat wurde in der
Runde diskutiert, welche Weichenstellun-
gen eine generationsübergreifende Perso-
nalpolitik in den Unternehmen nach sich
ziehen wird. So müsse dem Wandel in der
gesamten Arbeitskräftestruktur Rechnung
getragen und die gesamte Belegschaft auf
die Herausforderungen des demographi-
schen Wandels ausgerichtet werden. PS

Gut besuchte Veranstaltung des CDU Stadtverbandes
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CDU UNTERWEGS: ÖKOTOUR AM NECKAR 

„Der gebildete Mensch macht sich die Na-
tur zu seinem Freund“, wusste schon Fried-
rich Schiller. In diesem Sinne waren Mit-
glieder der CDU-Stadtverbände Ludwigs-
burg, Remseck, Freiberg und Benningen
unterwegs, den Neckar und seine Biotope
besser kennen zu lernen. Mit von der Par-
tie waren auch die Ludwigsburger Stadt-
und Regionalrätin Elke Kreiser sowie der
Landtagskandidat im Wahlkreis Vaihingen,
Konrad Epple.

Ziel der „Ökotour am Neckar“ war es, den
Blick für die sensiblen Ökosysteme und
Rückzugsräume für die Natur in der dicht
besiedelten Kulturlandschaft des Neckars
zu schärfen. Die als ‚Neckarguide‘ an der
Umweltakademie Baden-Württemberg
ausgebildete Neckar-Expertin, Karin Zim-
mer, führte den Tag über durch die Fluss-
landschaft des Neckartals von Freiberg
über Benningen, Ludwigsburg bis nach
Remseck. „Land und Kommunen haben
das Ziel, den Neckar mehr ins Zentrum zu
rücken“, so die Organisatoren, die CDU-
Vorsitzenden von Ludwigsburg und Rem-
seck, Maik Braumann und Steffen Kirsch. 

Landschaftspark Neckar
Durch Projekte vor Ort sollen sich im Zuge
von Masterplänen des Verbands Region
Stuttgart die einzelnen Puzzlestücke zum
Landschaftspark Region Stuttgart zusam-
menfügen. „Der Landschaftspark Neckar
ist auch ein wichtiger Standortfaktor für
die Metropolregion Stuttgart“, betont
Maik Stefan Braumann. „Die Renaturie-
rungsmaßnahmen setzen Akzente für eine
nachhaltige Freizeitgestaltung und kön-

nen gerade den Blick für unser sensibles
Ökosystem schärfen und ins Bewusstsein
bringen.“

Die Tour begann in Freiberg im Natur-
schutzgebiet Altneckar mit dem Auwald
und dem Pleidelsheimer Wiesental. Im
Landkreis Ludwigsburg gibt es nur noch
ungefähr 50 der heimischen Schwarzpap-
peln, der Großteil davon männliche Bäu-
me. Hier wird versucht, durch die Aussaat
weiblicher Schwarzpappeln die Möglich-
keit zum Populationserhalt wiederherzu-
stellen.

Eisvogel, Gänse und Co.
In Benningen stellte Elke Böder von der
Stiftung Nature Life International das Pro-
jekt „Neckarparadies“ vor. Der 1997 ange-
legte Neckar-Seitenarm gegenüber des
Schiller-Nationalmuseums hat sich schon
nach kurzer Zeit zu einem reichhaltigen
Lebensraum entwickelt und beherbergt
heute neben bedrohten Arten wie Eisvo-
gel, Nachtigall, Dorngrasmücke und Teich-

huhn rund 25 Fischarten, verschiedene
Amphibien- und Reptilienarten sowie zahl-
reiche Insekten. 

Am renaturierten Neckarufer in Hoheneck
kann man sich an warmen Sommertagen
täglich davon überzeugen, wie gut das
Projekt bei Alt und Jung ankommt: Viele
nutzen den Flusszugang für eine Abküh-
lung, obwohl es sich nicht um ein Badege-
wässer handelt, was die Gänse, Schwäne
und Enten auf den vorgelagerten Inseln
nicht stört.

Neckarrenaturierung
Das Projekt Zugwiesen auf Oßweiler Ge-
markung kann bisher nur erahnt werden:
Baubeginn für das acht Millionen Euro teu-
re Projekt ist Herbst 2010. Auf einer Fläche
von rund 17 Hektar und mit geschätzten
Kostenaufwand von 2,8 Millionen Euro soll
an der Neckarschlaufe bei Ludwigsburg-
Poppenweiler oberhalb der Schleuse ein
besonders ehrgeiziges Renaturierungspro-
jekt verwirklicht werden. 

Der Mit-Organisator, der Remsecker CDU-Vorsitzende

Steffen Kirsch (li.) mit dem CDU-Landtagskandidaten

im Wahlkreis Vaihingen, Konrad Epple

Die Gruppe am neu gestalteten Neckarufer in

Hoheneck

Im Naturschutzgebiet Alt-Neckar in Freiberg
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Mit Mitteln des Landes Baden-Württem-
berg wurde eine Planung erstellt, für de-
ren Realisierung sich u. a. die Stadt Lud-
wigsburg, der Verband Region Stuttgart,
die Umweltstiftung Euronatur, die Stiftung
Grünzug Neckartal sowie die Naturschutz-
organisationen Bund für Umwelt und Na-
turschutz Deutschland und der Natur-
schutzbund Deutschland einsetzen. Der
„Neckarseitenarm Zugwiesen“ ist ein ech-
tes „Flaggschiffprojekt“ in Sachen Neckar-
renaturierung und wird wenigstens aus-
schnittsweise den  historischen Zustand
des Flusses wiederherstellen.

Typische Fließgewässerfische wie Barbe,
Nase und Schneider finden hier alle Le-
bens- und Fortpflanzungsräume, die sie
brauchen, vom rasch fließenden Wasser
bis zum Stillgewässer.

Das neu anzulegende Feuchtgebiet wird
Tieren und Pflanzen einen Lebensraum
bieten, wie er vor der Neckarkanalisation
in den Flussauen anzutreffen war. Das Pro-
jekt verwirklicht nicht nur Naturschutzzie-
le, sondern ermöglicht durch geeignete
Wege und Beobachtungspunkte auch eine
schonende Nutzung der Flusslandschaft
für Freizeitzwecke und Umweltbildung.

Abschluss in Remseck
Mit einem Spaziergang entlang der Rems
bis zur Mühle konnte nicht nur Kunst mit
dem im Wasser versenkten Kunstwerk „Al-
les“ erlebt werden, sondern auf dem Weg
entlang der Rems eine für den Verdich-
tungsraum untypische Stille. 

Den Endpunkt der Tour bildete der Stein-
bruch mit seinen Brutplätzen für Wander-
falke, Kolkrabe und Dohle. Steffen Kirsch

Gern gesehen beim CDU-Frühschoppen: 

Der Ludwigsburger Abgeordnete Steffen Bilger MdB

POLITISCHER FRÜHSCHOPPEN

Am Sonntagmorgen trafen sich CDU-Mit-
glieder und Interessierte beim Frühschop-
pen im Ludwigsburger Brauhaus am Soli-
tudeplatz zum Weißwurstfrühstück. Aktu-
elle politische Themen aus der Bundes-

hauptstadt konnten mit Steffen Bilger
MdB und kommunale Bereiche mit Stadt-
verbandsvorsitzenden Maik Stefan Brau-
mann diskutiert werden. <<<

Diskussionsrunde. Im Hintergrund der neue Chef des Brauhauses am Solitudeplatz, Fred Oed
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Vor wenigen Tagen war Totensonntag. Aus
meiner Kindheit habe ich noch in lebhafter
Erinnerung, dass sich die ganze Familie an
den Gräbern der Verstorbenen traf, um ih-
rer zu gedenken und sie zu ehren. Sie wa-
ren entweder im Ersten Weltkrieg gefallen
oder eines natürlichen Todes gestorben.

Doch es gibt auch Menschen, die man viel-
leicht nur einmal in seinem Leben getrof-
fen hat. Sie haben aber durch ihr Denken
und vor allem ihr Handeln das Schicksal
anderer Menschen so beeinflusst, dass
diese überleben konnten! Ich habe solch
einen Menschen getroffen. Viele Jahre ver-
suchte ich, ihn wieder zu finden – oder zu-
mindest sein Grab. Alles vergeblich. So ist
mir nur das Nichtvergessen geblieben und
das Bedürfnis um ein stilles Gedenken. Mit
diesen Zeilen will ich auch Sie aufrufen:
Vergessen Sie solche Menschen nicht! Ge-
denken Sie ihrer!

Lassen Sie mich meine 
Geschichte erzählen.
Im September 1939 wurde ich in meiner
Heimatstadt Hannover zum Jungvolk „ein-
gezogen“. Nach vier Wochen trat ich in
den Fanfarenzug ein. Normalerweise wur-
de man mit 14 Jahren in die Hitler-Jugend
überführt. Je länger der Krieg dauerte wur-
de es in der HJ üblich, die Hitlerjungen
zum freiwilligen Eintritt in die Wehrmacht
und besonders in die Waffen-SS zu bewe-
gen. Als Mitglied der Sondereinheit „Fan-
farenzug“ blieb mir das erspart – was ich
1939 natürlich nicht wissen konnte.

Im November 1944 meldete ich mich frei-
willig beim Heer als ROB Reserve-Offi-
ziers-Bewerber – sehr zum Entsetzen mei-
ner Eltern – und erhielt nach einer Eig-
nungsprüfung per 12.02.1945 meinen An-
nahmeschein als ROB. Daraufhin erhielt
ich den Vorstellungsbefehl beim Komman-
deur der Panzerjäger-Einheit in Hannover-
Vahrenwald, Oberstleutnant Marquardt.

Vor mir stand ein straffer Offizier, so wie
man sich einen vorstellt. Kriegsversehrt: er
hatte einen Arm verloren. Die Vorstellung
beendete er mit den Worten, die ich mein
Leben lang nicht vergessen werde: „Ab so-
fort gelten Sie als Freiwilliger und Bewer-
ber für die Reserve-Offiziers-Laufbahn,
und zwar im Beurlaubten-Stande. Sobald
wir Sie brauchen, erhalten Sie Ihren Einbe-
rufungsbefehl. Bis dahin müssen Sie sich
kurzfristig bereithalten!“ Er verabschiede-
te mich mit Handschlag (nicht mit dem ei-
gentlich obligatorischen Hitler-Gruß) und
fügte wie nebensächlich hinzu: „Von jetzt
an können Sie von keiner anderen Einheit
eingezogen werden – ganz gleich, welche
das ist! Merken Sie sich das! Berufen Sie
sich auf mich.“

Erst viele Jahre nach Kriegsende ging mir
der eigentliche Sinn und die Auswirkung
dieser „nebensächlichen“ Worte so richtig
auf. In dieser Zeit des „Bereitstehens“ wur-
den Klassenkameraden von mir als Luft-
waffenhelfer oder zum Schützengraben-
buddeln in Holland eingezogen. Einige fie-
len. 

Doch damit ist die Story noch nicht zu
Ende. Etwa zwei Wochen später wurde ich
zum „Bannführer“ von Hannover befohlen,
die in ihrem Bereich die ranghöchsten Ju-
gendführer (für JV und HJ) waren. Über
eine Stunde versuchte er, mich mit den un-
terschiedlichsten Methoden zu motivie-
ren, mich als ROB freiwillig bei der Waffen-
SS und nicht beim Heer zu bewerben. Da
ich bei meinem Nein blieb, wurde ich
schlussendlich höchst ungnädig entlassen.
Als ich nach Hause kam, war meine unmit-
telbare Reaktion: auf dem „Annahme-
schein“ stand als Absender „Ergänzungs-
stelle des Heeres und der Waffen-SS“ –
diesen Zusatz schnitt ich sofort heraus.
Der Einberufungsbefehl kam nie!

Oberstleutnant Marquardt – in Abwand-
lung eines lateinischen Teilsatzes sage ich:
„Also lebe ich! Möge Ihre Seele in Frieden
ruhen!“

Den Männern, die mir bei meiner Suche
nach Oberstleutnant Marquardt behilflich
waren, möchte ich danken: Dem persönli-
chen Referenten von Verteidigungsmini-
ster Karl-Theodor zu Guttenberg, Herrn
Maximilian von Waldenfels, dem Präsiden-
ten und dem Vorstandsmitglied des
„Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge e.V.“, Herrn Reinhard Führer, Parla-
mentspräsident a.D., und Herrn Landrat
Richard Reisinger. Hilmar K. Klages

POSTHUMES GEDENKEN AN 
EINEN STILLEN WIDERSTANDSKÄMPFER

Hilmar Klages, Vorstandsmitglied 

im CDU-Stadtverband

†
Wir gedenken 

unserer Verstorbenen

Johanna Hils
Pius Stoll

Henning Blase
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PNEUMOKOKKEN BEI SENIOREN – 
DIE UNTERSCHÄTZTE GEFAHR
Jährlich sterben in Deutschland 12.000
Menschen an Pneumokokken-Infektionen
– 80 bis 90 Prozent davon sind über 60
Jahre alt. Obwohl die Impfungen gegen
Pneumokokken zu den Standardimpfun-
gen für Personen über 60 Jahre (Empfeh-
lung der Ständigen Impfkommission STI-
KO am Robert Koch-Institut) gehören, sind
nur 15 Prozent der Senioren gegen Pneu-
mokokken geimpft und viele wissen nicht
einmal, was Pneumokokken sind.

Was sind Pneumokokken?

Kugelförmige Bakterien (Streptokokkus
pneumoniae) mit einer Hülle. Es gibt da-
von 90 Typen, davon sind 23 verantwort-
lich für 90 Prozent der Erkrankungen.

Pneumokokken-bedingte 
Erkankungen:

Pneumokokken sind verantwortlich für 30
– 50 Prozent der im Alltag erworbenen
Lungenentzündungen, jede vierte Blutver-
giftung und jede zweite Mittelohrentzün-
dung. Sie sind die häufigste Ursache für
bakterielle Hirnhautentzündung. Außer-
dem können Pneumokokken u. a. auch
Entzündungen der Nebenhöhlen, Gelenke
und Bauchhöhle verursachen.

Übertragung:

Jeder Zweite trägt Pneumokokken im Na-
sen-Rachenraum, die meisten, ohne zu er-
kranken. Die Übertragung erfolgt durch

Tröpfchen beim Niesen, Husten oder Spre-
chen.

Anzeichen:

Die Anzeichen sind Husten, hohes Fieber,
Krankheitsgefühl, Kopfschmerzen, Ohren-
schmerzen, Nackensteifigkeit etc.

Behandlung:

Die Infektion kann mit Antibiotika behan-
delt werden. Allerdings gibt es zunehmen-
de Resistenz gegen Antibiotika, z.B. Peni-
cillin, besonders in Ländern wie z.B. Spa-
nien (30 – 50 Prozent).

Besondere Bedeutung 
bei Senioren:

90 Prozent der Pneumokokken-bedingten
Todesfälle entfallen auf über 60-Jährige. In
dieser Altersgruppe verlaufen sie viermal
häufiger tödlich und haben höhere Kom-
plikations- und Hospitalisierungsraten.
Jährlich 80.000 – 135.000 Krankenhausauf-
enthalte, 2 Millionen Krankenhaustage
sind auf das Konto von Pneumokokken zu
verbuchen. Andere Grunderkrankungen
können sich verschlechtern.

Es gibt häufiger Pflegebedürftigkeit nach
Infektion von Personen, die an der Grenze
ihrer Alterskompetenz sind. Die Diagnose
ist schwieriger und wird oft nicht gestellt,
weil atypische Verläufe häufiger sind. Die
Unterbringung in Alten-Pflegeheimen be-
günstigt die Übertragung der Bakterien

von Patient zu Patient oder von Personal
zum Patienten.

Ältere Menschen haben ein zusätzliches
Risiko durch chronische Atemwegserkran-
kungen, Herz-, Stoffwechsel-, Leber- oder
Nierenkrankheiten. Die Abwehr ist ge-
schwächt und Gewebe ist geschädigt; da-
durch können andere Erreger eindringen.

Nutzen einer verbesserten
Durchimpfungsrate:

Dadurch können Krankenhauseinweisun-
gen wegen Pneumokokken-Lungenent-
zündungen um 36 Prozent und wegen
Blutvergiftung um die Hälfte reduziert
werden.

Gründe für die 
niedrige Impfrate:

Die Pneumokokken-Impfung ist nicht aus-
reichend bei Patienten und Ärzten be-
kannt und „Alter“ wird immer noch nicht
als alleinige Impfindikation anerkannt, ob-
wohl es eine STIKO-Empfehlung ist. An die
Impfung wird in der Praxis oft nicht ge-
dacht.

Nützen Sie Ihren Grippeschutz-Impfter-
min, um sich auch gegen die Pneumokok-
ken impfen zu lassen. Bei Personen mit be-
sonderem Risiko wie z.B. chronischen Er-
krankungen, wird die Impfung alle sechs
Jahre wiederholt.

Dr. Uschi Traub,

Leiterin Prävention und Gesundheitsförderung,

Gesundheitsdezernat, Landratsamt Ludwigsburg,

Tel: 07141 144-1337, Fax: 07141 144-1340,

E-Mail: praevention@landkreis-ludwigsburg.de
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ÄRGER IN DEN VORORTEN 
Stadtteilbrunnen in Pflugfelden und Neckarweihingen

Trotz großzügigem Sponsoring dürfen
sie nur noch spärlich fließen. Reinhold
Noz und Roland Schmierer sprechen sich
für angepasstere Lösung aus.

Sparen ja – aber nicht 
am falschen Ort!

„Dass wir alle sparen müssen, halten wir
grundsätzlich für einen richtigen Ansatz
der Stadt, nicht für richtig halten wir aller-
dings, dass ausgerechnet dort eingespart
wird, wo die Bürgerinnen und Bürger
selbst Eigeninitiative bewiesen haben, die
finanziellen Mittel selbst in die Hand ge-
nommen und die öffentlichen Finanzen
dadurch bereits beim Erwerb der Brunnen
entlastet haben,“ ärgert die beiden Vertre-
ter aus ihren Stadtteilen.

„In Pflugfelden hat eine beispiellose Initia-
tive aus Bürgern, Vereinen und Selbststän-
digen aus dem Stadtteil nicht nur den im-
posanten Brunnen in der Ortsmitte, son-
dern später auch die anspechende Brun-
nenfigur ‚Rosa’ aus der Ortsgeschichte fi-
nanziell alleine geschultert,“ ist CDU-
Stadtrat Reinhold Noz stolz auf das Enga-
gement in seinem Stadtteil. „So darf der
ehrenamtliche Einsatz der Stadtteilbewoh-
ner nicht herabgewürdigt werden.“

„Gerade eine Kommune, die auf Sponso-
ring und private Initiative in der Zukunft
noch stärker angewiesen sein wird, sollte
in diesem Bereich überlegter vorgehen“,
sind Noz und Schmierer überzeugt. 

„In Neckarweihingen wurde der bekannte
Kiesranzenbrunnen, bisher Wahrzeichen
des Stadtteilfestes, vollständig von einem
örtlichen Unternehmen zum Firmenjubilä-
um gestiftet, der Stadt sind damals nur die
vergleichsweise geringen Anschlusskosten
entstanden“, erinnert sich Stadtteilaus-
schussmitglied Roland Schmierer. 

Sein damaliger Vorschlag, vor der Aufstel-
lung 1993 die am Standort vorhandene
Quelle wiederzuverwenden, wurde von
der Stadt seinerzeit mit dem Argument ab-
gelehnt, Leitungswasser sei billiger als die
Grabung. „Wenn die Stadt nun den Was-
serhahn weitgehend zugedreht hat, müs-
sen diese Tatsachen, die noch weitere
Stadtteile wie Grünbühl und Oßweil be-
treffen, bei solchen Regelungen berück-
sichtigt werden“. Deshalb halten Noz und
Schmierer eine Nachbesserung der Rege-
lung für dringend erforderlich.

Neckarweihingen: Standort
der Feuerwehr erhalten!

Volker Mayer, Vertreter der CDU im Stadt-
teilausschuss Neckarweihingen und Kom-
mandant der Freiwilligen Feuerwehr sei-
nes Heimatortes, nimmt Stellung zur Lö-
sung für den Standort der Feuerwehr in
der Ortsmitte:

„Das ist aus unserer Sicht jetzt die optima-
le Lösung. In der Ortsmitte ist der richtige
Standort vom einsatztaktischen Gesichts-
punkt aus, denn nur so erreichen wir im
Brandfall alle Gebiete Neckarweihingens

gleich schnell! Aber auch von der Investiti-
onssumme her ist das die sparsame Lö-
sung, ein Umbau des Bauhofs etwa oder
der Standort an der Rilkestraße, wie eben-
falls angedacht, wäre viel kostspieliger
und aufwändiger geworden.“

Pflugfelden: 
Aushängeschild für die Stadt

Ute Werner, Mitglied im Stadtteilaus-
schuss Pflugfelden, äußert sich zu den
weit fortgeschrittenen Planungen einer
Gewerbeansiedlung in den „Hinteren Hal-
den“:

„Die Lage in Pflugfelden ist vom Standort
her wie ein Aushängeschild für Ludwigs-
burg. Dementsprechend muss es von der
Optik her auch ansprechend sein. Die Ent-
würfe der Firma Atege wären durch die
Leuchtreklame sehr aufdringlich und von
ihrer baulichen Gestaltung her ziemlich
wuchtig geworden. 

Die Präsentation der Firma Lapp hat mich
mehr überzeugt, da sie dem Stadtteil viel
eher entspricht: die Bebauung ist viel auf-
gelockerter und der großzügige Grüngür-
tel passt diese Ansiedlung besser in die
Umgebung ein. Wir in Pflugfelden glauben
auch, dass ein Familienunternehmen wie
Lapp eher zum Stadtteil passt und boden-
ständiger ist. 

Denkbar wäre da sogar eine Kooperation
mit einem städtischen Energiemodell oder
andere Aktivitäten.“ <<<

Der Dorfbrunnen in Pflugfelden

mit der Skulptur „Rosa“
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unter diesem Motto stand der diesjährige
Landesdelegiertentag der Frauen Union
Baden-Württemberg. Die Delegierten des
Kreisverbandes Ludwigsburg verfolgten
zunächst eine engagierte Rede der FU-
Landesvorsitzenden, Parlamentarische
Staatssekretärin Annette Widmann Mauz
MdB, die als eines der wichtigsten Projek-
te zur Verbesserung der Vereinbarkeit von
Beruf und Familie die Schaffung von flä-
chendeckenden besseren Betreuungsmög-
lichkeiten für Kinder und die Einführung
von Ganztagesschulen nannte. 

Auch die Bedeutung hervorragender Infra-
struktur sei für Frauen und deren Zu-
kunftsperspektiven in ganz Baden-Würt-
temberg wichtig und vor diesem Hinter-
grund setze sich die Frauen Union klar für
das Projekt Stuttgart 21 ein.

Als Hauptrednerin des Delegiertentages
konnten die 150 Delegierten dann die ba-
den-württembergische Kultusministerin,
Prof. Dr. Marion Schick, begrüßen. In ihrer
Rede zum Thema „Wissen – Können – Ma-
chen, Frauen haben Zukunft in Baden-

Württemberg“ betonte sie vor allem, dass
Frauen, die Chancen haben wollen, auch
bereit sein müssten, sich auf den Wettbe-
werb einzulassen. Dies passe genau zu
dem Motto „Wir wollen’s wissen! Wir pak-
ken’s an!“, das sich die Frauen Union Ba-
den-Württemberg für die Landtagswahl
2011 auf die Fahnen geschrieben hat.

Zum Abschluss konnten in einer Podiums-
diskussion einige Erst- und Zweitkandida-
tinnen zur Landtagswahl 2011 ihre Vorstel-
lungen erläutern. Ingeborg Choeb

LANDESDELEGIERTENTAG IN ALBSTADT-EBINGEN
„Land – Leben – Zukunft: Perspektiven von Frauen in Baden-Württemberg“

Die Ludwigsburger Delegierten (v.l.): Ingeborg Choeb,

Monika Kirchner, Heiderose Henssler-Wolf und Claudia

Thannheimer

Erst- und Zweitkandidatinnen zur Landtagswahl 2011.

Rechts außen die Zweitkandidatin im Wahlkreis 

Vaihingen, Claudia Thannheimer

MARTINSGANSESSEN

Die Frauen Union und ihre Freunde trafen sich zum traditionel-
len Martinsgansessen im Landschloss in Korntal. In diesem Jahr
richteten die Frauen ihren Fokus auf die kommende Landtags-
wahl und hatten den Landtagskandidaten im Wahlkreis 13 Vaihin-
gen, Konrad Epple, zum Erfahrungsaustausch eingeladen. Er for-
mulierte mit großem Elan seine Ziele für diesen Wahlkampf, den
er mit beachtlichem Einsatz und Engagement wieder für die CDU
gewinnen will. 

Im zweiten Teil des Abends konnte Claudia Thannheimer, Zweit-
kandidatin im selben Wahlkreis, vom eben zu Ende gegangenen
Bundesparteitag berichten. So erfuhren die Frauen – neben hei-
teren und unterhaltsamen Begebenheiten am Rande des Partei-
tages – einiges über die Debatte zum Antrag auf Verbot der PID
(Präimplantations-Diagnostik). Diese Beratung über das Thema –
sachlich, aber auch kontrovers diskutiert – wurde von der gesam-
ten Medienlandschft aufmerksam beobachtet und von vielen in
und außerhalb der Partei „als Sternstunde der demokratischen
Willensbildung“ bezeichnet. Ingeborg Choeb Der Vaihinger Landtagskandidat Konrad Epple bei der Frauen Union
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Einen umfassenden Einblick in die Struktur
der Regionalen Kliniken Holding RKH
GmbH erhielt die Frauen Union bei einem
Besuch im größten Krankenhaus der Hol-
ding, dem Klinikum Ludwigsburg. Begrüßt
wurden die Frauen von der Medizinischen
Geschäftsführerin der Holding, Frau Dr.
med. Andrea Grebe. 

Doch zunächst ging es in die Küche. Aus-
gerüstet mit Schutzkleidung und pflicht-
gemäß desinfizierten Händen bekamen
die Teilnehmer in der räumlich gar nicht
übermäßig großen Küche vom Küchenchef
einen Überblick über die Leistungsfähig-
keit der Klinikküche. So werden neben Pa-
tienten und Mitarbeitern im Hause auch
weitere Kliniken und andere soziale Ein-

richtungen beliefert. Besonderer Wert
wird auf beste Qualität der Nahrungsmit-
tel, die zum großen Teil aus der Region
stammen, gelegt. Mit technischem Auf-
wand und durchdachter Logistik beim Ko-
chen, Portionieren, Kühlen, Verpacken und
rechtzeitigen Liefern auf die Stationen und
außer Haus wird ein reibungsloser Ablauf
garantiert. 

Anschließend gab die Medizinische Ge-
schäftsführerin, Frau Dr. Grebe, die außer
Medizin auch Volks- und Betriebswirt-
schaft studierte, einen Überblick über die
RKH GmbH, den größten regionalen Klini-
kenverbund in Baden-Württemberg, an
dem der Landkreis Ludwigsburg zu 50 Pro-
zent beteiligt ist. 

Das größte Haus im Klinikverbund, das Kli-
nikum Ludwigsburg, versorgt als Kranken-
haus der Zentralversorgung mit 974 Bet-
ten jährlich rund 40.000 stationäre und ca.
110.000 ambulante Patienten auf hohem
medizinischen Niveau und ist auch akade-
misches Lehrkrankenhaus der Universität
Heidelberg. Hier sind rund 2.440 Mitarbei-
ter – in Voll- und Teilzeit – beschäftigt.  

Zum Klinikverbund im Landkreis Lud-
wigsburg gehören

- die Kliniken Ludwigsburg-Bietigheim
gGmbH mit insgesamt 1.528 Betten, be-
stehend aus dem Klinikum Ludwigs-
burg, den Krankenhäusern Bietigheim,
Marbach und Vaihingen und der Klinik
für geriatrische Rehabilitation Ludwigs-
burg. Insgesamt sind rund 4.400 Mitar-

beiter beschäftigt, hier werden jährlich
über 60.000 stationäre und fast
180.000 ambulante Patienten behan-
delt, 

- die Orthopädische Klinik Markgrönin-
gen gGmbH mit 213 Betten, hier wer-
den jährlich rund 6.000 stationäre und
17.000 ambulante Patienten behandelt.

Zum Klinikverbund im Enzkreis gehören 

- die Krankenhäuser Mühlacker und
Neuenbürg sowie die geriatrische
Reha-Klinik Mühlacker (365 Betten mit
jährlich fast 14.000 stationären und
24.000 ambulanten Patienten)

Zum Klinikverbund im Landkreis Karlsru-
he gehören

- die Fürst-Stirum-Klinik Bruchsal und
die Rechbergklinik Bretten (610 Bet-
ten mit jährlich fast 25.000 stationären
und 45.000 ambulanten Patienten)

Nach diesem Ausflug in den unternehme-
rischen und organisatorischen Aufbau des
Klinikverbunds konnte Frau Dr. Grebe über
ständige Optimierung im Hygiene- und
Pflegebereich berichten, die auch durch
Vorschläge engagierter Mitarbeiter er-
reicht werden. Insgesamt gewannen die
Teilnehmerinnen den Eindruck, dass die
Patienten im Ludwigsburger Klinikum
bestmöglich versorgt werden. Vom
schmackhaften Essen der Klinikküche
durften sich die Frauen bei einem kleinen
Imbiss überzeugen. Ingeborg Choeb

Die Großküche des Klinikums

FRAUEN UNION IM KLINIKUM LUDWIGSBURG

Dr. med. Andrea Grebe, Chefin des Klinikverbundes RKH
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Der neue Vorsitzende der Ludwigsburger
JU, Christian Köhle, hat die ersten 100 Tage
im neuen Amt erfolgreich absolviert und
als erste Amtshandlung einen engagier-
ten, verantwortungsbewussten und kreati-
ven Vorstand vorgeschlagen und formiert.
Anders als seine Vorgänger wollte er die
Anzahl der Vorsandsmitglieder verringern.
Ein kleines, schlagfertiges und engagiertes
Team sollte auf die Beine gestellt werden.
Dabei bediente er sich erfahrener JU-Mit-
glieder und neuer, junger JU-Neulinge. So
wurde auf der diesjährigen JU-Hauptver-
sammlung folgender Vorstand gewählt: 

1. Vorsitzender:
Christian Köhle (26), Geschäftsführer

2. Vorsitzender:
Tim Krautschneider (22), Jurastudent

Finanzreferentin:
Katharina Kreiser (23), BA-Studentin

Beisitzer:
Yvonne Blümich (27), Studienrätin
Till Beinder (20), BA-Student
Jonas Eichler (20), Rettungsassistent 
Philipp Halms (26)

Oberstes Ziel dieses neu gewählten Vor-
standes war die Gewinnung neuer Mitglie-
der und eine an den jungen Mitgliedern
orientierte Agenda. Deshalb fand noch vor
den Sommerferien eine „Sommerklausur“
zum Thema „Elektronische Fußfesseln“
statt. Hier sprachen sich die JU-Mitglieder
einstimmig gegen die Einführung einer
Fußfessel aus. Begründen kann dies Chri-
stian Köhle folgendermaßen: „Tragen Se-
xualstraftäter diese elektronischen Fuß-
fesseln, kann die Polizei zwar sehen, dass

die überwachte Person sich einer Schule
nähert, die Straftat könnte sie aber kaum
verhindern.“

Stattdessen schlagen die CDU-Nach-
wuchspolitiker eine Regelung vor, die
nicht auf Bestrafung, sondern auf vorbeu-
gende Prävention setzt: „Durch Unterbrin-
gung in psychiatrischen Krankenhäusern
oder besonderen Anstalten anstelle von
Gefängnissen könnte an der Therapie des
Täters und dem Schutz der Bevölkerung
angesetzt werden“, schlägt der zweite JU-
Vorsitzende Tim Krautschneider vor. 

Nach einer kurzen Sommerpause rückte
sich die JU Ludwigsburg durch eine Breze-
laktion ins mediale Licht. Am zweiten
Schultag verteilte der Vorstand 400 ofen-
frische Brezeln, Kugelschreiber und Flyer
am ZOB Ludwigsburg. Diese Aktion hatte
nicht nur zur Folge, dass 400 Schülerinnen
und Schüler mit einem Frühstück im Bauch
in den Schultag starteten, sondern auch
eine Öffentlichkeitsarbeit, bei der sich die
JU Ludwigsburg positiv mit ihren jungen
Mitgliedern vorstellte und ihr Dasein de-
monstrierte. Aufgrund der überaus positi-
ven Resonanz steht die Brezelaktion zum
Schulbeginn für das Schuljahr 2011/2012
schon fest im Terminkalender der JU Lud-
wigsburg.

Mit einem weiteren, sehr schülernahen
und aktuellen Thema ging es bereits am
1.Oktober 2010 weiter. Der Vorstand lud zu
einer offenen Vorstandssitzung im „Golde-
nen Pflug“ in Ludwigsburg-Pflugfelden ein.
Auf der Tagesordnung standen der Rück-

blick und die Reflexion des bisherigen Jah-
res 2010 und Ausblicke auf den Winter
2010 und das Jahr 2011. 

Hauptthema dieser Vorstandssitzung soll-
te aber der Vortrag „Der Gläserne
Mensch“ von Vorstandsmitglied Yvonne
Blümich sein. Es ging um Fragen wie: Wel-
che Gefahren bieten Soziale Netzwerke
wie Facebook oder StudiVZ? Wie privat ist
das Internet? oder Wie gehe ich verant-
wortungsbewusst mit meinen Daten um?

Schockiert und ungläubig zeigten sich die
jungen JU-Mitglieder über den interessan-
ten und sehr kompetenten Vortrag. Kei-
nem war zuvor klar gewesen, wie sehr die
Privatsphäre umgangen werden kann und
wie leicht es ist, an sicher geglaubte priva-
te Fotos oder Daten zu kommen. Gesetzli-
chen Handlungsbedarf sehen die JU-Mit-
glieder bei Suchmaschinen wie „Google“.
Diese speichern die Suchanfragen ihrer
Nutzer bis zu zwei Jahre. „In Verbindung
mit den Daten von Sozialen Netzwerken
ist es dann ganz leicht, komplette Persön-
lichkeitsprofile von Internetnutzern zu er-
stellen,“ so der JU-Vorsitzende Christian
Köhle. Nach Ansicht der JU bedürfe es da-
her an dieser Stelle eines gesetzlichen Ver-
botes der Speicherung von Anfragen bei
Suchmaschinen. Ausnahmen dürfe es nur
in der Kriminalitätsbekämpfung geben. 

Des weitern beklagt Yvonne Blümich, dass
vor allem junge Menschen mit ihren Daten
im Internet zu fahrlässig umgingen. „Lu-
stig gemeinte Bilder von der letzten priva-
ten Partynacht können – einmal hochgela-
den – praktisch nicht mehr dauerhaft aus
dem Internet entfernt werden,“ so Blü-
mich. 

100 TAGE NEUER VORSTAND!

V.l.: Jonas Eichler, Christian Köhle, Till Beinder 

und Katharina Kreiser
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Zusammenfassend kann man sagen, dass
die JU Ludwigsburg Präsenz zeigt. Enga-
giert, interessiert und kompetent werden
aktuelle Themen und Probleme angegan-
gen, beleuchtet und diskutiert. Dies zeigt
sich auch an der steigenden Zahl an Neu-
mitgliedern. <<<

DIE JUNGE UNION STELLT SICH VOR…
Die JU Ludwigsburg plant in den kommenden Treffpunkt-Ausgaben, die Mitglieder des
Vorstandes vorzustellen. Nach dem Motto „Ladies First“ beginnen die JU-Damen, Katha-
rina Kreiser und Yvonne Blümich.

Name: Katharina Kreiser
Funktion: Finanzreferentin
Beruf: BA-Studentin
katharina.kreiser@ju-ludwigsburg.net

Warum bin ich bei der Jungen Union? 
Mich politisch in der JU zu engagieren heißt für mich, Mut zur
konstruktiven Diskussion und Veränderungen zu haben ohne
sich auf seine Meinung zu versteifen und gleichzeitig seine
Grundsätze nicht außer Acht zu lassen. Als Mitglied in der JU
habe ich die Möglichkeit, Politik aktiv mitzugestalten und mei-
ne Ideen und Positionen einzubringen.

Welche politischen Themen interessieren mich beson-
ders? 
Wirtschaft, Steuern und Finanzen, internationale Beziehungen

So verbringe ich meine Freizeit: 
Reisen, Feiern, Skifahren

Weitere Ämter:
Stellvertretende Vorsitzende des JU KV Ludwigsburg 

Katharina Kreiser

Yvonne Blümich

Die JU in Ludwigsburg befindet sich im
Aufwind!

Politisch interessierte, junge Menschen
sind jederzeit herzlich willkommen. Gele-
genheit für ein unverbindliches Kennenler-
nen des Vorstandes und der JU-Arbeit in
Ludwigsburg bieten zwei weitere Termine
im Winter 2010/2011:
Zum einen sei hier ein Besuch des Weih-
nachtsmarktes am 11.12.2010, 

Treffpunkt: hinter der evangelischen Kir-
che, um 18:30 Uhr genannt, 
zum anderen das Neujahrs-Weißwurst-
frühstück am 16.01.2011 ab 11 Uhr im Gol-
den Pflug, an dem es interessante Berichte
aus der Landes- und Bundespolitik geben
wird. 

Weitere Informationen über die Ludwigs-
burger JU finden Sie auf der folgenden
Homepage: www.ju-ludwigsburg.net <<<

Name: Yvonne Blümich
Funktion: Beisitzerin
Beruf: Studienrätin
yvonne.bluemich@
ju-ludwigsburg.net

Warum bin ich bei der
Jungen Union? 
Weil ich etwas aktiv än-
dern will!

Welche politischen The-
men interessieren mich
besonders? 
Kommunale Themen und
Datenschutz

So verbringe ich meine
Freizeit: 
Bücher, Filme, Sport
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Auf seiner Sommerklausur hat sich der
Vorstand der Jungen Union Stadtverband
Ludwigsburg einmütig für die Beibehal-
tung der nachträglich angeordneten Si-
cherungsverwahrung für Schwerkriminelle
und für ein Ende der Debatte um die Ein-
führung elektronischer Fußfesseln ausge-
sprochen.

In die Diskussion gekommen war die nach-
trägliche Anordnung einer zeitlich unbe-
grenzten Sicherungsverwahrung von
Schwerkriminellen gemäß §§ 66 und 66b
StGB (Strafgesetzbuch) durch ein Urteil
des Europäischen Gerichtshofes für Men-
schenrechte (EGMR) vom 17. Dezember
2009: Nach Ansicht des EGMR verstieß die
bisherige deutsche Praxis gegen den
Grundsatz, wonach eine Strafe zum Zeit-
punkt der Tat bereits gesetzlich angeord-
net sein muss und nicht rückwirkend be-

stimmt werden darf (Artikel 103, Absatz 2
Grundgesetz).

Infolge dieses Urteils war in der schwarz-
gelben Bundesregierung ein Streit über
die von Bundesjustizministerin Leutheus-
ser-Schnarrenberger (FDP) vorgeschlage-
ne Abschaffung der nachträglichen Siche-
rungsverwahrung entbrannt. Demnach
sollen ersatzweise weiterhin gefährliche
potenzielle Täter mit einer elektronischen
Fußfessel, mit der sich der Aufenthaltsort
eines Täters bestimmen lässt, überwacht
werden.

Die Diskussion um die Einführung einer
solchen Fußfessel halten die Mitglieder
der JU für nicht zielführend. Ein Einsatz
insbesondere bei wieder auf freien Fuß ge-
setzten Sexualstraftätern sei nicht sinn-
voll: „Sie sehen dann zwar, ob die über-

wachte Person sich z. B. einer Schule nä-
hert, aber die Straftat können Sie kaum
verhindern“, so der JU-Vorsitzende Christi-
an Köhle. Gerade in Großstädten sei eine
wirksame Überwachung nur durch eine
sehr aufwendige und teure ständige Poli-
zeiobservation möglich. Zudem bereite die
Reintegration in die Gesellschaft gerade
bei Sexualstraftätern in der Praxis enorme
Schwierigkeiten. Stattdessen schlagen die
CDU-Nachwuchspolitiker eine Regelung
vor, die nicht auf Bestrafung, sondern vor-
beugende Prävention setzt: „Durch Unter-
bringung in psychiatrischen Krankenhäu-
sern oder besonderen Anstalten anstellte
von Gefängnissen könnte mit der Siche-
rungsverwahrung mehr an der Therapie
des Täters und dem Schutz der Bevölke-
rung angesetzt werden“, schlägt der Jura-
Student Tim Krautschneider aus Neckar-
weihingen vor. <<<

DISKUSSION UM ELEKTRONISCHE FUßFESSEL BEENDEN
CDU-Nachwuchs hält an nachträglicher Sicherungsverwahrung fest

SCHÜLER DANKBAR FÜR KOSTENLOSES FRÜHSTÜCK
„Stuttgart 21“ ist Thema bei Schülern

Mitglieder der Jungen Union Stadtverband
Ludwigsburg verteilten am zweiten Schul-
tag am Zentralen Omnibusbahnhof in Lud-
wigsburg Brezeln an Schüler. Dabei stieß
die CDU-Nachwuchsorganisation auf eine
gute Resonanz: „Endlich Frühstück!“, hieß
es und die vierhundert ofenfrischen Lau-
gengebäcke waren bereits nach zwanzig
Minuten vergriffen. Dazu gereicht wurden
JU-Flyer und Kugelschreiber. Mit der Akti-
on wolle die JU ein Zeichen für ein Früh-

stück für Schüler setzen, so JU-Chef Chri-
stian Köhle aus Pflugfelden. „Ich kann mich
noch an meine Schulzeit erinnern: Viele ka-
men mit knurrendem Magen in die Schule,
weil sie zu Hause kein Frühstück bekamen
und auch kein Geld für den Bäcker.“ Auch
nach Ansicht von Ernährungswissenschaft-
lern sei für die Leistungsfähigkeit in der
Schule ein gutes Frühstück von zentraler
Bedeutung. Angesprochen worden sei man
auch auf das Thema „Stuttgart 21“, so Köh-

le: „Sehr positiv - gerade bei jungen Men-
schen ist die Zustimmung sehr hoch, denn
sie sehen die damit verbundenen Chancen.
Mobilität ist ein wichtiges Thema. Hier
kann die CDU punkten.“ Der BA-Student
Till Beinder bestätigt das: „Ich kenne ei-
gentlich keine Kommillitonen, die gegen
Stuttgart 21 sind.“ Übrigens: nach neue-
stem Stand haben sich bei „Facebook“ be-
reits mehr als 100.000 Unterstützer für
„Stuttgart 21“ registrieren lassen. <<<

Die elektronische Fußfessel ist für die JU der falsche Weg

JU-Brezelaktion: Vorsitzender Christian Köhle 

zeigt vollen Einsatz
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„Wir werden dieses Jahr einen schönen
Sprung nach oben machen.“ Beim Besuch
von über 50 Mitgliedern des MIT-Kreisver-
bands Ludwigsburg gab Ralf Dieter, Vor-
standsvorsitzender der Dürr AG, einen po-
sitiven Ausblick auf das Geschäftsjahr
2010. Zugleich zeigte Dieter in der Diskus-
sion mit den MIT-Besuchern am Beispiel
des eigenen Unternehmens Strategien auf
für Wege aus der Wirtschaftskrise.

Als größte Herausforderungen für die
Dürr AG im Krisenjahr 2005 sah der CEO
die komplexe Konzernstruktur sowie Inte-
grations- und Steuerungsdefizite. Man
habe sich zu wenig auf das Kerngeschäft
mit der Automobilindustrie, den Service
und auf neue Märkte konzentriert. Unter
Dieters Leitung wurde die Strategie ent-
sprechend verändert. „Die strikte Fokus-
sierung auf Markt und Profitabilität sowie
die Einführung kontinuierlicher Verbesse-
rungsprozesse und eine bessere Kommuni-
kation mit den Mitarbeitern brachten die
Wende“, erläuterte der Vorstandsvorsit-
zende. Er sieht außerdem in einer jetzt
weltweit einheitlichen IT-Struktur einen
wesentlichen Grund für das Comeback von
Dürr. 

Kaum Chancen für Kopierer

In der anschließenden Diskussion sprach
der MIT-Vorstandsvorsitzende Dr. Georg
Zinger das Thema Know-how-Schutz in
China an. „Mängel an nachgebauten Ma-
schinen würden sich in China sehr schnell
herumsprechen“, sagte Ralf Dieter: „Daher

haben die Kopierer bei unseren Maschinen
und Anlagen kaum Chancen.“ Die Lokali-
sierungs-Strategie von Dürr in China sei
ein wesentlicher Erfolgsfaktor für das Un-
ternehmen. 

Im Rahmen einer Führung durch die
Werksbereiche Montage, mechanische Be-
arbeitung, Service-Center, Vorinbetrieb-
nahme und das neue Technikum wies Die-

ter auf die Bedeutung des im August 2009
fertig gestellten Campus-Gebäudes hin,
das zahlreiche offene Räume für die Mitar-
beiter-Kommunikation bietet: „Die besten
Problemlösungen entstehen oft an diesen
Meeting-Points.“ Dieter plädierte auch für
Kundenangebote wie das Technikum. „Die
Kunden wollen Produkte anfassen. Dass
sie das jetzt können, trägt zu unserem Er-
folg bei.“ Uwe Baltner

Ralf Dieter, Vorstandsvorsitzender der Dürr AG, 

bei der Führung durch die Werksbereiche mit den 

MIT-Mitgliedern Fotos: Gerhard Baumann

Die MIT-Mitglieder bei der anschließenden 

Diskussionsrunde

FOKUSSIERUNG ALS AUSWEG AUS DER KRISE – 
Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU zu Gast bei der Dürr AG 
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KARL WISSKIRCHEN NEUER VORSITZENDER DER SENIOREN-
UNION, STADTVERBAND LUDWIGSBURG UND UMGEBUNG
Mit ungewöhnlich großer Beteiligung und
Interesse wurde das neue Führungsteam
bestimmt. Der noch amtierende Vorsitzen-
de, Erik von Woedtke, begrüßte die Anwe-
senden herzlich und gab einen kurzen
Überblick über die zweijährige, gute und
erfolgreiche Arbeit des Vorstandes. Er
dankte seinem Stellvertreter Jürgen
Mutschler sowie Ingrid Mutschler für die
geleistete Arbeit und dem Gesamtvor-
stand für die gute Zusammenarbeit. Erik
von Woedtke bleibt dem neuen Vorstand
als Beisitzer erhalten. Er hat unter seiner
Leitung den monatlichen „Stammtisch“
wieder zu einer Institution gemacht. Einen
Stammtisch für den interessierten Bürger,

der an der Seniorenarbeit und an dem Ge-
schehen in der Tagespolitik mitreden
möchte. 

Tagungs- und Wahlleiterin Elke Kreiser,
Vorsitzende der Frauen Union, und Schrift-
führer Maik Braumann, Vorsitzender des
CDU-Stdtverbandes Ludwigsburg, über-
nahmen das Wahlgeschehen in rascher
Folge. Die Wahlergebnisse zeigen: es ist
ein gutes Vorstandsteam gewählt worden.
Vorsitzender Karl Wißkirchen, Asperg,
stellv. Vorsitzender und Reisebeauftragter
Jürgen Mutschler, Marbach am Neckar,
Schatzmeister Karl-Otto Ziegler, Ludwigs-
burg, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Ingrid Mutschler, Marbach am Neckar,
Schriftführer Bernd Bohnert, Schwieber-
dingen. Beisitzer: Christel Rabe, Ludwigs-
burg, Dr. Eva Stanienda, Remseck, Heinz
Biskup, Ludwigsburg, Lothar Kalmbach,
Ludwigsburg, und Erik von Woedtke, Mar-
bach am Neckar. 

Karl Wißkirchen wird sich mit seinen Vor-
standsmitgliedern, vorausschauend auf
große Aufgaben, weitgehend der Senio-
renthemen annehmen müssen. Gute und
engere Zusammenarbeit mit dem CDU
Stadtverband Ludwigsburg wurde bereits
von beiden Seiten signalisiert.

Ingrid Mutschler

Der CDU Stadtverbandsvorsitzende Maik Stefan 

Braumann bei seiner Begrüßung

MIT DER SENIOREN UNION UNTERWEGS
GESCHICHTLICH – HISTORISCH – TECHNISCH – POLITISCH

Bonn:
Auf den Spuren von 60 Jahren
Bundesrepublik Deutschland 
Die zweitägige Reise führte zunächst über
Speyer, Alzey, vorbei an Koblenz nach Bad
Neuenahr-Ahrweiler. Hier begann der Auf-
stieg zwischen den Weinbergen zur Doku-
mentationsstätte Regierungsbunker. Es
wurden Einblicke in die unterirdische An-
lage gewährt, die über Jahrzehnte den Sta-
tus eines Staatsgeheimnisses hatte. 

Der Bunker ist das geheimste Bauwerk in
der Geschichte der Bundesrepublik – es

wurde über Jahrzehnte zum Tabuthema er-
klärt. An einer Übersichtskarte des Bun-
kers erhielten die Besucher einen Über-
blick über das Geschehen der letzten 60
Jahre und tauchten in eine fremde Welt
ein, die eine Atomfestung für ausgewählte
Personen sein sollte. Heute ist der einst
geheimste Ort der BRD ein Museum, ein
Teilstück des ehemaligen Ausweichsitzes
der Verfassungsorgane des Bundes im Kri-
sen- und Verteidigungsfall zur Wahrung
von deren Funktionstüchtigkeit (AdVB).

Bekannte Bundespolitiker wie Ludwig Er-
hard, Annemarie Renger und Helmut

Schmidt haben den AdVB selbst erlebt. Zu
sehen waren auch das Zimmer des Bun-
deskanzlers, des Bundespräsidenten, das
Bundespräsidialamt und auch der Raum
für den Gemeinsamen Ausschuss aus Bun-
destag und Bundesrat. Das bauliche
Grundgerüst für die seit 1959/60 entstan-
dene Bunkeranlage bildeten zwei 45 Jahre
alte Reichsbahntunnel der Kaiserzeit. Die-
se wurden dann zu einer Hochsicherheits-
zone umgebaut und zudem unterirdisch
aufwändig miteinander verbunden – Ko-
sten damals 5 Milliarden D-Mark. 

Bis 1971 schufen so mehr als 20.000 Arbei-
ter in den Ahrbergen dieses gewaltige
Bauwerk. Es sollte der Bonner Bundesre-
gierung und weiteren höchsten Bundesor-
ganen wie dem Karlsruher Bundesverfas-
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sungsgericht Schutz bieten. 2001 – 2006
erfolgte dann der Rückbau.

Weiterfahrt nach Bonn zum Palais
Schaumburg. Am 5. November 1949 erklär-
te Konrad Adenauer das Palais zum Amts-
sitz des Bundeskanzlers. Sieben Bundes-
kanzler und jetzt Bundeskanzlerin Merkel
haben dieses schöne Haus geprägt. Im
Vorraum zum „Adenauerzimmer“ erinnern
verschiedene Ausstellungsstücke an den
Arbeitsstil der Kanzler von Ludwig Erhard
bis Helmut Schmidt und ihre Tätigkeit in
dem Gebäude, das Erhard als „stilvolles Ar-
beitsmuseum“ bezeichnete. 

Nach dem Umzug des Kanzleramts in den
Neubau 1976 nutzen die Bundeskanzler
das Palais Schaumburg weiterhin für re-
präsentative Zwecke und internationale
Konferenzen. Die „Hallstein-Räume“, der
Kabinettsaal und der angrenzende Speise-
saal, elegant und repräsentativ, mit kost-
baren Gobelins ausgestattet, ist für den
Empfang der Staatsgäste ein würdevoller
Rahmen mit Blick auf den schönen Park. 

Der anschließende Besuch im „Haus der
Geschichte“ im Kanzlerbungalow gab uns
Einblicke in das private Leben von Ludwig
Erhard und danach von Helmut Kohl. Die
Räume sind etwas nüchtern und es fehlt
jede Behaglichkeit. 

Von Königswinter fuhren wir nach Bad
Honnef-Rhöndorf zum Konrad-Adenauer-
Haus. Konrad Adenauer (1876-1967), einst
Oberbürgermeister seiner Heimatstadt
Köln und dann erster Bundeskanzler der
Bundesrepublik Deutschland, bewohnte
dieses Haus von 1937 bis zu seinem Tod mit
seiner Familie. 

Dem Besucher öffnen sich die privaten
Wohnräume und zeigen die Gemütlichkeit
und die noch immer vorhandenen Spuren
dieses großen Staatsmannes und Politi-
kers. Auch der Rosengarten und die Boccia-
Bahn, für Adenauer ein Ort der Ruhe und
Erholung, lässt den Besucher nachdenklich
werden. Der Pavillon – voll mit Büchern
und Literatur – hier schrieb er seine Le-
bensgeschichte. Eine ständige Ausstellung
durch Konrad Adenauers Leben und Wir-
ken in vier Epochen deutscher Geschichte
lässt den Besucher vieles verstehen. 

„Auf den Spuren von 60 Jahren Bundesre-
publik“ war eine Bildungsreise, die dem
Betrachter die Politik, Krieg und Frieden
näher gebracht haben. Mit einem Zitat von
Dr. Richard von Weizsäcker möchte ich
den Reisebericht beenden: „Wer aber vor

der Vergangenheit die Augen verschließt,
wird blind für die Gegenwart“.

Kloster Lorch:
Auf der „Hohenloher 
Milchstraße“ zum geistigen
Zentrum der Staufer
Eine Tagesfahrt führte uns zu dem weithin
sichtbaren Kloster Lorch auf der Höhe über
dem Remstal. Im Jahre 1102 wurde es als
Grablege der Staufer gegründet. Königin
Irene ist die berühmteste Stauferin, die hier
bestattet wurde. Die Blütezeit des Benedik-
tinerklosters lag im späten Mittelalter. 

Die reizvolle Anlage mit Kirche, Klausur,
Wirtschaftsgebäuden und Klostergarten,
umgeben von einer noch vollständig erhal-

Palais Schaumburg

Das beigelegte Foto zeigt die Gruppe im Kapitelsaal 

des Klosters Lorch vor dem Staufer-Rundbild des 

Malers Hans Kloss.



AUS DEN VEREINIGUNGEN

34 Treffpunkt Dezember 2010 www.cdu-ludwigsburg.de

tenen Ringmauer, kann auch heute besich-
tigt werden. In der eindrucksvollen Klo-
sterkirche erinnert die im Mittelschiff auf-
gestellte Staufer-Tumba von 1475 an die
Staufer als Klostergründer. Die sie umge-
benden Wandpfeiler sind mit Darstellun-
gen der bedeutendsten Staufer-Herrscher
geschmückt. 

Auch konnten wir in den ehemaligen Ess-
saal der Benediktiner einen Blick werfen.
Das kleine Gebäude mit seinen Haustie-
ren, bewohnt von dem Lorcher Maler Hans
Kloss, bestaunten wir genauso, wie den
Kapitelsaal. Zur 900-Jahrfeier 2002 ent-
stand hier ein großes Staufer-Rundbild von
Hans Kloss gemalt. Bunt, lebendig und mit
Humor gewürzt wird die Geschichte des
legendären Fürstengeschlechts erzählt. 

Weiter ging es nach Vellberg. Das mittelal-
terliche Städtchen hat einen Ortskern mit
einem nicht alltäglichen Ensemble histori-
scher Gebäude. Einmal im Jahr wird hier im
Brunnen Wasser zu Wein beim historischen
Weinbrunnenfest. Das Untere Schloss ent-
stand im Jahr 1543 bis 1546. Im Keller und im
Erdgeschoss befindet sich die zweigeschos-
sige Schlosskapelle, deren Freskenmalerei-
en 1549 entstanden sind. Erbauer des
Schlosses war Wolf von Vellberg, der vor-
letzte Ritter, mit seiner Frau Anna Treusch
von Buttlar. Er veranlasste die Neugestal-
tung der Schlosskapelle im protestanti-
schen Sinn. Zu sehen ist auch ein christolo-
gischer Freskenzyklus. Der mittelalterliche
Stadtkern, der schummrige Wehrgang, die
Stöckenburg mit einem wertvollen Altar
aus der Riemenschneider’schen Schule und
viele mittelalterliche Gebäude ziehen viele
Besucher an. 

Porsche:
Tradition. Faszination. Emotion.

Wegen der großen Nachfrage haben wir das
Museum und das Werk nochmals mit sach-
kundigen und hochqualifizierten Führern
der Weltfirma Porsche erleben können. Hel-
mut Blessing, ehemaliger Ausbildungsleiter,
führte uns mit großem Wissen durch die
Werksräume. 100 interessierte Schulabgän-
ger bekommen jährlich dort einen Ausbil-
dungsplatz. Seit 2002 sind rund 40 Prozent
der Auszubildenden Hauptschüler. Das Un-
ternehmen widersetzt sich so bewusst dem
Trend, nur junge Menschen mit einem hö-
heren Schulabschluss einzustellen – und
macht dabei gute Erfahrungen. 

Sind die Jugendlichen dann eingestellt,
lässt Porsche sie nicht mehr so einfach los
und übernimmt auch Verantwortung für
sie. Motivationssteigernd wirkt sich auch
aus, dass schon seit Jahren 100 Prozent der
Auszubildenden von Porsche übernommen
werden. Außerdem werden sie später für
ihre Fachhochschulreife oder für ein Studi-
um von Porsche freigestellt. Ihr Traum: spä-
ter einmal im Forschungs- und Entwick-
lungszentrum Weissach zu arbeiten. 
Wir erlebten die Produktion hautnah und
konnten in der zweistündigen Führung di-
rekt zusehen, wie ein Fahrzeug entsteht.
100.000 Modelle verlassen jährlich die Wer-
ke in Stuttgart und Leipzig. Die größten Ab-
nehmer dieser schicken Sportwagen sind
die USA, Deutschland und auf dem dritten
Platz China. Jedes Modell ist ein Unikat und
bereits verkauft, wenn es das Werk verlässt.
Jeder Porsche-Fan kam bei dem Besuch auf
seine Kosten. Das war Automobilgeschichte
lebendig und faszinierend.

Wird der „Soli“ fallen ?

Wie geht es mit dem Solidaritätszuschlag
weiter? Einer Forsa-Umfrage zufolge sind 71
Prozent der Befragten der Auffassung, dass
20 Jahre nach der Wiedervereinigung der
„Soli“ nicht mehr nötig sei. Die meisten Be-
fürworter (23 Prozent) finden sich laut Be-
fragung im Osten – hier halten 44 Prozent
den „Soli“ weiter für erforderlich, während
45 Prozent ihn gerne abschaffen würden. Im
Westen der Bundesrepublik sind 76 Prozent
dafür, den „Soli“ abzuschaffen. 

Der Solidaritätszuschlag wurde im Jahr
1991 im Rahmen des Solidarpakts zunächst
für ein Jahr eingeführt, um die Kosten der
Wiedervereinigung zu finanzieren. Zu die-
sem interessanten Thema nahm MdL Klaus
Herrmann Stellung: „Im Osten sind blü-
hende Landschaften entstanden. Der Wie-
deraufbau Ost hat die Menschen näher ge-
bracht. Nach Angaben des Bundesfinanz-
ministeriums kann der Staat 2010 mehr als
11 Milliarden Euro erwarten, bezahlt von
den Menschen in West und Ost. Die Höhe
beträgt zur Zeit 5,5 Prozent der Einkom-
mensteuer. Wenn der „Soli“ wegfällt, feh-
len diese Einnahmen – er kann verfas-
sungsgemäß weiter erhoben werden. Das
Bundesverfassungsgericht verwarf eine
Vorlage des Niedersächsischen Finanzge-
richts, das von der Verfassungswidrigkeit
des Solidaritätszuschlages ausging.“ 

Dieses Urteil verschaffe der Politik nur
eine „Atempause.“ Damit sei noch nicht
entschieden, wie es in Zukunft weiterge-
he. In dem Maße, in dem der Aufbau Ost
vollendet sei, müsse auch der „Soli“ zu-
rückgeführt werden. Ingrid Mutschler

Die Senioren im Porschemuseum

Klaus Herrmann MdL (2.v.l.) zum 

Thema Solidaritätszuschlag
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denten ist es ein wichtiger Anreiz, wäh-
rend des Studiums finanziell abgesichert
zu sein. Viele Studierende setzen bei ei-
nem Studium an der HS Ludwigsburg des-
halb mehr auf Sicherheit, als auf das „gro-
ße Geld“, wie manch anderer Student, der
in die freie Wirtschaft gehen möchte. Eine
Öffnung der Hochschule würde diese Si-
cherheit destabilisieren und auch die An-
reize demobilisieren. 

Zwar bekäme die Hochschulverwaltung
und auch die Professorinnen, Professoren
und auch die Dozenten höhere Gehälter,
jedoch der Ansturm auf Stellen in der Ver-
waltung würde mit erheblichen Problemen
einhergehen. Studierende der Hochschule
haben große Chancen, später einmal in der
Verwaltung einen Arbeitsplatz zu finden.
Wenn nun jedoch ein Ansturm auf die Stu-
dienplätze durch die Öffnung erfolgt, so
ist auch diese Sicherheit destabilisiert. 

Der Ausbildungspersonalrat für den Studi-
engang Innenverwaltung, dem auch der
RCDS-Vorsitzende Ferdinand Truffner an-
gehört, spricht sich ebenso wie der Ver-
band der Verwaltungsbeamten in Baden-
Württemberg gegen eine solche Öffnung
der Hochschule Ludwigsburg aus. „Öff-
nung bedeutet nicht gleich Anziehung von
Qualität, Öffnung bedeutet eher mehr
Studenten und weniger Sicherheit für jun-
ge Beamtenanwärter“, so Ferdinand Truff-
ner über die diskutierte Öffnung. <<<

Ferdinand Truffner, 

Vorsitzender des RCDS Ludwigsburg

ÖFFNUNG – NICHT UNBEDINGT 
GEWINN VON QUALITÄT
RCDS Ludwigsburg spricht sich gegen eine Öffnung der HVF aus

Der Ring Christlich Demokratischer Stu-
denten (RCDS) an der Hochschule für öf-
fentliche Verwaltung und Finanzen spricht
sich strikt gegen eine Öffnung der Hoch-
schule und somit gegen eine erhebliche
Vergrößerung aus. Eine Öffnung der Hoch-
schule Ludwigsburg bedeutet, dass sich
Studenten ohne Aufnahmeprüfung und
Auswahlverfahren nur einzuschreiben
brauchen, ohne entsprechenden Lei-
stungs- und Wissensnachweis. 

Die Hochschule für öffentliche Verwaltung
und Finanzen wurde zum 01.09.1999 durch
die Fusion der beiden ehemaligen Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung (HöV)
und Hochschule für Finanzen (FHF) neu
gebildet.

Sie versteht sich gemäß dem Leitbild der
Hochschule als ein wissenschaftliches
Dienstleistungsunternehmen mit dem
Auftrag, qualifizierte Nachwuchskräfte zur
optimalen Erfüllung öffentlicher Aufgaben
auszubilden. Die Hochschule für öffentli-
che Verwaltung und Finanzen Ludwigs-
burg ist eine rechtsfähige Körperschaft
des öffentlichen Rechts und zugleich
staatliche Einrichtung mit dem Recht der
Selbstverwaltung im Rahmen der Gesetze.

Die Studenten sind z.B. beim Studiengang
Public Management/Innenverwaltung
während der Studienzeit im Rang eines Re-
gierungsinspektoranwärters und erhalten
Beamtenanwärterbezüge. Für viele Stu-

MDB BILGER 
BEIM RCDS 

Der Vorsitzende des Rings Christlich De-
mokratischer Studenten (RCDS) an der
Hochschule für Öffentliche Verwaltung
und Finanzen (HFV) Ludwigsburg, Ferdi-
nand Truffner, konnte einen Gast begrü-
ßen: Der Bundestagsabgeordnete für den
Wahlkreis Ludwigsburg, Steffen Bilger, traf
sich mit den RCDSlern zum Gedankenaus-
tausch. 

Dabei berichtete er aus Berlin. Als Mitglied
im Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung seien die Aufgabengebiete
der Kommunen häufig tangiert. „Viele der
Studenten werden später einmal Bürger-
meister werden oder andere wichtige Auf-
gaben in der Kommune übernehmen. Es ist
wichtig, das Verständnis für das Zusam-
menwirken von Politik auf unterschiedli-
chen Ebenen zu wecken“, so Steffen Bilger.
Der Austausch mit Vertretern der Kommu-
nen im Wahlkreis sei auch für ihn sehr
wichtig.

Auch Stuttgart 21 war ein Thema. Hier ma-
chen sich die angehenden Verwaltungs-
leute Sorgen: Demokratie lebe vom
Rechtsstaat, wenn Großprojekte durch
den Druck der Straße gefährdet sind, sei es
nur noch eine Frage der Zeit, bis auch in
kleinen Gemeinden nicht mehr das Bau-
recht, sondern das Demonstrationsrecht
über Wohl und Wehe entscheide. „Das
wäre zum Schaden auch der Bürger, die
jetzt ‚oben bleiben’ rufen“, so RCDS-Vorsit-
zender Ferdinand Truffner. <<<
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Elke Kreiser, Regionalrätin und Ludwigsburger Stadträtin

In einem interfraktionellen Antrag fordert
die CDU gemeinsam mit Freien Wähler
und FDP die Verbandsumlage im Vergleich
zum Vorjahr pauschal um 700.000 Euro zu
senken. 

Da der von Regionaldirektorin Jeannette
Wopperer eingebrachte Entwurf bereits
eine Reduzierung von 540.000 Euro vor-
sieht, sollten die fehlenden 160.000 Euro
durch eine geringere Zuweisung an die
Wirtschaftsförderung Region Stuttgart
GmbH (WRS) aufgebracht werden. Die
Verkehrsumlage solle um 8 Millionen Euro
herabgesetzt werden. Nachdem diese im
Vergleich zum Vorjahr im Entwurf bereits
um 4,7 Millionen Euro niedriger liegt, soll-
ten die verbleibenden rund 3,3 Millionen
Euro aus der Rücklage entnommen wer-
den.

Modellregion für 
zukunftsweisende Mobilität

Für die CDU steht der Haushalt unter fol-
genden drei Leitlinien:
1. Gestaltungskraft der Region bewahren

mit deutlichem Sparsignal an Kommu-
nen und Landkreise.

2. Mobilität als Garant für den Wirt-
schaftsstandort 

3. Die demografische Entwicklung als
Chance begreifen. 

Durch die geforderte Reduzierung der
Umlagen sollten die Kommunen und Land-
kreise einmalig für das schwierige Jahr
2011 entlastet werden. Trotz der Einspar-

vorschläge bleibt der Gestaltungsspiel-
raum der Region erhalten.
Die CDU setzt sich für Mobilität in der ge-
samten Breite ein. Zentral ist dabei der
technische Fortschritt. Deshalb soll die Re-
gion Stuttgart zur „Modellregion der zu-
kunftsweisenden Mobilität und der um-
weltfreundlichen Energie“ werden. Der de-
mografische Wandel ist eine besondere
Herausforderung, doch er bietet auch
Chancen zu einer Weiterentwicklung der
Region, die ganz auf Qualität setzt. 

Mit diesem soliden Haushalt ist die Region
für die Zukunft gut gerüstet.

Die CDU-Fraktion hat neun Anträge ge-
stellt, sie erstrecken sich von Angebots-
verbesserungen und der Weiterentwick-
lung im ÖPNV bis zur regionalen Wirt-
schaftsförderung. 

Anträge der 
CDU-Fraktion

– Weiterentwicklung des Nachtverkehrs-
angebots in der Region Stuttgart

– Zukunftsfähigkeit der Mobilität in der
Region Stuttgart

– Reduzierung der Verwaltungsumlage
sowie der Verkehrsumlage

– Region/Metropolregion Stuttgart –
„Modellregion zukunftsweisende Mo-
bilität und umweltfreundliche Energie“

– Integrierter Takt im öffentlichen Perso-
nennahverkehr der Region Stuttgart

– Chancen und Herausforderungen
durch den demographischen Wandel

– Dynamische Fahrgastinformationen
(DFI) ausbauen

– Biotechnologie und Life Science in der
Region unter besonderer Berücksichti-
gung der Aktivitäten der BioRegio
STERN Management GmbH

– Bessere Einbindung des Landkreises
Göppingen in die regionale Wirt-
schaftsförderung

Diese Anträge werden in den nächsten
Wochen in den Ausschüssen beraten. 

Stuttgart 21

Während CDU, SPD, Freie Wähler und FDP
Stuttgart 21 begrüßten, stellten Bündnis
90/Grüne, Linke und Republikaner das
Projekt erneut in Frage. Bündnis�90/Grü-
ne und Linke beantragten, den Finanzie-
rungsbeitrag an Stuttgart 21 in Höhe von
12,5 Millionen Euro aus der Rücklage zu
nehmen, beziehungsweise die Zweckbin-
dung der Rücklage aufzuheben.

Schienenaußenstrecken

Damit auch in den Regionalzügen das VVS-
Ticket gilt, überweist der Verband Region
Stuttgart an die Deutsche Bahn jährlich
Gelder. Die CDU wertet die neue vertragli-
che Grundlage positiv, die vorsieht, dass
die Höhe des Ausgleichsbetrags künftig
durch eine feste Quote an den Fahrgeld-
einnahmen gedeckelt wird, da die Schiene-
naußenstrecken ein Treibsatz für die Ver-
kehrsumlage waren. <<<

REGIONALVERSAMMLUNG ZUM HAUSHALTSENTWURF 2011 
Die Regionalversammlung hat den 273-Millionen-Euro-Etatentwurf 2011 diskutiert
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Abg. Klaus Herrmann CDU: Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Lieber
Herr Kollege Schmid, die Diskussion über
Stuttgart 21 spaltet nicht die Gesellschaft
in diesem Land, sondern sie spaltet die
SPD in diesem Land.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten
der FDP/DVP – Abg. Claus Schmiedel
SPD: Wir sind die Gesellschaft! – Weite-
re Zurufe von der SPD)

Offenbar regen Sie sich über diese Aussa-
ge sehr auf, weil sie stimmt. Es ist schon in-
teressant, dass Sie im August dieses Jahres
den Vorschlag gemacht haben, einen
Volksentscheid herbeizuführen, einen Vor-
schlag, den Ihr Vordenker, Erhard Eppler,
als Erster einbrachte.

(Abg. Marianne Wonnay SPD: Er hat
wenigstens einen!) 

Immer, wenn Eppler etwas eingebracht
hat, hat die SPD deutlich Stimmen verlo-
ren. Das muss man auch sehen. 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD)

Wir haben Ihren Vorschlag ausgiebig prü-
fen lassen. Er ist verfassungsrechtlich strit-
tig und aus unserer Sicht verfassungs-

rechtlich unzulässig. Man muss sich ein-
mal vergegenwärtigen, was Ihr Gutachter
vorschlägt. Er schlägt vor: Die Landesre-
gierung bringt einen Gesetzentwurf im
Landtag ein, der vorsieht: Baden-Würt-
temberg steigt aus Stuttgart 21 aus.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Nein, aus
den Verträgen! Kostenverträgen!) 

Das heißt, die Landesregierung muss ei-
nen Gesetzentwurf einbringen, der etwas
beinhaltet, was sie eigentlich nicht will.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Ja, das ist
richtig!)

Das ist der Aufruf zum Rechtsmissbrauch,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten
der FDP/DVP – Abg. Claus Schmiedel
SPD: Was?)

Artikel 60 Abs. 3 der Landesverfassung
sieht die Möglichkeit für eine Volksabstim-
mung dann vor, wenn es zu einem Konflikt
zwischen der Landesregierung und der
Landtagsmehrheit kommt. Dieser Konflikt
ist hier nicht gegeben.

(Abg. Albrecht Fischer CDU: Sehr richtig!)

Über Stuttgart 21 gibt es zahlreiche Falsch-
meldungen und wird teilweise einseitig
berichtet. In einer solchen Situation würde
doch von einigen Projektgegnern bewusst
verbreitet, 

(Oh-Rufe von der SPD)

die Landesregierung sei gegen das Projekt,
sie habe ja ein Ausstiegsgesetz vorgelegt.
Das muss man auch einmal deutlich sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und
des Abg. Dr. Hans-Peter Wetzel
FDP/DVP – Zuruf des Abg. Jürgen Wal-
ter GRÜNE)

Zwei Gutachten – zum einen das des ehe-
maligen Bundesverfassungsrichters Pro-
fessor Dr. Paul Kirchhof und zum anderen
das der beiden renommierten Rechtsan-
wälte Dr. Klaus-Peter Dolde und Dr. Win-
fried Porsch – kommen zu dem Ergebnis,
dass eine Volksabstimmung zu diesem
Thema in diesem Stadium und auf die von
der SPD vorgeschlagene rechtsmiss-
bräuchliche Weise unzulässig ist. 

(Zuruf des Abg. Walter Heiler SPD)

Lassen Sie mich neben dieser rechtlichen
Beurteilung noch einige weitere Argumen-

Klaus Herrmann MdL, Kreisrat und Fraktionsvorsitzen-

der der CDU-Gemeinderatsfraktion Ludwigsburg

103. PLENARSITZUNG DES 14. LANDTAGS 
VON BADEN-WÜRTTEMBERG AM 28. OKTOBER 2010 
Aussprache zum Antrag der Fraktion der SPD und Stellungnahme des Ministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr – Mit einer Volksabstimmung die dringend notwendige breite Akzeptanz
der Bürgerinnen und Bürger zur Umgestaltung des Bahnknotens Stuttgart (Stuttgart 21) und zur
Neubaustrecke Wendlingen – Ulm zurückgewinnen
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te anführen, die in dieser Frage und zu die-
sem Zeitpunkt gegen einen Volksent-
scheid sprechen. Wir sind zum Vertrauens-
schutz gegenüber den Bauherren ver-
pflichtet. Diese haben auch einen Rechts-
anspruch auf den Vollzug einer Baugeneh-
migung. Was geben wir für ein Signal,
wenn man bei Bauvorhaben nach der Ge-
nehmigung und nach zahlreichen Ge-
richtsentscheidungen alles wieder infrage
stellen will? Andere werden sich darauf be-
rufen. Das würde den Staat beschädigen,
der 60 Jahre erfolgreich war, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten
der FDP/DVP)

Wir sollten auch den Bürgern nicht Sand in
die Augen streuen. Mit einem Volksent-
scheid erweckt man den Eindruck, ein Aus-
stieg sei machbar.

(Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Ist er auch!)

Die SPD schreibt in ihrem Antrag, man
müsse deutlich sagen, dass ein Ausstieg mit
erheblichen Kosten

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Ja!)

verbunden wäre. … 1,4 Milliarden € und eine
auf lange Zeit unzureichende Schieneninfra-
struktur …

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Ja, genau!)

Das alles wird aber auch wieder von eini-
gen – man hört es in den Zwischenrufen –
infrage gestellt werden. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: So ist das Leben!)

Deshalb die Antwort auf Ihre Frage, Herr
Dr. Schmid: Wie geht die CDU mit den Ein-

wänden und den berechtigten Sorgen der
Bürger um? Ministerpräsident Stefan
Mappus hat vorgeschlagen, mit dem Ver-
mittler Heiner Geißler in einem Rahmen
von Schlichtungsgesprächen die auf dem
Tisch liegenden Argumente noch einmal
klar und deutlich öffentlich zu machen und
auch mit denen, die gegen das Projekt
sind, in breiter öffentlicher Form zu disku-
tieren. Das ist der richtige Weg, wie man
mit den Sorgen und Ängsten der Bürger
umgeht.

(Beifall bei der CDU – Abg. Claus
Schmiedel SPD: Was kommt nach der
Schlichtung? Und dann?)

Zu der Aussage, man könne Akzeptanz
herstellen und Gräben zuschütten, kann
ich nur zitieren, was in der BNN vom 8.
September 2010 stand:

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Das ist
schon lange her!)

Im Appell von Erhard Eppler wird ein Plebis-
zit als Möglichkeit angepriesen, um das gute
und demokratische politische Klima in Stutt-
gart wieder herzustellen. Mit Verlaub, das ist
völliger Quatsch. Eine monatelange Ausein-
andersetzung vor einem landesweiten Volks-
entscheid mit einem knappen Ausgang, egal
für welche Position, würde die Gräben nur
noch vertiefen. Dem ist nichts hinzuzufü-
gen.

(Beifall bei der CDU)

Wenn was passiert, wenn die Mehrheit im
Land für Stuttgart 21, aber in Stuttgart da-
gegen ist, glauben Sie, dass das Akzeptanz
herstellt, wenn jetzt schon Demonstran-

S 21 Kundgebung
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ten demokratisch gefasste Beschlüsse ein-
fach ignorieren, zum Teil angeheizt durch
die Grünen, 

(Zurufe von der SPD und den Grünen)

wenn Teile der Demonstranten nicht ein-
mal gesprächsbereit sind und eindeutig
Straftaten begehen und das mit zivilem
Ungehorsam begründen? 

(Beifall bei der CDU)

Dann glaube ich nicht, dass durch einen
Volksentscheid wirkliche Akzeptanz her-
gestellt wird. Wenn ich in der Begründung
der Grünen sehe, man will weiteren Scha-
den für die politische Kultur abwenden mit
einem Volksentscheid – das ist einfach lä-
cherlich! Sie von den Grünen haben bei al-
len demokratischen Möglichkeiten verlo-
ren. Sie haben die OB-Wahl in Stuttgart zu
einer Volksabstimmung über Stuttgart 21
gemacht. Ihr Kandidat Palmer hat verlo-
ren. Herr Özdemir hat im Wahlkreis bei
der Bundestagswahl überall erzählt, wenn
ihr mich wählt, dann wird Stuttgart 21 ge-
stoppt. Sie haben verloren. Jetzt mobilisie-
ren Sie die Straße.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und
der FDP/DVP – Abg. Marianne Wonnay
SPD: Wer ist denn das, die Straße?)

So ist es.

(Beifall bei der CDU – Zuruf: Ausge-
zeichnet!)

Jetzt haben Sie Bedenken, dass durch die
breit angelegte Öffentlichkeitsarbeit und
den Vermittler Heiner Geißler die vielen

guten Argumente breit unters Volk getra-
gen werden. Jetzt merken Sie, dass die Ab-
lehnungsfront bröckelt, und jetzt behaup-
ten Sie, mit einer Volksabstimmung könn-
te man weiteren Schaden abwenden.

(Zuruf von der CDU: Sehr gute Rede!)

Herr Sckerl hat ja hier im Parlament ge-
sagt, dieses Demokratiemodell habe sich
restlos verbraucht. Gestern hat er noch
eins draufgesetzt und gesagt, wenn De-
monstranten in ihrem Anliegen besonders
hartnäckig sind, dann müsse die Regierung
darauf reagieren und einknicken. Wir wol-
len kein anderes Demokratiemodell, wir
wollen nicht das Regieren durch die Stra-
ße, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU)

Ein letzter Punkt: Ich darf den Präsidenten
des Bundesverfassungsgerichts zitieren,
den höchsten deutschen Richter. Er sagt:

Ein nachträglicher Volksentscheid stellt ein

ernsthaftes Problem für die Verwirklichung
von Infrastrukturprojekten dar. Irgendwann
muss hier ein Schlusspunkt gesetzt werden.
Spätestens dann, wenn die höchsten Gerich-
te über das Projekt entschieden haben. An-
sonsten verlieren wir unsere Zukunftsfähig-
keit.

(Abg. Helmut Walter Rüeck CDU und
Abg. Dr. Klaus Schüle CDU: Wer hat den
Mann vorgeschlagen?)

Meine Damen und Herren, wir wollen die
Zukunftsfähigkeit nicht verlieren. Herr
Schmid, Sie haben gesagt, wir sind das mo-
dernste Land in dieser Republik. Dazu ha-
ben es die Menschen gemacht. Dazu ist es
geworden, weil wir eine vernünftige Ver-
fassung mit einem guten Rahmen haben.
Wir wollen weiter das modernste Land in
dieser Republik bleiben und dann nicht aus
einer Tagesaktualität heraus unsere Ver-
fassung ändern oder verbiegen. 

(Beifall bei der CDU – Abg. Karl-Wil-
helm Röhm CDU: Sehr gut!) <<<

Laufen für S 21
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Eigentlich erstaunt es nicht, die Zeit ver-
geht wie im Flug. Seit einem Jahr bin ich
jetzt schon Bundestagsabgeordneter. Lei-
der ist es aber auch nach einem Jahr noch
nicht ruhiger um CDU/CSU geworden.
Wenn derzeit die Rede auf die Bundestags-
wahl am 27. September 2009 kommt, wird
nur zu deutlich, was mit der Union los ist.
Zusammen mit der FDP haben wir vor
zwölf Monaten einen ordentlichen Wahl-
sieg eingefahren. In Baden-Württemberg
wurden von 38 Wahlkreisen 37 direkt für
die CDU gewonnen. Die SPD hat auf Bun-
desebene jetzt knapp 80 Abgeordnete we-
niger als in der letzten Legislaturperiode.
Die Union konnte mit Dr. Angela Merkel
wieder die Kanzlerin stellen – und wir be-
kamen unseren Wunsch-Koalitionspartner
FDP. Und jetzt? Nahezu jede Woche
kommt eine neue Umfrage heraus, in der
Rot-Grün wieder eine gemeinsame Mehr-
heit hätte. 

Als wir starteten hatten wir viel vor – und
viel dahinter. Wir traten mit starken Köp-
fen und guten Gedanken an – und haben
davon wenig überzeugend umgesetzt. Da
gibt es nichts zu beschönigen! Dabei ste-
hen im Koalitionsvertrag viele richtige
Dinge, die wir nur mal umsetzen müssten.
Dann wären wir nicht bei 30 Prozent. Auch
brauchen wir ein klares Profil und müssen
mehr für unsere Stammwähler tun. 

Bei aller berechtigten Kritik am Erschei-
nungsbild der Bundesregierung möchte
ich jetzt den Blick auf zwei andere Berei-
che lenken. Zum einen sind Umfragen Mo-
mentaufnahmen und nicht Realität; unser

Regierungsauftrag gilt noch drei Jahre bis
zum Ende der Wahlperiode. Ich bin guter
Zuversicht, dass das Kabinett Merkel-We-
sterwelle sich fangen wird. Zum anderen
kann ich nur persönlich sagen, dass ich ei-
nen guten Start in die 17. Legislaturperiode
des Deutschen Bundestages hatte. Ich
glaube, dass ich für den Wahlkreis Lud-
wigsburg einiges erreichen konnte. 

Außerdem möchte ich der Fairness halber
folgendes zu bedenken geben: Nach allem,
was mir alte „Bundestags-Hasen“ berich-
teten, war die Zeit bis jetzt ein außerge-
wöhnliches Parlamentsjahr. Erinnern
möchte ich nur an das Wachstumsbe-
schleunigungs-Gesetz mit seiner Rekord-
Neuverschuldung, die Griechenland-Krise,
den Euro-Rettungsschirm, den Rücktritt
des Bundespräsidenten, das 80-Milliar-
den-Euro-Sparpaket der Bundesregierung
und den CDU-Aderlass von mehreren Mi-
nisterpräsidenten: Günther Oettinger,
Christian Wulff, Jürgen Rüttgers, Roland
Koch und Ole von Beust. Solch eine massi-
ve Ansammlung von wichtigen und weit-
tragenden Ereignissen hat es in der jünge-
ren Geschichte sicherlich nicht gegeben.
Mit am Erstaunlichsten ist dabei, dass
nach der größten Finanz- und Wirtschafts-
krise der Bundesrepublik – auch Dank der
umsichtigen Politik der Bundesregierung –
der ungeahnte Aufschwung kam. Um die-
sen beneidet uns nicht nur ganz Europa,
sondern vor allem auch große Teile der In-
dustrienationen. Das Schöne an diesem
kleinen Boom ist, dass auch die Arbeitslo-
sigkeit massiv zurückging und davon auch
viele Geringqualifizierten profitierten.

Aber gerade dieser Aufschwung weckt
wieder Begehrlichkeiten. Kaum war das
unerlässliche 80-Milliarden-Sparpro-
gramm beschlossen und die Zahlen vom
Wirtschaftswachstum da, wurde davon ge-
sprochen, nicht so viel sparen zu sollen.
Das ist Quatsch! Aufgrund des Wachs-
tumsprogramms hatte der Bundestag für
2010 eine Neuverschuldung von 80 Milli-
arden Euro beschlossen (die wahrschein-
lich jetzt „nur“ 65 Milliarden sein werden)
– und nun wollen wir 80 Milliarden Euro
einsparen; nicht etwa jedes Jahr, sondern
insgesamt bis 2013. Das ist das Mindeste,
was wir tun müssen. 

In einem Magazin las ich vor kurzem über
das Sorgenbarometer der Deutschen. Die
größte Sorge ist nach wie vor, dass „die
Staatsschulden ins Immense steigen“.
Mich beruhigt es etwas, dass sich zwei
Drittel der Bevölkerung Sorgen um den
Bundeshaushalt machen. Ich mache mir
auch Sorgen. Über 15 Prozent des Bundes-
haushaltes gehen allein für Zinsen der
Bundesschuld drauf. Da bezahlen wir un-
sere Staatsschulden noch nicht einmal ab.
Ich bin mir sicher, dass wir mit den mehr
als 40 Milliarden Euro Zinsen pro Jahr auch
etwas Sinnvolleres als Tilgungen anstellen
könnten.

Aber weg von den eher unerfreulichen
Themen. Zurück zu meinem persönlichen
Erleben. Ich werde nicht müde zu erzählen,
wie gut ich es mit meinem Wunsch getrof-
fen habe, in den Verkehrsausschuss zu
kommen. Hier werden gerade mit meinem
Berichterstatter-Thema Elektromobilität
die Weichen für die Mobilität der Zukunft
gestellt. Außerdem machen wir uns inten-
siv darüber Gedanken, wie bei knapperen

MEIN ERSTES JAHR IN BERLIN

Steffen Bilger, direkt gewählter Bundestagsabgeordneter

des Wahlkreises Ludwigsburg
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Kassen die Verkehrsinfrastruktur finanziell
auf stabilere Beine gestellt werden kann.
Spannende Herausforderungen!

Dazu stellen wir uns in der Jungen Gruppe
den gesellschaftlichen Herausforderungen
der Zukunft. Uns 18 CDU/CSU-Abgeordne-
te unter 35 Jahre sind Fragen der Genera-
tionengerechtigkeit und der nachhaltigen
Entwicklung besonders wichtig. Als stell-
vertretender Vorsitzender dränge ich mei-
ne Kolleginnen und Kollegen, sich nicht
einschüchtern zu lassen und diese Themen
immer wieder auf die Tagesordnung zu
setzen. Das Bild mit Dr. Angela Merkel ist
bei unserem Gespräch im Kanzleramt ent-
standen. Wir treffen uns nach und nach
mit allen Kabinettsmitgliedern und be-
sprechen unsere Vorstellungen. Offen und

ehrlich diskutierten wir unter anderem mit
Dr. Philipp Rösler die Gesundheitsreform
und mit Kanzleramtsminister Ronald Po-
falla potenzielle Streitigkeiten zwischen
den Koalitionsfraktionen. 

Gut angelaufen sind auch die Berlin-Besu-
che aus dem Wahlkreis. Schon zwei Grup-
pen des Bundespresseamtes haben mich
an meiner Wirkungsstätte im Reichstag
besucht. Auch viele Schulklassen konnte
ich hier empfangen, von den unzähligen
Einzelbesuchern ganz zu schweigen. 

Es freut mich immer, Besucher aus der Hei-
mat begrüßen zu können. Wenn Sie einmal
in Berlin sind, melden Sie sich doch ein-
fach bei meinem Büro (030-227.72390,
steffen.bilger@bundestag.de).

Das große Thema, das uns wahrscheinlich
alle beschäftigt, ist die Landtagswahl im
kommenden März. Derzeit sieht es so aus,
als ob der Bundestrend sich nahezu eins zu
eins auf Baden-Württemberg übertragen
würde. Das hat es in diesem Ausmaß so
früher nicht gegeben. Aber ich bin zuver-
sichtlich: Wenn in Berlin nach der Som-
merpause in Ruhe gearbeitet wird, werden
wir ein gutes Ergebnis bei der Landtags-
wahl erreichen können. Wir müssen dazu
den Menschen klar machen, dass es in Ba-
den-Württemberg in erster Linie um die
erfolgreiche Politik von Ministerpräsident
Stefan Mappus geht, dass seine CDU/FDP-
Koalition zu Wiederwahl steht – und nicht
die Bundesregierung. Helfen Sie mit und
überzeugen Sie davon Ihre Freunde und
Bekannten. <<<

Die „Junge Gruppe“ der CDU mit Bundeskanzlerin 

Angela Merkel MdB. Schräg rechts hinter ihr sieht 

man unseren Abgeordneten Steffen Bilger MdB

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT EIN
JAHR NACH DER DIREKTWAHL 2009
Politisches und Persönliches von Rainer Wieland MdEP

Kurz vor der politischen Sommerpause
2009 wurde das neue Europäische Parla-
ment gewählt und seit einem Jahr ist es
nun mit allen Führungsfunktionen in Par-
lament und seinen Fraktionen besetzt.

Viel hat sich seit dieser Wahl im Juni
2009 getan: Die EVP-Fraktion, der die
deutschen CDU/CSU-Abgeordneten ange-
hören, kehrte gestärkt in den Parlaments-
saal an der Ill in Straßburg zurück und ist
jetzt, obwohl unsere bisherigen Mitstrei-
ter von den englischen Torries unsere Frak-
tion verlassen haben und nun einer eige-
nen Fraktion angehören, die mit Abstand

stärkste Kraft des Hauses. Die Bundesre-
publik Deutschland hat als Nachfolger des
scheidenden Kommissars Verheugen un-
seren Ministerpräsidenten Günther H.
Oettinger benannt, der sich nicht nur in
den Anhörungen persönliche Anerken-
nung erworben und Respekt für seine
fachliche Beschlagenheit, die man sich
nicht lediglich mit einigen kurzen Wochen
des „Büffelns“ aneignen kann, beschafft
hat, sondern seither beides in Grenzen
und Fraktionen überschreitendem Umfang
ausbauen konnte. Seit dem 1. Dezember
2009 ist der Vertrag von Lissabon in Kraft,
der dem Parlament als Vertretung von 500

Millionen Unionsbürgern bis auf wenige
Ausnahmen in allen Bereichen der Gesetz-
gebung Rang und Rolle eines gleichbe-
rechtigten Mitgesetzgebers zuweist. Dies
machte sich nicht nur schon nach wenigen
Wochen in der Zahl der dem Hause vorzu-
legenden Vorgänge und dem damit einher-
gehenden Arbeitsanfall bemerkbar. Mit ei-
nem ersten Paukenschlag machte das Par-

Schüler des Goethe-Gymnasiums Ludwigsburg zu 

Besuch im Europäischen Parlament in Straßburg.
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lament auch ganz konkret von sich reden,
als es das SWIFT-Abkommen nicht passie-
ren ließ. Damit stärkte die „Bürgerkam-
mer“ berechtigte Datenschutzinteressen
der Unionsbürger. Mehr noch: nach inten-
siven Verhandlungen konnte das Parla-
ment mittlerweile Verbesserungen durch-
setzen, die vorher von den Verhandlern
der Mitgliedsstaaten gegenüber den USA
als unerreichbar bezeichnet wurden. Die
gestärkte Rolle des Parlaments und seine
Entschlossenheit, diese auch auszuspielen,
macht sich seither nicht zuletzt in einer
gestiegenen öffentlichen Wahrnehmung
bemerkbar.

Am 14. Juli 2009 – fünf Jahre nach der Er-
weiterung der Union um (neben Malta und
Zypern) acht Staaten Mittel- und Osteuro-
pas und 20 Jahre nach dem Beginn der
Umwälzungen, die zum Scheitern des
Kommunismus in Europa führten – wählte
das Parlament den früheren polnischen
Ministerpräsidenten Dr. Jerzy Buzek zu
seinem Präsidenten, was ich für einen Um-
stand im politisch-historischen Kontext
halte, der nicht zu unterschätzen ist.

Auch für mich persönlich hat sich an und
seit diesem 14. Juli 2009 mit meiner Wahl
zum Vizepräsidenten des Europäischen
Parlaments Gravierendes geändert. Das
neue Amt war zunächst ein großer Ver-
trauensbeweis der Kolleginnen und Kolle-
gen in meiner eigenen Fraktion, ohne de-
ren Unterstützung an eine Kandidatur
nicht zu denken ist, die mich mit der höch-
sten Stimmenzahl nominierten. Die an-
schließende Wahl durch die Abgeordneten
des gesamten Hauses bedeutet für mich
aber in erster Linie und bis heute eine au-
ßerordentliche Ehre, die allerdings auch

mehr Arbeit und Verantwortung mit sich
bringt, als ich es in meiner bisherigen Ar-
beit gewohnt war, weil das Amt eines Vize-
präsidenten repräsentative und operative
Aufgaben kombiniert. 

Der Präsident bildet mit den insgesamt 14
Vizepräsidenten und den fünf Quästoren
das Präsidium des Europäischen Parla-
ments. Dort werden die für das Haus rele-
vanten Entscheidungen finanzieller, orga-
nisatorischer und administrativer Natur
getroffen oder die entscheidenden Wei-
chenstellungen dafür vorgenommen – mit
oft brisantem politischen, auch tagesaktu-
ellen Hintergrund.

Im Gegensatz zu den Vizepräsidenten im
Deutschen Bundestag oder den deutschen
Landtagen haben die Vizepräsidenten des
Europäischen Parlaments – einzeln oder in
Arbeitsgruppen – weitgehend fest umris-
sene Aufgabenbereiche, die unter ihnen
vom Präsidenten nach dessen Amtsantritt
aufgeteilt werden und in ihrer Gesamtheit
praktisch alle internen Arbeitsabläufe und
externen Zuständigkeiten des Parlaments
abbilden. Neben der Mitarbeit in Arbeits-
gruppen zu den Themenfeldern „Interne
Rechnungsprüfung“, „Statut der Abgeord-
neten“ und „Externe Beziehungen“ bezieht
sich meine Kernzuständigkeit auf die Lei-
tung der für den gesamten Bereich der In-
formations- und Kommunikationstechno-
logie zuständigen Arbeitsgruppe.

Daneben vertrete ich, wie alle anderen 13 Vi-
zepräsidenten auch, den Präsidenten bei
der Sitzungsleitung der Plenarsitzungen.
Wenn Sie möchten, können Sie mir und mei-
nen Kolleginnen und Kollegen dabei auch
zusehen: die Plenarsitzungen des Europäi-

Backhausfest der Gemeinde Murr, 12. Juli 2009.Rainer Wieland mit dem Präsidenten des Europäischen

Parlaments, Jerzy Buzek, nach der Wahl zum Vizepräsi-

denten.

Rainer Wieland MdEP

Vize-Präsident des Europäischen Parlaments

schen Parlaments werden live im Internet
übertragen (www.europarl.europa.eu ).

Schließlich gehören zu meiner Zuständig-
keit als Vizepräsident auch Gelegenheiten,
bei denen ich mit dem Präsidenten oder in
dessen Vertretung repräsentative Aufga-
ben wahrnehme, wie z.B. zuletzt beim
Empfang des Präsidenten von Mali, Ama-
dou Toumani Touré nach dessen Anspra-
che im Rahmen einer feierlichen Sitzung
des Parlaments. 

Bei all den neuen, auch anstrengenden
Aufgaben bleibt für mich der Kontakt zu
den Bürgern wichtigster Garant für reali-
tätsnahe Ergebnisse meiner Arbeit. Dabei
sind mir zwei Dinge besonders wichtig:
Die Bereitschaft, auch am Freitag Abend
oder am Wochenende irgendwo in mei-
nem Betreuungsgebiet (Region Stuttgart
sowie Stadt- und Landkreis Heilbronn –
insgesamt ein Gebiet von ca. zehn Bundes-
tagswahlkreisen) präsent zu sein, wenn-
gleich die Anziehungskraft des Themas
Europa bei solchen Veranstaltungen auch
weiterhin sicherlich Wünsche nach oben
offen lässt.

Ich werde auch weiterhin – wenn es irgend
geht – keine Gruppe abweisen, die mich in
Straßburg oder Brüssel besuchen möchte,
wenngleich es schwieriger geworden ist,
in jedem Fall Terminkollissionen kurzfristi-
ger Art zu vermeiden. Die 40.000 Besu-
cher, die ich in meiner bisherigen Parla-
mentszeit persönlich empfangen habe,
sind für mich der direkteste Draht gerade
zu jenen Bürgerinnen und Bürgern, die
sich dem manchmal sperrigen Thema
„Europa“ im Kontext des Charmes der
Stadt an der Ill nähern möchten. <<<
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Das Tröten mit der verspäteten Vuvuzela,
das Rattern mit der Wengerter-Rassel und
das mantrahafte Absingen von Schmähru-
fen auf jene, die nicht die Meinung der
Schmähsinger vertreten: Nennen wir es
kurz beim Namen – gemeint ist der Stutt-
gart-21-Protest, der mittlerweile seit Wo-
chen Hundertschaften von Polizeieinsatz-
kräften aus allen Landesteilen bindet und
das ehemalige Musterländle in die Schlag-
zeilen der bisher so erfolgreichen parla-
mentarischen Republik Deutschland
bringt:

Grundtenor: Abschaffung des ebensol-
chen Regierungssystems und Ersetzen
dessen durch permanente Volksbefragung
basisdemokratischer Prägung, sofortige
Einstellung eines Innovationsprojektes in
dreifacher Hinsicht und bedingungslose
Kapitulation durch die gewählte Landesre-
gierung einschließlich deren Rücktritt zu
Gunsten eines wie auch immer gearteten
Exekutiv-Organs bestehend aus GRÜNEN,
SPD sowie Parkwächtern und Juchtenkä-
fer-Kuschlern.

Gegner dieses einzigen Weges sind in der
Form an den Pranger zu stellen, als dass sie
„Mutlangen und Startbahn West waren
nur der Anfang“ - T-Shirts tragen und alle
Walter-Sittler-Filme ansehen müssen!

Aber mal scherzhaft: Wie sehr muss man
sich eigentlich noch zum Gespött des gan-

zen (Bundes)Landes machen? All die Brut-
tozahler in den Länderfinanzausgleich der
vergangenen Jahrzehnte müssen sich im
Grunde ins Fäustchen lachen ob der gna-
denlosen Selbst-Kasteiung, der sich Ba-
den-Württemberg und dessen wirtschafts-
stärkste Region gerade unterzieht. 

Berlin ist arm aber sexy – kein Wunder, so
hat man sich für Milliarden von Euro pre-
stigeträchtige Bauten, unter anderem
auch einen Bahnhof, geleistet, an denen
sich niemand gestört hat! Keine Frage, der
Bundeshauptstadt, dem Saarland, Bremen
und Mecklenburg-Vorpommern soll es gut
gehen. Warum eigentlich uns?

Selbst diese an billiger Polemik nicht zu
überbietende, alle Klischees bedienende
Kolumne ändert nichts daran, dass man als
langjähriger interessierter Beobachter der
Politszene im Land verwundert die Augen
reibt, was offenbar auch im Rest der
(Noch-)Republik genauso geschieht. Ir-
gendwie muss man hierzulande, der
Schwäbischen Kehrwoche gleich, so häufig
auf der selben Stelle kehren, bis der Nach-
bar die Position als „gekehrt“ abhakt. Ge-
nauso bewegen sich die beiden Kontrapo-
sitionen von Befürwortern und Gegnern
des bedeutenden Infrastrukturprojekts ge-
genläufig im Kreis, als ob man sich im
Hamsterkäfig befindet. Mit dem Unter-
schied, dass das possierliche Tierchen
Spaß dabei hat!

Heiner Geissler gibt zum Zeitpunkt des
Entstehens dieser Zeilen den Schlichter,
vielleicht ist er es zum Zeitpunkt der Ver-
öffentlichung schon  nicht mehr. Es wäre
kein Wunder, befinden wir uns doch in kei-
nem Tarif- sondern in einem Interessen-
konflikt: Die einen wollen Stuttgart 21 und
eine starke Landesregierung, die anderen
wollen das eben nicht. Trotzdem wünscht
man dem Projekt und der Landeshaupt-
stadt natürlich Frieden, denn sonst wer-
den die nächsten zehn Jahre der Bauzeit
für alle Beteiligten und Betroffenen zur
Tortur und es mag fraglich sein, wie ähn-
lich bedeutende Projekte in der ganzen Re-
publik wohl zukünftig vonstatten gehen
sollen oder ob man es dann eben lässt.
Schließlich entzünden sich in unserer Ge-
sellschaft schon bei weniger bedeutenden
Vorhaben Protest und Widerstand.

Fast ist man geneigt, im Zuge des ganzen
Protestes noch ein paar zusätzliche Forde-
rungen zu stellen. Schließlich ist die Pro-
testler-Szene schon mal am Kochen. Mir
fiele da auf Anhieb der Ausbau des Flugha-
fens auf den Fildern, die Erweiterung der
Landesmesse, definitive Festlegung auf
ein atomares Endlager … ein.

Aber Sie wissen ja, dass es sich hier nur um
eine Polemik handelt. <<<

Peter Schmid, stellvertretender Vorsitzender

des CDU Stadtverbandes Ludwigsburg

WAS EIN HAMSTERKÄFIG UND 
DIE SCHWÄBISCHE KEHRWOCHE 
GEMEIN HABEN



„Traditionelles CDU-Bürgerfest für Jung und Alt“
am Samstag und Sonntag, 19. und 20. März 2011

in der Fußgängerzone Ludwigsburg – hinter der evangelischen Kirche

Landtagswahl: Sonntag, 27. März 2011
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ben wird sich als Jobmotor für die Region
Stuttgart erweisen. 

Ludwigsburg wird vor allem durch den un-
mittelbaren Anschluss an den Flughafen
Stuttgart profitieren. Die Reisezeit zum
Flughafen beträgt mit der S-Bahn heute 46
Minuten und es muss umgestiegen wer-
den. Künftig kann der Flughafen mit Re-
gionalzügen umsteigefrei in nur 17 Minu-
ten erreicht werden. 

Daneben entstehen für Ludwigsburg at-
traktive umsteigefreie Verbindungen in
die Region, etwa nach Reutlingen/Tübin-
gen, Esslingen oder Ulm. Auch hierbei er-
geben sich durchweg interessante Reise-
zeitverkürzungen. Zum Beispiel verkürzt
sich die Fahrtzeit von Ludwigsburg nach
Esslingen von heute 30 Minuten auf künf-
tig 16 Minuten. 

Die Landeshauptstadt erhält eine 100
Hektar große Fläche inmitten der Stadt
zurück, die bislang aus einer Gleiswüste
besteht. Sie bekommt damit ungeahnte
Möglichkeiten der städtebaulichen Ent-
wicklung. Das steigert die Attraktivität
Stuttgarts als Metropole und damit der ge-
samten Region und des Landes Baden-
Württemberg. Die Stadt wird sich zum Zu-
wanderungsmagneten entwickeln. 11.000
neue Wohnungen werden entstehen. 

In zahlreichen öffentlichen Sitzungen und
Auseinandersetzungen wurde über diese
Baumaßnahme diskutiert, Tausende von
Zeitungsartikeln sind erschienen, Hunder-
te vom Informationsveranstaltungen wur-
den durchgeführt, eine Ausstellung im
Bahnhofsturm informiert als Daueraus-
stellung über das Projekt. 

FÜR STUTTGART 21 UND DIE 
NEUBAUSTRECKE WENDLINGEN – ULM 
Antrag der CDU, FW und FDP 

Der Gemeinderat spricht sich dafür aus,
dass Stuttgart 21 und die Neubaustrecke
Wendlingen – Ulm in der demokratisch
legitimierten Form umgesetzt und ge-
baut werden. 

Begründung: 

Stuttgart 21 und die Neubaustrecke Wend-
lingen – Ulm sind struktur- und verkehrs-
politisch und aus ökologischen Gründen
für den Raum Ludwigsburg und das Land
Baden-Württemberg von herausragender
Bedeutung. Das Projekt ist über 15 Jahre in
allen demokratischen Gremien öffentlich
behandelt worden und wurde mit klaren
Mehrheiten angenommen. 

Bei aller Unterschiedlichkeit der Stand-
punkte ist auch in der Zwischenzeit nicht
erkennbar, dass eine realistische und reali-
sierbare Alternative besteht. Jahrelange
nach demokratischen Grundsätzen abge-
laufene Diskussions- und Entscheidungs-
prozesse können nicht einfach unter dem
Eindruck von Protesten für bedeutungslos
erklärt werden. Damit sind Gespräche
nicht ausgeschlossen, sie dürfen aber nicht
dazu führen, dass demokratische und
rechtsstaatliche Verfahren nicht aner-
kannt und diskreditiert werden. 

Stuttgart 21 ist ökologisch sinnvoll und
wirtschaftlich geboten. Es verlagert den
Verkehr von der Straße und aus der Luft
auf die Schiene, es hält den Wirtschafts-

standort Region Stuttgart wettbewerbsfä-
hig und schafft Tausende neuer Arbeits-
plätze. 100 Hektar versiegelte Fläche wer-
den gewonnen für Wohnraum, Park, Grün-
anlagen und öffentliche Plätze. Ein Mora-
torium würde das ganze Projekt in Frage
stellen. 

Die wichtigsten Vorteile sind: 

Stuttgart 21 mit der Anbindung des Flug-
hafens und die Neubaustrecke Wendlin-
gen – Ulm gewährleisten die Einbindung
der Region Stuttgart und des Landes Ba-
den-Württemberg an das europäische
Hochgeschwindigkeitsnetz. Alternativen,
um an die Magistrale Paris – Straßburg –
Karlsruhe – Stuttgart – München – Wien –
Budapest/Bratislava angebunden zu wer-
den. Wenn Stuttgart 21 scheitert, wird
nicht nur unsere Region, sondern ganz Ba-
den-Württemberg von dieser wichtigen
West-Ost-Verbindung abgehängt und ge-
rät in den europäischen Verkehrsschatten.
Andere Metropolregionen würden davon
im Gegenzug profitieren. 

Der Wirtschaftsstandort Region Stuttgart
mit seinen hochqualifizierten Arbeitsplät-
zen, seiner weltweiten Vernetzung und Ex-
portorientierung ist von einer exzellenten
Verkehrsanbindung abhängig, um auf Dau-
er die Arbeitsplätze in der Region zu erhal-
ten. Stuttgart 21 sichert nicht nur Arbeits-
plätze sondern es werden Tausende neuer
Arbeitsplätze geschaffen. Das Bauvorha-

Die CDU-Gemeindratsfraktion vor dem

Ludwigsburger Rathaus
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Der Gemeinderat in Stuttgart, die Regio-
nalversammlung, der Landtag von Baden-
Württemberg und der Deutsche Bundes-
tag haben wiederholt Beschlüsse mit brei-
ten Mehrheiten gefasst. Weil das Projekt
für das europäische Hochgeschwindig-
keitsnetz von zentraler Bedeutung ist, hat
das Europäische Parlament erhebliche Fi-
nanzmittel dafür bereitgestellt. Die vielen
von den Gegnern angestrengten Prozesse
gegen das Projekt führten jeweils zu einer
erneuten rechtskräftigen Bestätigung von
Stuttgart 21. 

Ein Moratorium kommt für uns daher nicht
in Frage. Es würde den Bürgern Sand in die
Augen streuen. Ein Ausstieg würde einen
Milliardenbetrag kosten und man stünde
mit leeren Händen da. Zu Stuttgart 21 und
der Neubaustrecke Wendlingen – Ulm gibt
es aus unserer Sicht keine realistische Al-
ternative.  

Klaus Herrmann (CDU)
Roland Glasbrenner (FW)
Dr. Volker Heer (FDP)
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REDE DES FRAKTIONSVORSITZENDEN
KLAUS HERRMANN IM GEMEINDERAT
ZU STUTTGART 21
Herr Oberbürgermeister, 
meine Damen und Herren,

ich möchte zu unserem Antrag CDU, FW,
FDP einiges sagen. 

Aber zunächst einmal eine Bemerkung
zum generellen Verfahren: der Ludwigs-
burger Gemeinderat ist für das Thema
nicht zuständig. Wir haben hier nichts zu
entscheiden. Wir zahlen lediglich über die
Regionalumlage mit. Das hat Herr Dr. Vier-
ling ja ausgeführt. Ansonsten ist das ein
Thema der Region, des Landes, des Bundes
und auch der europäischen Ebene, die sich
ja auch an den Kosten beteiligt.

Aber: Stuttgart 21 bewegt viele Menschen,
auch in Ludwigsburg. Ich möchte jetzt kei-
ne Grundsatzdebatte zu S 21 führen. Die
sollte man in den Gremien führen, die tat-
sächlich dafür zuständig sind. Ich be-
schränke mich auf die Vorteile für Lud-

wigsburg und unsere Einwohner. Das halte
ich hier für richtig und notwendig. 

Wir haben viele Unterlagen zu dem Thema
bekommen. Auch die Unterlage zu K 21,
vierte Auflage. Man sollte einmal verglei-
chen, was zwischen der ersten und der vier-
ten Auflage alles verändert wurde. Da wur-
de nämlich einiges rausgenommen, was
jetzt plötzlich nicht mehr ins Konzept passt.
Wir haben die Stellungnahme dazu von Pro-
fessor Heimerl erhalten und eine sehr gute
Ausarbeitung, die uns der frühere Kollege,
Herr Hebenstreit, zugeschickt hat. 

Zum Grünen-Antrag möchte ich bemer-
ken: 
Sie schreiben unten, und Sie, Herr Vierling,
haben das auch in Ihrer Rede gesagt, dass
der öffentliche Nahverkehr hier in Lud-
wigsburg dringend Verbesserungen
braucht. Ich möchte einmal festhalten: die
Situation im öffentlichen Nahverkehr ist in
Ludwigsburg sehr gut, bei den Bussen, bei
der S-Bahn wie bei den Regionalbahnen.
Man kann immer noch im Einzelfall etwas
verbessern aber wir haben einen sehr gut
ausgebauten öffentlichen Nahverkehr!

Zu den Vorteilen für Ludwigsburg, die
bei Stuttgart 21 eindeutig sind: 
Wir werden eingebunden als Gesamtregi-
on in das europäische Hochgeschwindig-
keitsnetz Paris-Budapest. Nun ist klar, dass
niemand die Strecke von Paris nach Buda-
pest mit der Bahn fährt. Aber die vielen
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stätigt. Ihre Zahl, dass es nur ein Drittel
von Stuttgart 21 kostet, zweifle ich an.
Dann wären es aber immer noch Milliar-
den. Die Gleisflächen bleiben erhalten. Das
Ganze ist weniger leistungsfähig als Stutt-
gart 21 und belastet vor allem viele Bürger
in den unteren Neckarvororten. Aber das
hat mit Ludwigsburg nichts zu tun. 

Die Leistungsfähigkeit eines Kopfbahn-
hofs ist deutlich geringer als die Leistungs-
fähigkeit eines Durchgangsbahnhofs. Die
betriebliche Flexibilität ist beim Durch-
gangsbahnhof sehr viel größer, weil der
weit weniger empfindlich auf höhere Bela-
stungen im Verkehr reagiert. Zum Beispiel
bei Abweichungen vom Regelbetrieb,
wenn es Verspätungen oder wenn es Bau-
arbeiten gibt. Das ist auch für viele Pend-
ler aus Ludwigsburg ein großer Fortschritt
wenn es Stuttgart 21 gäbe. 

K 21 ist ein milliardenschweres, umwelt-
feindliches, bürgerbelastendes Projekt
ohne Verbesserung der Leistungsfähig-
keit. Der Bahnknoten Stuttgart wäre für
die Zukunft unattraktiv, das bringt für Lud-
wigsburg keinerlei Verbesserungen. 

Wenn man heute den Bericht in den Stutt-
garter Nachrichten auf Seite drei über den
Wiener Kopfbahnhof liest, der zum Durch-
gangsbahnhof umgebaut wird, sieht man,
dass man dort sehr viel fortschrittlicher
denkt.

Zur Finanzierung ein paar wenige Worte: 
Stuttgart 21 kostet nach heutigem Kennt-
nisstand 4,1 Milliarden Euro, die Bahntras-
se Wendlingen-Ulm 2,9 Milliarden Euro.
Das ist noch nicht in jedem Detail exakt
vorauskalkuliert. Genau kann man das erst

Teilstrecken dazwischen sind eine echte
Alternative zum Auto oder zum Flugzeug. 

Stuttgart 21 sichert und erhält Arbeitsplätze
auch in unserem Bereich. Der Kreishand-
werksmeister hat im September bei der
Freisprechung der Handwerker im Forum
vor vierhundert Teilnehmern gesagt, dass
für Handwerk und Mittelstand in unserer
Stadt Stuttgart 21 ein wichtiges Projekt ist. 

Ludwigsburg bekommt einen unmittelba-
ren Anschluss an den Flughafen. Heute
fahren wir von hier 46 Minuten mit um-
steigen zum Flughafen, künftig dauert es
nur noch 17 Minuten – ohne umsteigen. 

Im Übrigen: Wenn sie ansprechen, manche
der Befürworter fliegen nur oder fahren
nur mit dem Auto. Als der Herr Özdemir
vom Flugplatz nach Bad Cannstatt musste,
hat er einen Hubschrauber genommen,
weil er so schneller hinkam. Wenn Stutt-
gart 21 fertig wäre, könnte er in acht Minu-
ten die Strecke vom Flughafen bis zum
Hauptbahnhof zurücklegen.

(teilweise Beifall)

Von Ludwigsburg gibt es weitere attrakti-
ve umsteigefreie Verbindungen in die Re-
gion und nach Tübingen, das ist für viele
Studenten durchaus lukrativ und auch
nach Ulm. Hierzu eine Zahl: die Strecke
Ludwigsburg-Esslingen dauert heute 30
Minuten mit der Bahn, künftig 16 Minuten
durch Stuttgart 21. 

Es wird also sehr viel Verkehr von der Stra-
ße auf die Schiene verlagert. Seriöse
Schätzungen gehen davon aus, dass etwa
300 Millionen Autokilometer von der Stra-

ße auf die Schiene verlagert werden. Das
ist die unterste Schätzung.  Das sind einige
Tonnen CO2 jährlich, die bei 300 Millionen
Autokilometern weniger eingespart wer-
den. Das betrifft den gesamten Bereich
und damit auch die Stadt Ludwigsburg.

In Stuttgart wird eine etwa 100 Hektar gro-
ße Gleiswüste frei. 20 Hektar mehr Grün
wird es in der Innenstadt von Stuttgart ge-
ben, 5000 neue Bäume werden gepflanzt.
Da werden noch ganz andere Tierchen als
der Juchtenkäfer heimisch werden. Das ist
für den Großraum Stuttgart, für die Region
und damit auch für Ludwigsburg wichtig.
Die Region Stuttgart kann dann wieder bes-
ser atmen, das ist ein großes Plus.

Eine Untersuchung des Instituts für Wirt-
schaftspolitik und Wirtschaftsförderung
der Universität Karlsruhe hat für den
Raum Ludwigsburg überdurchschnittlich
hohe Wertschöpfungssteigerungen pro-
gnostiziert.

Für mich war jetzt sehr interessant, dass
Sie als Nachteile von Stuttgart 21 nur an-
sprechen, dass man zehn Jahre eine Bau-
stelle hat mit Verzögerungen und längerer
Umsteigezeit. Nur: nach den zehn Jahren
gibt es deutlich spürbare Verbesserungen. 

Bei Umfragen, auf die sie ja so viel Wert le-
gen, wurde ermittelt, dass vor allem jünge-
re Leute eher für das Projekt sind und we-
niger gegen das Projekt, als der übrige Teil
der Bevölkerung. Das ist für mich auch in-
teressant

Zu dem Projekt K 21 nur einige Sätze: 
Es ist ein Milliardenprojekt, das unstreitig
Milliarden kostet, das haben sie auch be-
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Konrad Epple und Stadtrat Reinhold Noz

sagen, wenn nach der Ausschreibung die
Submissionsergebnisse vorliegen. Es gibt
über 60 Planungsabschnitte mit zahlrei-
chen Ausschreibungen. 

Eines muss man auch sehen: bei all diesen
Schätzungen wird immer gesagt, es wird
deutlich teurer. Die gleichen Worte habe ich
von grüner Seite gehört, als es um die Mes-
se ging. Und bei der Messe sind die Kosten
eingehalten worden. Nur, dass es in zehn
Jahren auch bei Stuttgart 21 Baupreissteige-
rungen gibt, ist nicht ausgeschlossen.

Wenn Sie dann die Kosten insgesamt an-
sprechen: 
In den Aufbau Ost sind netto 1,7 Billionen
Euro geflossen. Unsere Staatsverschul-
dung wäre heute deutlich geringer. Sie
kommt zum Teil durch die Wiedervereini-
gung, die wir alle wollten. Andere Staaten
hatten dies nicht und haben zum Teil eine
deutlich höhere Staatsverschuldung als
Deutschland. Da hätten wir auch im Ge-
meinderat darüber diskutieren können, ob
im Osten die eine oder andere Autobahn,
auf der heute fast niemand fährt, oder die
eine oder andere Bahnlinie, auf der nur
Luft spazieren gefahren wird, wirklich not-
wendig war. Wir haben es nicht getan, weil
wir uns darauf verlassen haben, dass die
Gremien, die dafür zuständig sind, das
auch richtig entscheiden.

Dann gibt es noch einen interessanten
Punkt von einem Grünen im nordrhein-
westfälischen Landtag. Da gibt es eine An-
frage des Herrn Arndt Klocke, der ver-
kehrspolitischer Sprecher der Grünen ist
und der anfragt, ob der Ausbau des Schie-
nennetzes in Nordrhein-Westfalen nicht
unter dem milliardenschweren Bahnpro-

jekt Stuttgart 21 leiden könne. Er sehe
Nachteile durch diese Investition in Ba-
den-Württemberg beim Erhalt und Ausbau
des Schienennetzes an Rhein und Ruhr. 

Wir zahlen jedes Jahr zwei Milliarden in den
Länderfinanzausgleich. Wir klagen dage-
gen, da macht sogar die SPD mit. Die Grü-
nen verweigern sich dagegen. Sie sind wohl
froh, wenn das Geld woanders verbaut wird
und nicht bei uns hier in Baden-Württem-
berg. Endlich fließt auch einmal Geld zu
uns nach Baden-Württemberg zurück.

Dann ist mir noch eines aufgefallen. Es ist
ja gut wenn man mal in ein Archiv nach äl-
teren Unterlagen schaut. Als 1992 die Bahn
diskutiert hat ob man, wie in Frankfurt, den
Hauptbahnhof für den Fernverkehr nach
Cannstatt verlegt, hat der Gemeinderat
der Landeshauptstadt Stuttgart folgenden
Beschluss einstimmig gefasst, ich zitiere: 

„Der Gemeinderat der Landeshauptstadt
Stuttgart fordert den Vorstand der Deut-
schen Bundesbahn auf, sich unverzüglich
und unmissverständlich auf eine Unterfah-
rung des Stuttgarter Hauptbahnhofs für
den Personenschnellverkehr festzulegen
und damit dem wichtigsten Unterneh-
mensziel der Deutschen Bundesbahn ge-
recht zu werden, die Attraktivität des
schienengebundenen Personenverkehrs
zu steigern“  Zitat Ende. 

In der Debatte damals hat für die Grünen
Stadtrat Dr. Reinborn gesagt, die Bundes-
bahn würde sich ins eigene Fleisch schnei-
den, man solle sich einmal vorstellen wel-
che Situation entstehe, wenn jemand in
Untertürkheim oder in Cannstatt ankom-
me, mit der S-Bahn zum Hauptbahnhof

Mittendrin: MdL Klaus Herrmann

fahren und dort wieder umsteigen müsse.
„Das ist eine Idee, die, man muss es leider
sagen, eigentlich nur von der Bundesbahn
kommen konnte.“ Soviel zu der Forderung
von den Grünen 1992. Jetzt hat die Bahn
entsprechend geplant und das Projekt
wird verwirklicht. Jetzt sind sie natürlich
dagegen. 

Wenn sie sagen, Herr Vierling, Mehrheiten
können wechseln. Bei der Oberbürgermei-
sterwahl in Stuttgart ist der Herr Palmer
angetreten mit der eindeutigen Aussage:
„Wenn Ihr mich wählt, stoppe ich das Pro-
jekt“. Er wurde nicht gewählt. Bei der Bun-
destagswahl letztes Jahr hat der Herr Öz-
demir in seinem Stuttgarter Wahlkreis ge-
sagt: „Wenn Ihr mich wählt, ist das ein kla-
res Signal für den Stopp von Stuttgart 21“.
Der Herr Özdemir wurde nicht gewählt. 

Die Grünen waren ja bundesweit gegen
viele Dinge, gegen den Elbtunnel in Ham-
burg, gegen den Münchner Flughafen, ge-
gen die Startbahn West, bei uns gegen die
Schnellbahntrasse. Ich hab hier einen sehr
guten Artikel aus der Ludwigsburger Kreis-
zeitung vom Sommer dieses Jahres wo un-
ter der Überschrift „Widerstand konnte
den Bahnbau nicht verhindern“ steht, wer
damals alles gegen die Schnellbahntrasse
protestiert hat. 

Wenn es die Grünen vor 35 Jahren schon
gegeben hätte, gäbe es wohl auch keine S-
Bahn. Dann müssten wir Ludwigsburger
immer noch am Hauptbahnhof aussteigen
und könnten nicht direkt in die Stuttgarter
Innenstadt rein fahren.

In der Stadt Ludwigsburg war es auch nicht
anders: Mit Ihrer Stimme gäbe es kein Fo-
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rum, gäbe es wohl auch keine Rathaustief-
garage, keine Mäurach-Querspange. Sie
sind gegen jeden Straßenbau in der Stadt.
Also von daher bin ich sicher und über-
zeugt, dass wir hier im Land und in der Re-
gion eine richtige Entscheidung für Stutt-
gart 21 getroffen haben.

Die Schlichtung des Herrn Geißler ist kei-
ne Verhandlung, wie sie es darstellen, son-
dern eine Fach- und Sachschlichtung, wo
die Argumente auch einmal offen darge-
legt werden. Das ist ein Punkt wo ich
durchaus der Meinung bin, dass in der Ver-
gangenheit Fehler gemacht worden sind.

Ihnen, Herr Oberbürgermeister, möchte
ich ausdrücklich danken für Ihre ganz klare
Haltung. Wie auch den Oberbürgermei-
stern von Ditzingen, Bietigheim, Rem-
seck/N. und Vaihingen/Enz, die ja be-
kanntlich unterschiedlichen Parteien an-
gehören, und allen Bürgermeistern aus

dem Landkreis Ludwigsburg. Lassen Sie
sich nicht einschüchtern, Herr Oberbür-
germeister, wenn eine Minderheit im Ge-
meinderat etwas anderes will. Ich bin mir
sicher, bei dem Projekt Stuttgart 21, wo es
heute zahlreiche Gegner gibt, werden vie-
le von denen in Zukunft große Befürwor-
ter sein. Beim Forum haben wir das ja beim
Jubiläum gemerkt.

Zusammenfassend gesagt: 
Stuttgart 21 ist  ökologisch sinnvoll, wirt-
schaftlich geboten und vorteilhaft  für
Ludwigsburg. Deshalb haben wir auch den
Antrag gestellt wie er vorliegt auf der Vor-
lage 444/10. Der Antrag entspricht übri-
gens genau dem gleichen Antrag, den
CDU, Freie Wähler, SPD und FDP in der Re-
gionalversammlung eingebracht haben
und der dort einstimmig verabschiedet
wurde. Dieses Gremium hat sich schon
sehr lange mit der Thematik intensiv be-
schäftigt. 

Auch im Stuttgarter Gemeinderat haben
CDU, Freie Wähler, SPD und FDP erst vor
wenigen Wochen einstimmig der Fortset-
zung des Baus von Stuttgart 21 zuge-
stimmt. Ich bin auch froh, dass wir Regio-
nalräte aus unserer Stadt haben wie Sie,
Herr Spec, wie Frau Kreiser und wie Herrn
Schmiedel, die klar zu dem Projekt Stutt-
gart 21 stehen. Herr Schmiedel hat, neben
anderen, dieses Mal eine sehr beeindruk-
kende Rede in der Regionalversammlung
gehalten. Ich bedaure, dass die SPD-Frakti-
on unserem Antrag nicht beigetreten ist,
aber sie können ja jetzt bei der Abstim-
mung zustimmen. Es ist wie gesagt dersel-
be, wie ihn Ihr Landtagsabgeordneter
Schmiedel sehr vehement in der Regional-
versammlung vertreten hat und dem Ihre
Kollegen dort einstimmig zugestimmt ha-
ben.

(Beifall) <<<

WEITERFÜHRUNG VON PROJEKTEN NACH 
AUSLAUFEN DES PROGRAMMS SOZIALE STADT 
GRÜNBÜHL/SONNENBERG/KARLSHÖHE 
Antrag der CDU

Die Verwaltung berichtet im
BSS vor Ablauf des Pro-
gramms Soziale Stadt Grün-
bühl/Sonnenberg/Karlshöhe
ob und in welcher Form Pro-
jekte, die durch die Soziale
Stadt begonnen wurden,
weitergeführt werden kön-
nen. 

Begründung: 

Beim Bürgergespräch der
CDU vor Ort wurde viel Posi-
tives über Entwicklung, Enga-
gement sowie Aufbruchstim-
mung zu mehr Miteinander
berichtet. 

Projekte wie 

- schulbegleitende Sozialar-
beit 

- Frühstück an der Eichen-
dorffschule 

- Heilpädagogische Fachkraft
im Kinder und Familienzen-
trum Sonnenberg, 

sind innovative und zukunfts-
orientierte Leuchtturmprojek-
te. Deshalb sollten Wege ge-
funden werden wie sie verste-
tigt werden können. 

Klaus Herrmann, 
Fraktionsvorsitzender 
Rosina Kopf, Stadträtin
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„Über die Einführung von mobilen Ange-
boten für bestimmte Dienstleistungen
sollte in einem ersten Schritt nachgedacht
werden, wie es auch schon den Bücherbus
der Stadtbücherei gibt“, sagte der CDU-
Stadtverbandsvorsitzende Maik Stefan
Braumann beim traditionellen Stadtteilge-
spräch der CDU Ludwigsburg.

Das Thema Entwicklung der Ladenge-
schäfte im Stadtteil trieb die Besucher in
Grünbühl und Sonnenberg besonders um.
In den vergangenen Jahren haben hier un-
ter anderem die Apotheke, ein Drogerie-
markt und die Bankfiliale geschlossen. Die
relativ hohen Mieten werden dafür verant-
wortlich gemacht, dass das Angebot zu-
nehmen ausgedünnt wird. Daneben
herrscht in der Bürgerschaft die Befürch-
tung, dass in die freiwerdenden Flächen
dann Anbieter so genannter „Billigware“
wie 1-Euro-Shops einziehen, sodass die
wohnortnahe Versorgung zunehmend we-
niger abgedeckt ist. Vor allem das Fehlen
einer Bankfiliale macht den Anwohnern
dabei Sorgen. 

Nach Aussagen von Stadtteilausschuss-
mitglied Gerhard Schroth ist die Lebens-
mittelversorgung aber noch zufriedenstel-
lend. „Die Menschen wollen aber einen
Ort der Begegnung, ein Stadtteilzentrum,
das den Namen verdient und natürlich
nicht nur einen Geldautomat, sondern
auch einen Bankangestellten zum Anfas-
sen haben“, so der CDU Stadtverbandsvor-
sitzende Maik Stefan Braumann weiter.
„Man muss zur Lösung der Probleme aber

zunächst versuchen, sich auch neue, un-
konventionelle Ideen auszudenken.“

Grünbühl und Sonnenberg
wachsen zusammen – 
Eichendorffschule bietet 
attraktives Angebot
Erfreulich war aber zu hören, dass die neue
Brücke zwischen Grünbühl und Sonnen-
berg die beiden Stadtteile langsam zusam-
menwachsen lässt. „So etwas geht nicht
von heute auf morgen, das braucht natür-
lich Zeit. Aber wir sehen da schon deutli-
che Fortschritte“, so Stadträtin Rosina
Kopf während den Gesprächen. Die Stadt
ist auch weiterhin bemüht, die Zusammen-
führung der beiden Stadtteile anzutreiben.

Die örtliche Eichendorffschule wurde zu-
dem für ihr umfassendes pädagogisches
und soziales Programm gelobt. Kleine
Klassen, eine Betreuung bis 17 Uhr, ein re-
gelmäßiger Mittagstisch, ein musisches
Profil sowie ein engagiertes Lehrerkollegi-
um sorgen dafür, dass im Stadtteil ein ent-
sprechendes Bildungsangebot herrscht.

Ehemalige Jugendcafébesu-
cher eröffnen eigenes Café

Ehemalige Besucher des damals in der Kir-
che angesiedelten Jugendcafétreffs haben
zudem die alte Idee aus dem Stadtteil wie-
der aufleben lassen. Anstatt sich in priva-
ten Räumlichkeiten oder auf der Straße zu
treffen sind sie gerade dabei, ein Café für

Ludwigsburger Stadträte stellen sich der Diskussion

in Grünbühl

EINZELHANDEL IN GRÜNBÜHL MACHT ANWOHNERN SORGEN
Einwohner aus Grünbühl und Sonnenberg diskutieren beim Stadtteilgespräch der CDU-Ludwigsburg
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Jung und Alt zu eröffnen. „Die Einrichtung
soll komplett ohne Fördergelder auskom-
men und ein Treffpunkt für alle Generatio-
nen des Stadtteils sein. Ich begrüße diese
Idee außerordentlich und wünsche den In-
itiatoren dabei alles Gute“, fasst Klaus
Herrmann die Idee und seine Wünsche zu-
sammen.

Bezahlbare Wohnungen 
für junge Familien

Ein Thema trieb die Besucher des nun
schon im 15. Jahr stattfindenden Mei-
nungsaustauschs  besonders um. So dreh-
ten sich die Gespräche lange Zeit um den

Wohnungsbau. „Die hier ansässigen Bür-
ger fordern zu Recht ausreichend große
und vor allem bezahlbare Wohnungen“, so
Stadtteilausschussmitglied Jürgen Dill.
Der bereits vorhandene Bestand an Woh-
nungen, die der Bundesanstalt für Immo-
bilienaufgaben (BIMA) gehören, bieten
große Entwicklungsmöglichkeiten. 

„Der Tenor der Anwesenden war für mich
eindeutig. Die Stadt soll alte Wohnungen
bzw. Wohnblöcke kaufen und daraus eine
Mischung aus Sanierung und Neubauten
verwirklichen. Die Wohnungen sollten da-
bei mindestens zwei bis drei Zimmer auf-
weisen, um groß genug für junge Familien
zu sein“, erklärte Fraktionsvorsitzender

Klaus Herrmann. „Um so ein Vorhaben
entsprechend anzugehen, müssen ganze
Wohnblocks in die Pläne mit einbezogen
werden. Man wird in einem solchen Fall
nicht an der Situation vorbei kommen,
dass auch langjährige Mieter umziehen
müssen.“ Dessen müsse man sich bewusst
sein. Zudem seien sanierte Wohnungen
und auch Neubauten teurer. „Die Mieten
werden dann steigen.“ 

Der Kauf der Wohnungen durch die Stadt
scheiterte bisher an den hohen Kaufpreis-
forderungen der BIMA. Bundestagsabge-
ordneter Steffen Bilger hat hierzu bereits
Gespräche geführt, um eine einvernehmli-
che Lösung zu erreichen. <<<

Bodo Skaletz, Geschäftsführer der SWLB-Kornwestheim

im Gespräch mit MdL Herrmann

Die Verwaltungsspitze zu Gast bei der CDU-Fraktion

FRAKTIONSEMPFANG

Zu Beginn der Sitzungswochen nach der
Sommerpause hat die CDU-Gemeinde-
ratsfraktion im September zum Erfah-
rungsaustausch eingeladen.

Oberbürgermeister Werner Spec, Erster
Bürgermeister Konrad Seigfried, Baubür-
germeister Hans Schmid, und die Fachbe-
reichsleiter der Stadtverwaltung nutzten

gerne die Gelegenheit, in zwangloser Run-
de mit den CDU-Stadträten über anste-
hende und kommende Themen zu disku-
tieren.

Fraktionsvorsitzender Klaus Herrmann freut sich über die gelungene Veranstaltung Stadtrat und Senioren Union Kreisvorsitzender Dr. Ingo Schwytz mit OB Spec
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ANTRÄGE

Sonderrücklage zum Bau der
Westrandstraße

Aus dem Verkaufserlös für das Grundstück
Hintere Halden an die Firmen Lapp und
Greenfield wird eine Sonderrücklage ge-
bildet in der Höhe, dass der Bau der West-
randstraße von der Mörikestraße bis zur L
1140 daraus finanziert werden kann.

Begründung:
Durch die Nutzung als Logistikstandort
auf der Hinteren Halde und durch die bei-
den auf Möglinger Markung angesiedelten
Betriebe auf der Hinteren Halde entsteht
ein zusätzliches Fahrzeugaufkommen, das
sowohl im Interesse der Pflugfelder Bürger
und der Bürger der Weststadt als auch der
Bürger in Möglingen nicht über das beste-
hende Straßennetz abgewickelt werden
sollte.

Die Stadtverwaltung ermittelt die anteili-
gen Kosten der Maßnahme und macht in
dieser Höhe eine zweckgebundene Rück-
lage aus dem Verkaufserlös für das Grund-
stück.

Klaus Herrmann, 
Fraktionsvorsitzender
Reinhold Noz, 
Stadtrat

Vereinbarungen mit der 
Türkisch Islamischen 
Union Ludwigsburg e. V.

Die Stadtverwaltung berichtet, ob und wie
die vereinbarten Auflagen im öffentlich-
rechtlichen Vertrag zwischen der Türkisch-
Islamischen Union Ludwigsburg e.V. und
der Stadt Ludwigsburg vom 10.01.1990 ein-
gehalten werden.

Begründung:
Auf Grund von Anregungen und Be-
schwerden der Nachbarschaft und der Be-
wohner und Geschäftsleute der unteren
Stadt, bitten wir, die einzelnen Punkte des
öffentlich-rechtlichen Vertrags zu über-
prüfen und eine Stellungnahme dazu abzu-
geben.

Sollten gemeinsam vereinbarte Auflagen
nicht eingehalten werden, bitten wir um
entsprechende Auswertung, inwieweit
Verstöße festgestellt wurden oder inwie-
weit der Verwaltung Beschwerden oder
Anzeigen vorliegen.

Nach einer 20-jährigen Nutzungszeit ist es
sinnvoll, darüber zu berichten, inwieweit
die Interessen der Betroffenen durch ei-
nen solchen öffentlich-rechtlichen Vertrag
gewahrt werden können oder inwieweit es
Verstöße dagegen gibt.

Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Reinhold Noz, Stadtrat

Leiter Büro Oberbürgermeister Peter Spear (li.) mit dem

Fachbereichsleiter Hochbau und Gebäudewirtschaft

Mathias Weißer

V.l.n.r.: EBM Konrad Seigfried, Fachbereichsleiter Stadt-

planung und Vermessung Martin Kurt, Stadtrat Reinhold

Noz und der Geschäftsführer der Wohnungsbau Lud-

wigsburg Andreas Veit

FB-Leiterin Kunst u. Kultur Wiebke Riechert und stellv. Fraktionsvorsitzende Rosina Kopf Stadtkämmerer Ulrich Kiedaisch und Stadträtin Elke Kreiser


